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54 . Bundesgesetz vom 29. Feber 1956
über die Bezüge der Bundesbeamten (Gehalts-

gesetz 1956).
Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I.

Allgemeine Bestimmungen.

A n w e n d u n g s b e r e i c h .
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet auf alle

Bundesbeamten des Dienststandes Anwendung.
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz von Beam-

ten gesprochen wird, sind darunter die Bundes-
beamten des Dienststandes zu verstehen.

(3) Der Abschnitt I dieses Bundesgesetzes fin-
det auf alle Beamten Anwendung, soweit nicht
in den folgenden Abschnitten etwas anderes be-
stimmt ist.

B e s o l d u n g s r e c h t l i c h e E i n t e i l u n g
der B e a m t e n .

§ 2. Die Bezüge der Beamten richten sich nach
der Zugehörigkeit zu einer der folgenden Be-
soldungsgruppen:
1. Beamte der Allgemeinen Verwaltung;
2. Beamte in handwerklicher Verwendung;
3. Beamte im richterlichen Vorbereitungsdienst,

Richter und staatsanwaltschaftliche Beamte;
4. Hochschullehrer;
5. Lehrer;
6. Beamte des Schulaufsichtsdienstes;
7. Wachebeamte;
8. Berufsoffiziere und zeitverpflichtete Soldaten.

B e z ü g e .

§ 3. (1) Dem Beamten gebühren Monatsbezüge.
(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt

und allfälligen Zulagen (Dienstalterszulage,
Dienstzulagen, Ergänzungszulagen, Exekutiv-
dienstzulage, Wachdienstzulage, Truppendienst-
zulage, Familienzulagen, Teuerungszulagen).

(3) Außer den Monatsbezügen gebührt dem
Beamten für jedes Kalenderhalbjahr eine Sonder-
zahlung in der Höhe von 50 v. H. des Monats-
bezuges, der ihm für den Monat der Auszahlung
zusteht. Steht ein Beamter während des Kalen-
derhalbjahres, für das die Sonderzahlung ge-
bührt, nicht ununterbrochen im Genuß des vol-
len Monatsbezuges, so gebührt ihm als Sonder-
zahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat
der Auszahlung gilt bei Ausscheiden aus dem
Dienststand jedenfalls der Monat des Ausschei-
dens aus dem Dienststand.

F a m i l i e n z u l a g e n .

§ 4. (1) Familienzulagen sind die Kinderzulage
und die Haushaltszulage.

(2) Dem Beamten gebührt für jedes eigene
Kind, das das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat und als unversorgt anzusehen ist, eine Kin-
derzulage. Einem Beamten männlichen Ge-
schlechtes gebührt jedoch eine Kinderzulage für
ein uneheliches Kind nur für die Zeit, für die er
zur Unterhaltsleistung verpflichtet ist.

(3) Für ein älteres, anderweitig nicht versorgtes
eigenes Kind kann die Kinderzulage auf Antrag
zuerkannt werden,

a) wenn das Kind infolge körperlicher oder
geistiger Gebrechen oder infolge schwerer
Krankheit dauernd außerstande ist, sich
selbst seinen Unterhalt zu verschaffen,

b) längstens bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres, wenn es wegen Studien oder er-
weiterter fachlicher Ausbildung die Selbst-
erhaltungsfähigkeit noch nicht erlangt hat.

Die Bestimmung des Abs. 2 zweiter Satz gilt
auch in diesen Fällen.

(4) Kommt eine Kinderzulage nach Abs. 2 nicht
in Betracht, so kann dem Beamten in berücksich-
tigungswürdigen Fällen auf Antrag für jedes zu
seinem Haushalt gehörende und von ihm ganz
oder teilweise erhaltene Kind, das das 21. Le-
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bensjahr noch nicht vollendet hat und als un-
versorgt anzusehen ist, eine Kinderzulage zuer-
kannt werden. Zum Haushalt des Beamten ge-
hört ein Kind dann, wenn es nicht verheiratet
ist und bei einheitlicher Wirtschaftsführung un-

ter Leitung des Beamten dessen Wohnung teilt
oder sich mit seiner Einwilligung außerhalb sei-
ner Wohnung nicht zu Erwerbszwecken, sondern
zu Zwecken der Erziehung und Ausbildung im
Inland oder Ausland aufhält.

(5) Für ein Kind gebührt die Kinderzulage nur
einmal. Haben beide Elternteile Anspruch auf
eine Kinderzulage oder eine gleichartige Zulage
gegen einen Rechtsträger öffentlichen Rechts, so
gebührt dem Beamten die Kinderzulage nur
dann, wenn das Kind zu seinem Haushalt gehört
(Abs. 4 zweiter Satz); gehört das Kind nicht zu
seinem Haushalt, so gebührt ihm die Kinder-
zulage nur so weit, als die Höhe der Kinder-
zulage oder der gleichartigen Zulage, die der an-
dere Elternteil erhält, hinter der Höhe der Kin-
derzulage nach diesem Bundesgesetz zurück-
bleibt.

(6) Die Kinderzulage beträgt 100 S.

(7) Die Haushaltszulage gebührt
a) verheirateten Beamten;
b) verwitweten Beamten, die eine Kinder-

zulage für ein Kind erhalten, das im Zeit-
punkt des Todes des anderen Ehegatten
zum Haushalt des Beamten oder des ver-
storbenen Ehegatten gehört hat oder das
nachher geboren wurde und aus der auf-
gelösten Ehe stammt;

c) geschiedenen Beamten, wenn sie eine Kin-
derzulage für ein Kind erhalten, das im
Zeitpunkt der Scheidung zum Haushalt des
Beamten oder des anderen Ehegatten ge-
hört hat oder das nachher geboren wurde
und aus der aufgelösten Ehe stammt, fer-
ner, wenn der geschiedene Beamte ver-
pflichtet ist, für den Unterhalt der ge-
schiedenen Gattin ganz oder teilweise zu
sorgen.

(8) Die Haushaltszulage beträgt
a) bei verheirateten Beamten, die keine Kin-

derzulage erhalten und deren Ehegatte Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, Ge-
werbebetrieb, selbständiger oder nichtselb-
ständiger Arbeit von mehr als 460 S
monatlich bezieht, 40 S; bei den Einkünf-
ten aus Land- und Forstwirtschaft, Ge-
werbebetrieb und selbständiger Arbeit ist
dabei von einem Zwölftel der Summe die-
ser Einkünfte im letztvorangegangenen
Kalenderjahr auszugehen; wird bereits eine
gleichartige Familienzulage von einem
Rechtsträger öffentlichen Rechts gezahlt,
so ist diese Zulage auf die Haushalts-
zulage anzurechnen;

b) in allen übrigen Fällen 100 S.

(9) Verheirateten Beamten weiblichen Ge-
schlechtes gebühren Familienzulagen nur, wenn
sie als Familienerhalter anzusehen sind.

(10) Der Beamte ist verpflichtet, alle Tatsachen,
die für den Anfall und die Einstellung von Fa-
milienzulagen von Bedeutung sind, binnen einem
Monat nach Eintritt der Tatsache, wenn er aber
nachweist, daß er von dieser Tatsache erst später
Kenntnis erlangt hat, binnen einem Monat nach
Kenntnis, seiner Dienstbehörde unter Vorlage
der entsprechenden Belege zu melden.

§ 5. (1) Ein Kind ist im Sinne des § 4 als ver-
sorgt anzusehen, wenn es

1. den ordentlichen Präsenzdienst im Sinne
der wehrrechtlichen Vorschriften leistet;

2. weiblichen Geschlechtes ist und in den Ehe-
stand tritt;

3. in ein Stift oder in ein Kloster eintritt;

4. einen Stiftplatz oder einen Freiplatz in einer
Erziehungs-, Bildungs- oder Versorgungsanstalt
erhält, solange die Anstalt alle Bedürfnisse der
untergebrachten Person bestreitet;

5. in einem landwirtschaftlichen, gewerblichen
oder freiberuflichen Betrieb eines Aszendenten
gegen Geld oder Naturalbezüge beruflich tätig
ist; unter beruflicher Tätigkeit wird eine solche
verstanden, welche ständig und in der Absicht,
sich dadurch den Lebensunterhalt zu erwerben,
ausgeübt wird;

6. aus einem Dienstverhältnis Geld- oder
Naturalbezüge erhält;

7. im Bezuge eines ordentlichen oder außer-
ordentlichen Versorgungsgenusses steht;

8. im Bezuge einer Sozialversicherungsrente,
einer Rente nach den Vorschriften über die
Kriegsopferversorgung, eines Arbeitslosengeldes
(einer Notstandshilfe) oder anderer durch einen
Rechtsträger öffentlichen Rechts aus sozialen
Gründen gewährter Zuwendungen steht;

9. Geld oder Naturalien aus einer Stiftung
(Stipendium) erhält; Schul- und Studienstipen-
dien sind jedoch niemals als Versorgung anzu-
sehen;

10. von einer anderen Person als derjenigen,
welche die Kinderzulage beansprucht, auf Grund
einer gesetzlichen Verpflichtung alimentiert wird;

11. in einem Ausbildungsverhältnis oder einer
Praxis steht und im Zusammenhang damit Be-
züge (Unterhaltsbeiträge u. dgl.) in Geld oder
Naturalien erhält;

12. andere Einkünfte im Sinne des Einkom-
mensteuerrechtes bezieht.

(2) Eine Versorgung im Sinne der Bestimmun-
gen des Abs. 1 Z. 6 bis 12 ist jedoch nur dann
anzunehmen, wenn der Geld- oder Naturalbezug
den Wert von monatlich 500 S übersteigt; Über-
stundenzahlungen, Aushilfen, Urlaubsgeld,
Weihnachtsremunerationen sowie ähnliche Son-
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derzahlungen sind hiebei nicht in Anschlag zu
bringen. In dem Fall der Z. 12 ist von einem
Zwölftel der Summe der Einkünfte im letzt-
vorhergehenden Kalenderjahr auszugehen. Der
Bezug einer Lehrlingsentschädigung gilt ohne
Rücksicht auf die Höhe der Entschädigung nicht
als Versorgung.

(3) Bei Bezügen, die in Naturalien bestehen,
ist der Wert der Wohnung mit 15 v. H., der
Wert der vollständigen ganzmonatigen Ver-
köstigung mit 60 v. H., der Wert der vollstän-
digen ganzmonatigen Verköstigung nebst Woh-
nung, Kleidung und Wäsche mit 95 v. H. und
die Bestreitung sämtlicher Bedürfnisse durch die
Beistellung von Sachwerten mit 100 v. H. des
Betrages von 500 S zu veranschlagen.

A n f a l l u n d E i n s t e l l u n g d e s
M o n a t s b e z u g e s .

§ 6. (1) Der Anspruch auf den Monatsbezug
beginnt mit dem auf den Tag des Dienstantrittes
nächstfolgenden Monatsersten oder, wenn der
Dienst an einem Monatsersten angetreten wird,
mit diesem Tage.

(2) Der Anspruch auf den Monatsbezug endet
mit Ablauf des Monates, in dem der Beamte aus
dem Dienststand ausscheidet.

(3) Änderungen des Monatsbezuges werden
mit dem auf den maßgebenden Tag folgenden
Monatsersten oder, wenn der maßgebende Tag
der Monatserste ist, mit diesem Tag wirksam.
Maßgebend ist, unbeschadet der Bestimmungen
der Abs. 4 und 5, wenn die Änderungen keiner
bescheidmäßigen Verfügung bedürfen, der Tag
des die Änderung bewirkenden Ereignisses, wenn
sie durch Bescheid verfügt werden, der im Be-
scheid festgesetzte Tag oder, wenn ein solcher
nicht festgesetzt ist, der Tag des Eintrittes der
Rechtskraft des Bescheides.

(4) Hat der Beamte die Meldung nach § 4
Abs. 10 rechtzeitig erstattet, so gebühren die Kin-
derzulage für ein eheliches Kind schon ab dem
Monat der Geburt, die Haushaltszulage nach § 4
Abs. 7 lit. a schon ab dem Monat der Verehe-
lichung.

(5) Hat ein Beamter die Meldung nach § 4
Abs. 10 nicht rechtzeitig erstattet, so gebührt die
Familienzulage erst von dem der Meldung
nächstfolgenden Monatsersten oder, wenn die
Meldung an einem Monatsersten erstattet wurde,
von diesem Tag an.

A u s z a h l u n g .

§ 7. (1) Der Monatsbezug ist am Ersten jedes
Monates oder, wenn der Monatserste kein Ar-
beitstag ist, am vorhergehenden Arbeitstag im
vorhinein auszuzahlen; eine vorzeitige Auszah-
lung ist zulässig, wenn sie aus organisatorischen
Gründen, die mit der Durchführung der Aus-
zahlung im Zusammenhang stehen, notwendig

ist und überdies das Bundesministerium für Fi-
nanzen zugestimmt hat.

(2) Die für das erste Kalenderhalbjahr gebüh-
rende Sonderzahlung ist am 15. Juni, die für das
zweite Kalenderhalbjahr gebührende Sonder-
zahlung am 15. Dezember auszuzahlen. Sind
diese Tage keine Arbeitstage, so ist die Sonder-
zahlung am vorhergehenden Arbeitstag auszu-
zahlen. Scheidet ein Beamter vor Ablauf eines
Kalenderhalbjahres aus dem Dienstverhältnis
aus, so ist die Sonderzahlung binnen einem
Monat nach Beendigung des Dienstverhältnisses
auszuzahlen. Wird ein Beamter in den Ruhe-
stand versetzt, so ist eine ihm allenfalls für die
Zeit des Dienststandes noch gebührende Sonder-
zahlung (§ 3 Abs. 3 zweiter Satz) zusammen mit
der nächsten ihm als Beamten des Ruhestandes
gebührenden Sonderzahlung auszuzahlen.

(3) Ist der sich nach Durchführung der der
auszahlenden Stelle obliegenden Abzüge er-
gebende Betrag nicht durch 10 g teilbar, so sind
Restbeträge bis einschließlich 5 g zu vernachläs-
sigen und Restbeträge von mehr als 5 g als volle
10 g auszuzahlen.

V o r r ü c k u n g i n e i n e h ö h e r e
G e h a l t s s t u f e .

§ 8. (1) Der Beamte rückt, soweit in diesem Bun-
desgesetz nichts anderes bestimmt ist, nach je-
weils zwei Jahren, die er in einer Gehaltsstufe
verbracht hat, in die nächsthöhere für ihn vor-
gesehene Gehaltsstufe vor.

(2) Die Vorrückung findet ohne Ausnahme an
dem auf die Vollendung des zweijährigen Zeit-
raumes nächstfolgenden 1. Jänner oder 1. Juli
statt (Vorrückungstermin), sofern sie nicht an
diesem Tage aufgeschoben oder gehemmt ist.
Die zweijährige Frist gilt auch dann als am Vor-
rückungstermin vollstreckt, wenn sie vor Ab-
lauf des dem Vorrückungstermin nächstfolgen-
den 31. März beziehungsweise 30. September
endet.

(3) Hat ein Beamter im Zeitpunkt seines Über-
trittes in den Ruhestand von Gesetzes wegen be-
reits den Zeitraum für die Vorrückung vollendet,
so findet diese Vorrückung noch statt.

(4) Ein Beamter, dessen Übertrit t in den
dauernden Ruhestand von Gesetzes wegen durch
die Bundesregierung aufgeschoben ist, kann nach
Ablauf des Jahres, in dem er das 65. Lebensjahr
vollendet, nicht mehr vorrücken, wenn er be-
reits den Anspruch auf den vollen Ruhegenuß
erlangt hat; der Eintritt der Vorrückung nach
Abs. 3 wird durch die Aufschiebung nicht be-
rührt.

§ 9. (1) Die Vorrückung wird aufgeschoben
1. durch Einleitung eines Disziplinarverfahrens

gegen den Beamten bis zum Abschluß des Ver-
fahrens;
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2. durch Verhängung der Suspendierung des
Beamten bis zu ihrer Aufhebung, es sei denn,
daß die Suspendierung wegen Eröffnung des
Konkurses über das Vermögen des Beamten aus-
gesprochen wurde.

(2) Ist der Aufschiebungsgrand weggefallen,
so ist die Vorrückung rückwirkend zu vollzie-
hen; die zufolge der Aufschiebung zurückbehal-
tenen Teile des Monatsbezuges und allfälliger
Sonderzahlungen sind nachzuzahlen. Dies gilt je-
doch nur soweit, als nicht die Vorrückung nach
§ 10 gehemmt ist oder nach § 11 eingestellt
wird.

§ 10. (1) Die Vorrückung wird gehemmt

1. durch ein auf Ausschließung von der Vor-
rückung oder auf Minderung der Bezüge lauten-
des Disziplinarerkenntnis für die im Erkenntnis
bestimmte Zeit von dem der Einleitung des
Disziplinarverfahrens nächstfolgenden 1. Jänner
oder 1. Juli an;

2. für die Zeit der Suspendierung, wenn das
Disziplinarverfahren durch Verhängung einer
Disziplinarstrafe endet, die Entmündigung des
Beamten ausgesprochen wird oder die Suspen-
dierung wegen Eröffnung des Konkurses über
das Vermögen des Beamten ausgesprochen wurde;

3. durch eine auf „minder entsprechend" oder
„nicht entsprechend" lautende Gesamtbeurtei-
lung vom Zeitpunkt der Rechtskraft der Ge-
samtbeurteilung an; die Dauer der Hemmung
richtet sich nach der Anzahl der Kalenderjahre,
für die die Gesamtbeurteilung auf „minder ent-
sprechend" oder „nicht entsprechend" lautet;

4. durch Nichtablegen einer für die dienst-
rechtliche Stellung des Beamten maßgebenden
Prüfung innerhalb der hiefür gesetzten Frist vom
Zeitpunkt des fruchtlosen Ablaufes der Frist bis
zum Nachholen der Prüfung; wird jedoch der
Beamte wegen Nichtablegens der Prüfung in eine
niedrigere Verwendungsgruppe überstellt, so gilt
für diese Verwendungsgruppe die Hemmung als
nicht eingetreten;

5. durch Antritt eines Urlaubes, der unter der
Bedingung erteilt wurde, daß die Urlaubszeit
für die Vorrückung nicht angerechnet wird, für
die Zeit, für die diese Bedingung gilt.

(2) Die Zeit der Hemmung ist für den Lauf
der Vorrückungsfrist (§ 8 Abs. 1) nicht in An-
schlag zu bringen.

(3) Wenn seit dem Ablauf des Zeitraumes,
während dessen die Vorrückung gehemmt war,
drei Jahre verstrichen sind, kann der zuständige
Bundesminister in den Fällen des Abs. 1 Z. 1
bis 4 verfügen, daß der Hemmungszeitraum
ganz oder zum Teil für die Vorrückung an-
gerechnet wird, wenn der Beamte seit dem Ab-
lauf des Hemmungszeitraumes dauernd sowohl
ein tadelloses Verhalten beobachtet hat, als auch
eine mindestens auf „gut" lautende Gesamtbeur-

teilung nachweist. Der Beamte ist dann so zu
behandeln, als ob für den nachgesehenen Zeit-
raum die Hemmung nicht eingetreten wäre; eine
Nachzahlung findet jedoch nicht statt.

§ 11. (1) Die Einstellung der Vorrückung
tritt ein

1. wenn der Beamte entlassen wird;
2. wenn über den Beamten die Disziplinar-

strafe der Versetzung in den Ruhestand verhängt
wird;

3. wenn der Beamte während eines gegen ihn
laufenden Disziplinarverfahrens aus dem Dienst-
verhältnis austritt.

(2) Die Einstellung der Vorrückung besteht
darin, daß die gemäß § 9 aufgeschobene Vor-
rückung nicht mehr zu vollziehen ist.

§ 12. Die Bundesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, daß dem Beamten die vor
der Anstellung in einem öffentlichen oder nicht-
öffentlichen Dienst, in einem freien Beruf oder
in Ausbildung für den Dienst nach Vollendung
des 18. Lebensjahres verbrachte Zeit für die Vor-
rückung in höhere Bezüge angerechnet werden
kann, soweit sie für den Bundesdienst von Be-
deutung ist; hiebei kann auch bestimmt werden,
daß Zeiträume einer Behinderung am Eintritt
in den öffentlichen Dienst oder an der Voll-
endung der Studien angerechnet werden können,
wenn die Behinderung auf die im § 4 Abs. 1
erster Satz des Beamten-Überleitungsgesetzes,
StGBl. Nr . 134/1945, angeführten Gründe oder
auf kriegsbedingte, nach dem 13. März 1938 ein-
getretene Gründe zurückzuführen ist.

K ü r z u n g u n d E n t f a l l d e r B e z ü g e .

§ 13. (1) Der Monatsbezug eines Beamten wird
gekürzt

1. durch Beschluß der Disziplinarkommission,
womit der Beamte während der Suspendierung
in seinen Bezügen beschränkt wird, in dem im
Beschluß festgesetzten Ausmaß;

2. durch ein auf Minderung der Bezüge lau-
tendes Disziplinarerkenntnis in dem festgesetzten
Ausmaß und für die bestimmte Zeit.

(2) Hat das Disziplinarverfahren durch Frei-
spruch oder Verhängung einer Ordnungstrafe ge-
endet oder ist die Entmündigung abgelehnt
worden, so ist die Nachzahlung der gemäß
Abs. 1 Z. 1 zurückbehaltenen Monatsbezüge zu
veranlassen. Das gleiche gilt, wenn das Dis-
ziplinarverfahren eingestellt wurde, es sei denn,
daß der Beamte während des gegen ihn lau-
fenden Disziplinarverfahrens aus dem Dienst-
verhältnis ausgetreten ist.

(3) Die Bezüge entfallen

1. nach Maßgabe der Bestimmungen des § 6
Abs. 3 während der Dauer eines Urlaubes, dessen
Erteilung an die Bedingung des Einfalles der
Bezüge geknüpft wurde;



15. Stück — Ausgegeben am 19. März 1956 — Nr. 54 739

2. wenn der Beamte eigenmächtig länger als
drei Tage dem Dienst fern bleibt, ohne einen
ausreichenden Entschuldigungsgrund nach-
zuweisen, für die Gesamtdauer der ungerecht-
fertigten Abwesenheit vom Dienst.

(4) Im Falle des Abs. 3 Z. 2 sind bereits aus-
gezahlte, nicht gebührende Bezüge im Wege der
Aufrechnung hereinzubringen.

R e a k t i v i e r u n g .

§ 14. Wird ein Beamter des Ruhestandes
wieder in den Dienststand aufgenommen (re-
aktiviert) und ist damit keine Beförderung ver-
bunden, so gebührt ihm die besoldungsrechtliche
Stellung, die seiner Ruhegenußbemessung zu-
grunde gelegt wurde. In diesem Falle ist dem
Beamten in der Gehaltsstufe, die er anläßlich der
Reaktivierung erhält, die Zeit, die er vor seiner
Ruhestandsversetzung in dieser Gehaltsstufe ver-
bracht hat, für die Vorrückung anzurechnen; die
Anrechnung findet jedoch soweit nicht statt, als
die Vorrückung gehemmt war oder aufgeschoben
war und später eingestellt wurde.

N e b e n g e b ü h r e n .

§ 15. Nebengebühren sind:
1. Gebühren aus Anlaß von Dienstverrich-

tungen außerhalb der Dienststelle, Dienst-
zuteilungen und Versetzungen (§ 16);

2. Entschädigungen für einen sonstigen in Aus-
übung des Dienstes erwachsenden Mehraufwand
(Aufwandsentschädigungen) (§ 17);

3. Mehrleistungsvergütungen (§ 18);
4. Sonderzulagen (§ 19);
5. einmalige Belohnungen (§ 20).

R e i s e g e b ü h r e n .

§ 16. (1) Bei Dienstverrichtungen außerhalb der
Dienststelle, Dienstzuteilungen und Versetzungen
gebührt dem Beamten der Ersatz des nach Maß-
gabe seiner dienstrechtlichen Stellung not-
wendigen Mehraufwandes. Das Nähere hat die
Bundesregierung durch Verordnung zu be-
stimmen. Hiebei ist insbesondere der Ersatz von
Auslagen für die Zurücklegung von Wegstrecken,
für die Verpflegung und für die Unterbringung
zu regeln. Die Festsetzung von Pauschalvergü-
tungen ist zulässig; für ihre Höhe ist der Durch-
schnitt der Kosten maßgebend, der für gewöhn-
lich bei den in Betracht kommenden Anlässen
entsteht.

(2) Pauschalvergütungen für Dienstverrich-
tungen im Ausland kann das Bundeskanzleramt
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen festsetzen. Wenn ein Beamter im
Falle einer Dienstverrichtung im Ausland trotz
sparsamster Lebensweise oder wegen der Be-
sonderheit des Dienstauftrages mit der für ihn
in Betracht kommenden Pauschalvergütung nicht
das Auslangen zu finden vermag oder wenn zu

erwarten ist, daß der Mehraufwand wesentlich
niedriger sein wird als die in Betracht kommende
Pauschalvergütung, kann das zuständige Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen eine andere Vergütung im erforder-
lichen Ausmaß festsetzen.

(3) Sitzungen und Beratungen im Dienstort
begründen keinen Anspruch auf eine Vergütung.

(4) Im Falle eines Diensttausches oder einer Re-
aktivierung besteht kein Anspruch auf Ersatz
des Mehraufwandes. Ist ein Beamter auf Grund
eines von ihm gestellten Antrages versetzt
worden, so ist der Mehraufwand nur zur Hälfte
zu ersetzen; dies gilt jedoch nicht, wenn es sich
um die Versetzung auf einen ausgeschriebenen
Dienstposten handelt.

A u f w a n d s e n t s c h ä d i g u n g e n .

§ 17. Aufwandsentschädigungen (§ 15 Z. 2)
werden vom zuständigen Bundesministerium im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen allgemein
durch Verordnung oder im Einzelfall zuerkannt;
hiebei darf nur ein Mehraufwand vergütet
werden, der dem Beamten in Ausübung seines
Dienstes erwachsen ist. Es ist der tatsächliche
Mehraufwand zu vergüten; eine Pauschalierung
ist zulässig.

M e h r l e i s t u n g s v e r g ü t u n g e n .

§ 18. (1) Mehrleistungsvergütungen können für
Leistungen gewährt werden, die über das vor-
geschriebene Ausmaß der Arbeitszeit oder über
den vom Beamten auf Grund seiner dienstrecht-
lichen Stellung zu erwartenden Wert seiner
Arbeitsleistung hinausgehen und in den Rahmen
der Dienstpflichten des Beamten fallen oder mit
seinem dienstlichen Wirkungskreis im unmittel-
baren Zusammenhang stehen.

(2) Beamten, die in Betrieben oder Anstalten
des Bundes verwendet werden und nach betriebs-
technischen Grundsätzen — insbesondere in
enger Zusammenarbeit mit Bediensteten, die auf
Grund der ihr Dienstverhältnis regelnden Vor-
schriften oder Verträge Anspruch auf Über-
stundenentlohnung haben — in die Arbeit des
Betriebes oder der Anstalt eingeschaltet sind,
können nach der Anzahl der geleisteten Über-
stunden bemessene Überstundengebühren zu-
erkannt werden.

(3) Den Beamten, auf die die Bestimmungen
des Abs. 2 nicht anzuwenden sind, kann für
Mehrleistungen eine Personalzulage zuerkannt
werden. Bei der Festsetzung der Höhe der Per-
sonalzulage ist insbesondere auf das zeitliche
Ausmaß der Mehrleistung Bedacht zu nehmen.
Solche Personalzulagen sind für die Bemessung
des Ruhegenusses nicht anrechenbar.
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(4) Die Mehrleistungsvergütungen werden vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen allgemein durch
Verordnung oder im Einzelfall zuerkannt. Hiebei
ist in den Fällen des Abs. 2 bezüglich der Vor-
aussetzungen für den Anspruch auf Überstunden-
gebühren und bezüglich ihrer Bemessung auf die
Vorschriften Bedacht zu nehmen, die für die Ver-
tragsbediensteten des Betriebes oder der Anstalt
mit Anspruch auf Überstundenentlohnung
gelten; die Festsetzung einer monatlichen
Pauschalvergütung unter Bedachtnahme auf den
Durchschnitt der Mehrleistungen ist zulässig.

S o n d e r z u l a g e n .

§ 19. (1) Sonderzulagen können gewährt
werden,

1. wenn dem Beamten ein Mehraufwand im
Sinne des § 17 erwächst und er außerdem eine
Mehrleistung im Sinne des § 18 erbringt;

2. als Fehlgeldentschädigungen, Schmutz-, Er-
schwernis- oder Gefahrenzulagen und ähnliche
Zulagen.

(2) Bei Gewährung der Sonderzulagen ist auf
die Grundsätze der §§ 17 und 18 Bedacht zu
nehmen.

(s) Die Sonderzulagen werden vom zuständigen
Bundesministerium im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium
für Finanzen allgemein durch Verordnung oder
im Einzelfall zuerkannt.

E i n m a l i g e B e l o h n u n g e n .

§ 20. (1) Einmalige Belohnungen können in
einzelnen Fällen Beamten für außergewöhnliche
Arbeitsleistungen gewährt werden. Auf die Be-
deutung dieser Arbeitsleistungen ist dabei Be-
dacht zu nehmen.

(2) Einmalige Belohnungen können auch aus
Anlaß eines 25jährigen und 40jährigen Dienst-
jubiläums gewährt werden; hiebei ist auf den
Monatsbezug des Beamten Bedacht zu nehmen.

B e s o l d u n g d e r im A u s l a n d
v e r w e n d e t e n B e a m t e n .

§ 211. Hat ein Beamter seinen Dienstort in
einem Gebiet, in dem die österreichische Wäh-
rung nicht gesetzliches Zahlungsmittel ist und
muß er dort wohnen, so bestimmt das Bundes-
ministerium für Finanzen im Einzelfall die Höhe
der Bezüge und der allfälligen Nebengebühren in
fremder Währung und die Art der Auszahlung.
Hiebei ist auf die Höhe der Inlandsbezüge des
Beamten und auf das Verhältnis der Kaufkraft
der inländischen Währung im Inland zur Kauf-
kraft der betreffenden ausländischen Währung
im Ausland Bedacht zu nehmen. Es kann auch
bestimmt werden, daß die Bezüge und allfällige
Nebengebühren zum Teil in inländischer, zum

Teil in ausländischer Währung ausgezahlt werden,
soweit dies im Hinblick auf die wirtschaftlichen
Verhältnisse am Dienstort oder die Familien-
verhältnisse des Beamten geboten erscheint.

P e n s i o n s b e i t r a g .

§ 22. (1) Der Beamte hat einen monatlichen
Pensionsbeitrag sowie einen Pensionsbeitrag von
jeder Sonderzahlung zu entrichten. Der monat-
liche Pensionsbeitrag beträgt 4 v. H. des Gehaltes
und der für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbaren Zulagen, der Pensionsbeitrag von
der Sonderzahlung 4 v. H. des dem Gehalt und
den anrechenbaren Zulagen entsprechenden
Teiles der Sonderzahlung.

(2) Die Entrichtung des Pensionsbeitrages
entfällt

a) gänzlich, wenn der Beamte vor der An-
stellung auf seinen Ruhegenuß und einen
allenfalls nach ihm gebührenden Versor-
gungsgenuß uneingeschränkt verzichtet hat,

b) für die Zeit eines Urlaubes, der dem Be-
amten unter der Bedingung gewährt
wurde, daß die Urlaubszeit für die Be-
messung des Ruhegenusses nicht angerech-
net wird.

(3) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahlen.

B e z u g s v o r s c h ü s s e und
G e l d a u s h i l f e n .

§ 23. (1) Wenn ein Beamter unverschuldet in
eine Notlage geraten ist oder wenn sonst berück-
sichtigungswürdige Gründe vorliegen, kann ihm
auf Antrag ein unverzinslicher, längstens binnen
vier Jahren zurückzuzahlender Vorschuß aus
Bundesmitteln bis zur Höhe von drei Monats-
bezügen vom zuständigen Bundesministerium ge-
währt werden. Die Bewilligung eines Bezugs-
vorschusses kann von Sicherstellungen abhängig
gemacht werden. Der Bezugsvorschuß wird im
Wege der Aufrechnung abgestattet; der Beamte
kann jedoch den Bezugsvorschuß vorzeitig zu-
rückzahlen. Scheidet ein Beamter aus dem Dienst-
stand aus, so können zur Deckung eines in
diesem Zeitpunkt noch nicht zur Gänze zurück-
gezahlten Bezugsvorschusses die dem ausschei-
denden Beamten selbst zustehenden Geld-
ansprüche sowie ein den Hinterbliebenen gebüh-
render Versorgungsgenuß mit Ausnahme des
Todfallsbeitrages herangezogen werden. Unter-
haltsbeiträge sind einem Ruhe(Versorgungs)-
genuß gleichzuhalten.

(2) In besonders berücksichtigungswürdigem
Fällen können im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen weitergehende
Begünstigungen gewährt werden.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden
während des provisorischen Dienstverhältnisses
keine Anwendung; Ausnahmen können nur im
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Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen bewilligt werden.

(4) Wenn ein Beamter unverschuldet in eine
Notlage geraten ist, kann ihm zu deren Über-
brückung auch eine einmalige, nicht rückzahl-
bare Geldaushilfe gewährt werden.

N a t u r a l b e z ü g e .

§ 24. (1) Werden einem Beamten neben seinem
Monatsbezug Sachbezüge gewährt, so ist der
Monatsbezug entsprechend zu kürzen. Hiebei ist
auf die örtlichen Verhältnisse sowie auf die dem
Bund erwachsenden Gestehungskosten Bedacht zu
nehmen. Das Ausmaß der Kürzung wird vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen allgemein durch
Verordnung oder im Einzelfall festgesetzt.

(2) Bei Dienstkleidern kann die Kürzung er-
mäßigt oder von ihr ganz abgesehen werden,
wenn es das Interesse des Bundes geboten er-
scheinen läßt. Eine unentgeltliche Überlassung
von Dienstkleidern in das Eigentum des Beamten
ist jedoch nur zulässig, wenn die Tragdauer ab-
gelaufen ist.

E n t s c h ä d i g u n g f ü r N e b e n -
tätigkeit.

§ 25. (1) Eine Nebentätigkeit liegt vor, wenn
ein Beamter ohne unmittelbaren Zusammenhang
mit seinen ihm nach seinem Dienstposten ob-
liegenden Dienstpflichten noch eine weitere
Tätigkeit für den Bund in einem anderen Wir-
kungskreis entfaltet.

(2) Soweit für diese Nebentätigkeit nicht Be-
stimmungen eines privatrechtlichen Vertrages
maßgebend sind, gebührt dem Beamten eine ge-
sonderte Entschädigung, die im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen im
Einzelfall unter Bedachtnahme auf den Umfang
und die Bedeutung der Nebentätigkeit bescheid-
mäßig festzusetzen ist.

A b f e r t i g u n g .

§ 26. (1) Dem Beamten, der ohne Anspruch auf
einen laufenden Ruhegenuß aus dem Dienststand
ausscheidet, gebührt eine Abfertigung.

(2) Eine Abfertigung gebührt nicht,
a) wenn das Dienstverhältnis des Beamten

während der Probezeit gelöst wird;
b) wenn der Beamte freiwillig aus dem

Dienstverhältnis austritt, sofern nicht die
Bestimmungen des Abs. 3 anzuwenden
sind;

c) wenn der Beamte durch ein Disziplinar-
erkenntnis entlassen wird;

d) wenn der Beamte kraft Gesetzes oder durch
Tod aus dem Dienstverhältnis ausscheidet.

(3) Einem im Dienststand befindlichen Beamten
weiblichen Geschlechtes gebührt eine Abferti-
gung auch dann, wenn er innerhalb von drei
Monaten, nachdem er sich verehelicht oder ein
lebendes Kind geboren hat, freiwillig aus dem
Dienstverhältnis austritt.

§ 27. (1) Die Abfertigung beträgt, abgesehen
von den Fällen des § 26 Abs. 3,

1. im Falle des Ausscheidens eines proviso-
rischen Beamten nach Ablauf der Probezeit

a) bei einer für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Dienstzeit bis zu
drei Jahren das Einfache des Monatsbezuges,

b) bei einer für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Dienstzeit von
mehr als drei Jahren das Doppelte des Mo-
natsbezuges;

2. im Falle des Ausscheidens eines definitiven
Beamten

a) bei einer für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Dienstzeit bis zu
fünf Jahren das Neunfache des Monats-
bezuges,

b) bei einer für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Dienstzeit von
mehr als fünf Jahren das Achtzehnfache
des Monatsbezuges.

(2) Die Abfertigung beträgt in den Fällen des
§ 26 Abs. 3 bei einer für die Bemessung de9
Ruhegenusses anrechenbaren Dienstzeit bis zu
drei Jahren das Einfache des Monatsbezuges. Sie
erhöht sich bei einer für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbaren Dienstzeit von
mehr als drei Jahren für jedes weitere begonnene
Dienstjahr um den gleichen Betrag bis zum
Vierundzwanzigfachen des Monatsbezuges als
Höchstausmaß.

ABSCHNITT II.

Beamte der Allgemeinen Verwaltung.

G e h a l t .

§ 28. (1) Der Gehalt des Beamten der All-
gemeinen Verwaltung wird durch die Dienst-
klasse und in ihr durch die Gehaltsstufe, in den
Dienstklassen I bis III überdies durch die Ver-
wendungsgruppe bestimmt.

(2) Es kommen in Betracht für Beamte
der Verwendungsgruppe A — die Dienst-

klassen III bis IX,
der Verwendungsgruppe B — die Dienst-

klassen II bis VII,
der Verwendungsgruppe C — die Dienst-

klassen I bis V,
der Verwendungsgruppe D — die Dienst-

klassen I bis IV,
der Verwendungsgruppe E — die Dienst-

klassen I bis III.
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Der Beamte ist bei seiner Anstellung in die
niedrigste Dienstklasse seiner Verwendungsgruppe
einzureihen. Wenn es jedoch besondere dienst-
liche Rücksichten geboten erscheinen lassen, kann
der Beamte bei der Anstellung durch Verfügung
des Bundespräsidenten unmittelbar in eine
höhere für seine Verwendungsgruppe vor-
gesehene Dienstklasse eingereiht werden; hiebei
ist auf die bisherige Berufslaufbahn und die
künftige Verwendung des Beamten Bedacht zu
nehmen.

(3) Der Gehalt beträgt

(4) Der Gehalt beginnt, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, mit der Gehalts-

stufe 1. In der Dienstklasse IV beginnt der Ge-
halt in der Verwendungsgruppe C mit der
Gehaltsstufe 2, in der Verwendungsgruppe B mit
der Gehaltsstufe 3 und in der Verwendungs-
gruppe A mit der Gehaltsstufe 4. In der Dienst-
klasse V beginnt der Gehalt in der Verwendungs-
gruppe B mit der Gehaltsstufe 2 und in der Ver-
wendungsgruppe A mit der Gehaltsstufe 3. In
der Dienstklasse VI beginnt der Gehalt in der
Verwendungsgruppe A mit der Gehaltsstufe 2.
Wenn es besondere dienstliche Rücksichten ge-
boten erscheinen lassen, kann dem Beamten bei
der Anstellung durch Verfügung des Bundes-
präsidenten unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe
zuerkannt werden; Abs. 2 letzter Halbsatz ist
auch in diesen Fällen anzuwenden.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 29. (1) Dem Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung, der die höchste Gehaltsstufe einer
Dienstklasse erreicht hat, aus der eine Zeit-
vorrückung nicht mehr vorgesehen ist, gebührt
nach vier Jahren, die er in der höchsten Gehalts-
stufe verbracht hat, eine für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Dienstalterszulage im
Ausmaß von eineinhalb Vorrückungsbeträgen
seiner Dienstklasse. Hat der Beamte im Zeit-
punkt der Versetzung oder des Übertrittes in
den Ruhestand mindestens zwei Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht, so gebührt ihm
die Dienstalterszulage mit diesem Zeitpunkt.

(2) Dem Beamten der Dienstklassen IV und V
der Verwendungsgruppe C gebührt nach zwei in
der höchsten Gehaltsstufe ihrer Dienstklasse ver-
brachten Jahren eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Dienstalterszulage im Aus-
maß eines Vorrückungsbetrages seiner Dienst-
klasse; die Dienstalterszulage erhöht sich nach
vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten
Jahren auf das Ausmaß von zweieinhalb Vor-
rückungsbeträgen seiner Dienstklasse. Hat der,
Beamte im Zeitpunkt der Versetzung oder des
Übertrittes in den Ruhestand mindestens zwei
Jahre in der höchsten Gehaltsstufe verbracht, so
gebührt ihm die erhöhte Dienstalterszulage mit
diesem Zeitpunkt.

(3) Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind in
den Fällen der Abs. 1 und 2 sinngemäß an-
zuwenden.

D i e n s t z u l a g e .

§ 30. Die Bundesregierung kann durch Verord-
nung bestimmen, daß den Beamten bestimmter
Dienstzweige eine Dienstzulage in der Höhe eines
Vorrückungsbetrages zukommt, wenn dies im
Hinblick auf die Vorbildung und auf die Be-
anspruchung der Beamten dieser Dienstzweige
und im Hinblick auf die Bedeutung dieser
Dienstzweige geboten erscheint.
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E r r e i c h e n e i n e s h ö h e r e n G e h a l t e s .

§ 31. Der Beamte der Allgemeinen Verwal-
tung erreicht einen höheren Gehalt durch

Vorrückung (§§ 8 bis 12),

Zeitvorrückung (§ 32),

Beförderung (§ 33) und
Überstellung in eine höhere Verwendungs-

gruppe (§ 35).

Zeitvorrückung.

§ 32. (1) Durch die Zeitvorrückung erreicht der
Beamte der Allgemeinen Verwaltung den Gehalt
der nächsthöheren Dienstklasse, ohne zum Be-
amten dieser Dienstklasse ernannt zu werden.

(2) Im Wege der Zeitvorrückung erreicht der
Beamte
der Verwendungsgruppen E und D — die Dienst-

klassen II und III,
der Verwendungsgruppe C — die Dienst-

klassen II bis IV,
der Verwendungsgruppe B — die Dienst-

klassen III bis V,
der Verwendungsgruppe A — die Dienst-

klassen IV bis VI.
(3) Die Zeitvorrückung eines Beamten

der Verwendungsgruppen E, D und C in die
Dienstklasse III,

der Verwendungsgruppen C und B in die Dienst-
klasse IV,

der Verwendungsgruppen B und A in die Dienst-
klasse V,

der Verwendungsgruppe A in die Dienstklasse VI
findet nur statt, wenn der Beamte mindestens
eine seinem Dienstalter entsprechende Durch-
schnittsleistung erbringt.

(4) Die Zeitvorrückung tritt nach zwei Jahren,
die der Beamte in der höchsten Gehaltsstufe
einer Dienstklasse verbracht hat, ein. Die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß an-
zuwenden.

(5) Ist der Gehalt der niedrigsten in der neuen
Dienstklasse für die Verwendungsgruppe des
Beamten vorgesehenen Gehaltsstufe niedriger als
der bisherige Gehalt oder ist er diesem gleich, so
gebührt dem Beamten der in der neuen Dienst-
klasse vorgesehene nächsthöhere Gehalt.

B e f ö r d e r u n g .

§ 33. (1) Beförderung ist die Ernennung eines
Beamten der Allgemeinen Verwaltung zum
Beamten der nächsthöheren Dienstklasse seiner
Verwendungsgruppe.

(2) Für Beamte der Verwendungsgruppen E, D
und C kann eine Beförderung in die Dienst-
klasse II, für Beamte der Verwendungsgruppe B
in die Dienstklasse III und für Beamte der Ver-
wendungsgruppe A in die Dienstklasse IV

frühestens im Zeitpunkt der Zeitvorrückung in
diese Dienstklasse erfolgen.

(3) Für Beamte der Verwendungsgruppen E, D
und C kann eine Beförderung in die Dienst-
klasse III frühestens zwei Jahre vor der Zeit-
vorrückung in diese Dienstklasse erfolgen.

(4) Ist der Gehalt der niedrigsten in der neuen
Dienstklasse für die Verwendungsgruppe eines
Beamten vorgesehenen Gehaltsstufe niedriger als
der bisherige Gehalt, so erhält der Beamte die
dem bisherigen Gehalt entsprechende Gehalts-
stufe, wenn aber ein solcher Gehalt nicht vor-
gesehen ist, die Gehaltsstufe mit dem nächst-
höheren Gehalt.

(5) Nach einer Beförderung rückt der Beamte
in dem Zeitpunkt vor, in dem er nach Abs. 4
in der bisherigen Dienstklasse die Voraussetzung
für die Erreichung der nächsthöheren Gehalts-
stufe der neuen Dienstklasse erfüllt hätte, späte-
stens aber nach zwei Jahren. Eine in der höchsten
Gehaltsstufe einer Dienstklasse verbrachte Zeit
wird bis zum Ausmaß von vier Jahren an-
gerechnet. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.

(6) Hat der Beamte den Gehalt der Dienst-
klasse, in die er ernannt wird, im Wege der
Zeitvorrückung bereits erreicht, so ändern sich
mit der Beförderung die Gehaltsstufe und der
nächste Vorrückungstermin nicht.

(7) Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppe C zum Beamten der Dienstklasse V er-
nannt, so wird ihm die in den Gehaltsstufen 4, 5
und 6 der Dienstklasse IV verbrachte Zeit für
die Vorrückung in der Dienstklasse V an-
gerechnet. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.

Überstellung.

§ 34. Überstellung ist die Ernennung zum Be-
amten einer anderen Verwendungsgruppe.

§ 35. (1) Wird ein Beamter der Dienstklassen I,
II oder III aus der Verwendungsgruppe E in die
Verwendungsgruppe D oder C oder aus der Ver-
wendungsgruppe D in die Verwendungsgruppe C
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Bestimmung seiner bisherigen Gehaltsstufe als
Beamter der bisherigen Verwendungsgruppe
maßgebend war, als Beamter der höheren Ver-
wendungsgruppe zurückgelegt hätte.

(2) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D oder
C in die Verwendungsgruppe B oder aus der
Verwendungsgruppe B in die Verwendungs-
gruppe A überstellt, so gebührt ihm die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die Zeit,
die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe als
Beamter der bisherigen Verwendungsgruppe im
Wege der Zeitvorrückung notwendig ist, in dem
sechs Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter
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der höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte.

(3) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D oder
C in die Verwendungsgruppe A überstellt, so ge—
bührt ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen
Verwendungsgruppe im Wege der Zeit-
vorrückung notwendig ist, in dem zwölf Jahre
übersteigenden Ausmaß als Beamter der höheren
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte.

(4) Bei Überstellungen nach den Abs. 1 bis 3
ist die in der höchsten Gehaltsstufe einer Dienst-
klasse verbrachte Zeit bis zum Ausmaß von vier
Jahren für die Vorrückung und den Anfall einer
Dienstalterszulage anzurechnen. Die Bestim-
mungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß an-
zuwenden.

(3) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 3 wird der Vorrückungstermin nicht berühr t .

(6) Ist der Gehalt in der neuen Verwendungs-
gruppe niedriger als der bisherige Gehalt, so ge-
bührt dem Beamten eine für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungszulage
auf den Gehalt, der ihm jeweils in der bisherigen
Verwendungsgruppe zukommen würde.

(7) Wird ein Beamter der Dienstklassen IV, V,
VI oder VII in eine höhere Verwendungsgruppe
überstellt und hat er in der bisherigen Ver-
wendungsgruppe bereits die in seiner Dienst-
klasse für die neue Verwendungsgruppe vor-
gesehene niedrigste oder eine höhere Gehalts-
stufe erreicht, so ändern sich mit der Überstel-
lung die Gehaltsstufe und der nächste Vor-
rückungstermin nicht.

§ 36. (1) Wird ein Beamter der Allgemeinen
Verwaltung in eine niedrigere Verwendungs-
gruppe überstellt, so gebühren ihm die Gehalts-
stufe und allfällige Dienstalterszulage, die sich
auf Grund der Zeitvorrückung ergeben würden,
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner
Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen Ver-
wendungsgruppe im Wege der Zeitvorrückung
notwendig ist, als Beamter der niedrigeren Ver-
wendungsgruppe zurückgelegt hätte. Durch eine
solche Überstellung wird der Vorrückungstermin
nicht berührt.

(2) Ist die bisherige Dienstklasse des Beamten
in der bisherigen Verwendungsgruppe nicht
mehr durch Zeitvorrückung erreichbar, so ge-
bührt dem Beamten die höchste Gehaltsstufe der
Dienstklasse, die in der niedrigeren Verwen-
dungsgruppe noch durch Zeitvorrückung erreich-
bar ist, und die entsprechende Dienstalterszulage.

(3) Ist der Gehalt, den der Beamte in der
niedrigeren Verwendungsgruppe nach Abs. 2
oder 3 erhält, niedriger als der bisherige Gehalt,
so gebührt dem Beamten eine nach Maßgabe des
Erreichens eines höheren Gehalts einzuziehende,
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-

bare Ergänzungszulage auf den bisherigen Ge-
halt; für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung der
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

§ 37. (1) Wird ein Richteramtsanwärter oder
ein Hilfsrichter zum Beamten der Allgemeinen
Verwaltung ernannt, so gebührt ihm, sofern
nicht Abs. 6 angewendet wird, die Gehaltsstufe,
die sich auf Grund der Zeitvorrückung ergeben
würde, wenn er die Dienstzeit als Richteramts-
anwärter und Hilfsrichter und die ihm für die
Vorrückung angerechneten Vordienstzeiten als
Beamter der Allgemeinen Verwaltung in der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die
er ernannt wird.

(2) Wird ein Richter oder staatsanwaltschaft-
licher Beamter zum Beamten der Allgemeinen
Verwaltung ernannt, so gebührt ihm, sofern
nicht Abs. 6 angewendet wird, die Gehaltsstufe
und allfällige Dienstalterszulage, die sich auf
Grund der Zeitvorrückung ergeben würde, wenn
er die Zeit, die für die Erreichung seiner bis-
herigen besoldungsrechtlichen Stellung not-
wendig ist, als Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung in der Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte, in die er ernannt wird. Als für die Er-
reichung der besoldungsrechtlichen Stellung not-
wendige Zeit gilt die Zeit, die für die Erreichung
seiner bisherigen Gehaltsstufe notwendig ist, zu-
züglich der als Rechtspraktikanten, Richter-
amtsanwärter und Hilfsrichter zurückgelegten
Zeit, soweit sie nicht schon für die Vorrückung
als Richter maßgebend war.

(3) Wird ein Wachebeamter oder ein Berufs-
offizier zum Beamten der Allgemeinen Verwal-
tung der vergleichbaren Verwendungsgruppe
(Abs. 5) ernannt, so gebühren ihm für die neue
Verwendungsgruppe die erreichte Dienstklasse
und Gehaltsstufe sowie der bisherige Vor-
rückungstermin.

(4) Wird ein Beamter, der nicht unter die Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 fällt, zum Beamten
der Allgemeinen Verwaltung ernannt, so ge-
bührt ihm, sofern nicht Abs. 6 angewendet
wird, die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalters-
zulage, die sich auf Grund der Zeitvorrückung
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die Er-
reichung seiner bisherigen Gehaltsstufe not-
wendig ist, ab Beamter der Allgemeinen Verwal-
tung in der Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte, in die er ernannt wird.

(5) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4 ist
auf die Bestimmungen der §§ 35 und 36 Bedacht
zu nehmen. Hiebei entsprechen die Verwen-
dungsgruppen der Beamten im richterlichen Vor-
bereitungsdienst, der Richter, der staatsanwalt-
schaftlichen Beamten und der Hochschullehrer
sowie die Verwendungsgruppen L 1 und H 1 der
Verwendungsgruppe A, die Verwendungs-
gruppen L 2, W 1 und H 2 der Verwendungs-
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grappe B, die Verwendungsgruppen L 3 und W 2
der Verwendungsgruppe C, die Verwendungs-
gruppen P 3 bis P 1, W 3 und H 3 der Ver-
wendungsgruppe D und die Verwendungs-
gruppen P 8 bis P 4 und H 4 der Verwendungs-
gruppe E. Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppen S 3, S 2 oder S 1 zum Beamten der All-
gemeinen Verwaltung ernamag, so ist er bei der
Überstellung so zu behandeln, als ob er bei der
Ernennung zum Beamten des Schulaufsichts-
dienstes zum Lehrer der Verwendungsgruppe L 1
ernannt worden oder in dieser Verwendungs-
gruppe geblieben wäre; bei der Überstellung
eines Beamten der Verwendungsgruppe S 4 gilt
diese Bestimmung mit der Maßgabe, daß an die
Stelle der Verwendungsgruppe L 1 die Verwen-
dungsgruppe L 2 V trit t .

(6) Im Falle einer Überstellung nach den Abs. 1
bis 4 kann der Beamte auch in eine höhere als
die niedrigste für die neue Verwendungsgruppe
des Beamten vorgesehene Dienstklasse ernannt
werden; überdies kann vom zuständigen Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt eine höhere als die niedrigste in
dieser Dienstklasse für die neue Verwendungs-
gruppe des Beamten vorgesehene Gehaltsstufe
zuerkannt werden. Hiebei ist auf die bisherige
Stellung und die künftige Verwendung des
Beamten Bedacht zu nehmen.

(7) Ist der Gehalt, den der Beamte in der neuen
Verwendungsgruppe erhält, niedriger als der bis-
herige Gehalt, so gebührt dem Beamten eine
nach Maßgabe des Erreichens eines höheren Ge-
haltes einzuziehende, für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungszulage
auf den bisherigen Gehalt; für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Zulagen sind bei der
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen
Gehalt zuzurechnen.

E x e k u t i v d i e n s t z u l a g e .

§ 38. (1) Dem Beamten des rechtskundigen
Dienstes bei den Bundespolizeibehörden gebührt,
solange er im Exekutivdienst verwendet wird,
eine Exekutivdienstzulage von 150 S. Die Exe-
kutivdienstzulage gebührt auch dem Beamten des
höheren Dienstes an Justizanstalten.

(2) Von der Exekutivdienstzulage und dem der
Exekutivdienstzulage entsprechenden Teil der
Sonderzahlung ist der Pensionsbeitrag zu ent-
richten.

ABSCHNITT III.

Beamte in handwerklicher Verwendung.

G e h a l t .

§ 39. (1) Der Gehalt des Beamten in hand-
werklicher Verwendung wird durch die Ver-
wendungsgruppe, die Dienstklasse und in ihr
durch die Gehaltsstufe bestimmt und beträgt

(2) Der Gehalt des Beamten beginnt, soweit
im folgenden nichts anderes bestimmt ist, mit
der Gehaltsstufe 1. Wenn es jedoch besondere
dienstliche Rücksichten geboten erscheinen lassen,
kann dem Beamten durch Verfügung des Bundes-
präsidenten unmittelbar eine höhere Gehalts-
stufe zuerkannt werden; hiebei ist auf die bis-
herige Berufslaufbahn und die künftige Verwen-
dung des Beamten Bedacht zu nehmen.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e ,
D i e n s t z u l a g e , Z e i t v o r r ü c k u n g ,

B e f ö r d e r u n g , Überstellung.
§ 40. Die Bestimmungen der §§ 29 bis 37 sind

auf die Beamten in handwerklicher Verwendung
mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß
die Verwendungsgruppen P 3 bis P 1 der Ver-
wendungsgruppe D und die Verwendungs-
gruppen P 8 bis P 4 der Verwendungsgruppe E
entsprechen.

ABSCHNITT IV.
Beamte im richterlichen Vorbereitungsdienst,

Richter und staatsanwaltschaftliche Beamte.

UNTERABSCHNITT A.
Beamte im richterlichen Vorbereitungsdienst,

Geha l t .
§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters

beträgt 2000S, der Gehalt des Hilfsrichters
2150 S.
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UNTERABSCHNITT B.
Richter.

G e h a l t .
§ 42. (1) Der Richter ist bei seiner Ernennung

zum Richter in die Standesgruppe 1 einzureihen.
Wenn es jedoch besondere dienstliche Rücksichten
geboten erscheinen lassen, kann der Richter durch
Verfügung des Bundespräsidenten unmittelbar in
eine höhere Standesgruppe eingereiht werden;
hiebei ist auf die bisherige Berufslaufbahn und
die künftige Verwendung des Richters Bedacht
zu nehmen.

(2) Der Gehalt des Richters wird durch die Ge-
haltsstufe bestimmt und beträgt:

(s) Der Gehalt beginnt, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, mit der Gehalts-
stufe 1. Dem Richter ist die als Rechts-
praktikant, Richteramtsanwärter und Hilfsrichter
zurückgelegte, vier Jahre übersteigende Dienst-
zeit für die Vorrückung in höhere Gehaltsstufen
anzurechnen; der anrechenbare Zeitraum beginnt
jedoch frühestens mit der Ablegung der Richter-
amtsprüfung, es sei denn, daß der Richter diese
Prüfung ohne sein Verschulden erst nach Ablauf
der vierjährigen Dienstzeit abgelegt hat. Die An-
rechnung ist unzulässig, wenn der Richter deshalb
erst nach Ablauf einer mehr als vierjährigen
Dienstzeit zum Richter ernannt wurde, weil
seine Gesamtbeurteilung auf „minder entspre-
chend" gelautet hat oder er sich trotz Aufforde-
rung nicht oder nur unter Ausschluß bestimmter
Dienstorte um die Ernennung zum Richter be-
worben hat.

(4) Wenn es besondere dienstliche Rücksichten
geboten erscheinen lassen, kann bei der Anstel-

lung als Richter durch Verfügung des Bundes-
präsidenten unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe
zuerkannt werden. Abs. 1 letzter Halbsatz ist
auch in diesen Fällen anzuwenden.

(5) Der Richter der Standesgruppe 1 erreicht die
Gehaltsstufe 8 nur dann, wenn er mindestens eine
seinem Dienstalter entsprechende Durchschnitts-
leistung erbringt.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 43. Dem Richter, der vier Jahre in der höch-
sten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Dienstalterszulage von 250 S. Hat der Richter im
Zeitpunkt der Versetzung oder des Übertrittes in
den Ruhestand mindestens zwei Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht, so gebührt ihm die
Dienstalterszulage mit diesem Zeitpunkt. Die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß an-
zuwenden.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 44. (1) Von der Standesgruppe 2 an gebührt
dem Richter neben dem Gehalt eine für die Be-
messung des Ruhegenusses anrechenbare Dienst-
zulage. Die Dienstzulage wird durch die Standes-
gruppe und in ihr durch die Dienstzulagenstufe
bestimmt. Sie beträgt

(2) Dem Richter der Standesgruppe 1 gebührt
ab der Gehaltsstufe 5 die Dienstzulage der Dienst-
zulagenstufe 1 der Standesgruppe 2. Eine Vor-
rückung in eine höhere Dienstzulagenstufe der
Standesgruppe 2 findet nicht statt, solange sich
der Richter in der Standesgruppe 1 befindet.

(s) Bei einer Ernennung in eine höhere Standes-
gruppe als die Standesgruppe 1 ist der Richter,
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
wird, in die niedrigste Dienstzulagenstufe der
neuen Standesgruppe einzureihen. Dem Richter
der Standesgruppe 2 wird jedoch die Zeit, die er



15. Stück — Ausgegeben am 19. März 1956 — Nr. 54 747

nach Abs. 2 in der Dienstzulagenstufe 1 zurück-
gelegt hat; bis zum Ausmaß von vier Jahren für
die Vorrückung in eine höhere Dienstzulagen-
stufe angerechnet. In den Fällen des § 42 Abs. 1
zweiter Satz kann dem Richter durch Verfügung
des Bundespräsidenten auch eine höhere als die
niedrigste in seiner Standesgruppe vorgesehene
Dienstzulagenstufe zuerkannt werden; hiebei ist
auf die bisherige Berufslaufbahn und die künftige
Verwendung des Richters Bedacht zu nehmen.

(4) Wird ein Richter in eine höhere als die
Standesgruppe 2 ernannt und ist die Dienstzulage
der niedrigsten Dienstzulagenstufe in der neuen
Standesgruppe niedriger als die bisherige Dienst-
zulage, so gebührt dem Richter die der bisherigen
Dienstzulage entsprechende Dienstzulagenstufe,
wenn aber eine solche Dienstzulagenstufe nicht
vorgesehen ist, die Dienstzulagenstufe mit der
nächsthöheren Dienstzulage.

(5) Für die Vorrückung in eine höhere Dienst-
zulagenstufe sind die Bestimmungen der §§ 8
bis 11 mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden,
daß die Frist für die Vorrückung vier Jahre be-
trägt.

(6) Nach einer Ernennung in eine höhere Stan-
desgruppe rückt der Richter in die nächsthöhere
Dienstzulagenstufe in dem Zeitpunkt vor, in dem
er in der bisherigen Standesgruppe nach Abs. 4
die Voraussetzung für das Erreichen der nächst-
höheren Dienstzulagenstufe der neuen Standes-
gruppe erfüllt hätte, spätestens aber nach vier
Jahren. Hat er in der bisherigen Standesgruppe
die höchste Dienstzulagenstufe erreicht, so ist ihm
die Zeit, die er in der höchsten Dienstzulagen-
stufe der bisherigen Standesgruppe verbracht hat,
bis zum Ausmaß von vier Jahren in der neuen
Dienstzulagenstufe der höheren Standesgruppe
anzurechnen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.

Ü b e r s t e l l u n g .

§ 45. Wird ein staatsanwaltschaftlicher Beam-
ter zum Richter ernannt, so bleibt er in seiner
bisherigen Gehaltsstufe und Dienstzulagenstufe.
Durch eine solche Überstellung wird der Vor-
rückungstermin nicht berührt.

§ 46. (1) Wird ein Beamter, der unter die Be-
stimmungen der Abschnitte II, III, V, VI, VII,
VIII oder IX fällt, zum Richter ernannt, so rich-
tet sich seine Gehaltsstufe und sein allfälliger An-
spruch auf eine Dienstalterszulage nach der Zeit,
die für die Vorrückung oder für die Zeitvorrük-
kung maßgebend war, und zwar, wenn der Be-
amte aus einer Verwendungsgruppe, für die volle
Hochschulbildung vorgeschrieben ist, überstellt
wurde, in dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß,
wenn der Beamte aus einer Verwendungsgruppe,
für die die Absolvierung einer mittleren Lehr-
anstalt vorgeschrieben ist, überstellt wurde, in

dem zehn Jahre übersteigenden Ausmaß, wenn
der Beamte aus einer sonstigen Verwendungs-
gruppe überstellt wurde, in dem sechzehn Jahre
übersteigenden Ausmaß.

(2) Im Falle einer Überstellung nach Abs. 1
kann der Richter auch in eine höhere als die
Standesgruppe 1 ernannt werden; überdies kann
vom zuständigen Bundesministerium im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt eine höhere
als die niedrigste in dieser Standesgruppe vorge-
sehene Dienstzulagenstufe zuerkannt werden.
Hiebei ist auf die bisherige Stellung und die künf-
tige Verwendung des Richters Bedacht zu
nehmen.

(3) Ist der Gehalt des Richters niedriger als der
bisherige Gehalt, so gebührt ihm eine nach Maß-
gabe des Erreichens eines höheren Gehaltes ein-
zuziehende, für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Ergänzungszulage auf den bisheri-
gen Gehalt; für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung
der Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

UNTERABSCHNITT C.

Staatsanwaltschaftliche Beamte.

§ 47. Auf die staatsanwaltschaftlichen Beamten
sind die Bestimmungen des Unterabschnittes B
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß
diese Beamten bei ihrer Ernennung in die Stan-
desgruppe 2 einzureihen sind.

ABSCHNITT V.

Hochschullehrer.

G e h a l t .

§ 48. (1) Der Gehalt des Hochschullehrers be-
trägt:
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(2) Der Gehalt des Hochschullehrers beginnt,
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
wird, mit der Gehaltsstufe 1.

(3) Wird ein nichtständiger Hochschulassistent
sum ständigen Hochschulassistenten ernannt, so
gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner bisherigen Gehaltsstufe notwendig war, in
dem zwölf Jahre übersteigenden Ausmaß als
ständiger Hochschulassistent zurückgelegt hätte.
Eine als nichtständiger Hochschulassistent in der
höchsten Gehaltsstufe verbrachte Zeit ist bis zum
Ausmaß von zwei Jahren anzurechnen. Die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß an-
zuwenden.

(4) Einem außerordentlichen Hochschulprofes-
sor gebührt bei seiner Ernennung die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die Zeit,
in der er als Hochschuldozent an einer österrei-
chischen Hochschule tatsächlich vorgetragen hat,
bis zum Ausmaß von zehn Jahren als außer-
ordentlicher Hochschulprofessor zurückgelegt
hätte.

(5) Wird ein außerordentlicher Hochschulprofes-
sor zum ordentlichen Hochschulprofessor er-
nannt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die Er-
reichung seiner bisherigen Gehaltsstufe notwendig
war, in dem zwölf Jahre übersteigenden Ausmaß
als ordentlicher Hochschulprofessor zurückgelegt
hätte. Die in der höchsten Gehaltsstufe der außer-
ordentlichen Hochschulprofessoren verbrachte
Zeit ist bis zum Ausmaß von vier Jahren anzu-
rechnen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind
sinngemäß anzuwenden.

(6) Durch eine Überstellung nach den Abs. 3
bis 5 wird der Vorrückungstermin nicht berührt.

V o r r ü c k u n g .

§ 49. Ein nichtständiger Hochschulassistent, der
die Lehrbefugnis als Hochschuldozent oder eine
gleichzuhaltende wissenschaftliche, künstlerische
oder praktische Eignung nicht besitzt, kann nur
innerhalb der ersten acht Jahre seiner Dienstzeit
vorrücken.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 50. (1) Dem Hochschullehrer, der als Hoch-
schullehrer des Dienststandes vier Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Dienstalterszulage. Hat der Hochschullehrer im
Zeitpunkt der Versetzung oder des Übertrittes in
den Ruhestand mindestens zwei Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht, so gebührt ihm
die Dienstalterszulage mit diesem Zeitpunkt.

(2) Abs. 1 gilt nicht für nichtständige Hoch-
schulassistenten.

(9) Die Dienstalterszulage beträgt
für ordentliche Hochschulprofessoren 1200 S,
für außerordentliche Hochschulprofessoren 600 S,
für ständige Hochschulassistenten 600 S.

(4) Hat der Hochschulprofessor im Zeitpunkt
der Emeritierung mindestens zwei Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht, so gebührt ihm
die Dienstalterszulage mit diesem Zeitpunkt im
halben Ausmaß.

(5) In den Fällen der Abs. 1 und 4 sind die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 sinngemäß anzu-
wenden.

S o n d e r f ä l l e .

§ 51. (1) Dem Hochschulprofessor können aus
Anlaß einer Berufung nach Lage und Erforder-
nis der Verhältnisse durch Verfügung des Bun-
despräsidenten höhere als die gesetzlichen Bezüge
sowie andere Begünstigungen in besoldungsrecht-
licher Hinsicht gewährt werden.

(2) Die Besoldung der dem Orden der Gesell-
schaft Jesu angehörenden Professoren an der
theologischen Fakultät in Innsbruck wird wie bis-
her geregelt.

K o l l e g i e n g e l d a n t e i l u n d s o n s t i g e
V e r g ü t u n g e n .

§ 52. (1) Dem ordentlichen und dem außer-
ordentlichen Hochschulprofessor gebührt neben
seinem Gehalt am Ende eines jeden Semesters ein
Kollegiengeldanteil.

(2) Der Kollegiengeldanteil beläuft sich bei Er-
füllung der vollen vom Bundesministerium für
Unterricht festgesetzten Lehrverpflichtung auf
den vollen Betrag des für die Vorlesungen und
Übungen (Lehrveranstaltungen) des Hochschul-
professors eingehenden Kollegiengeldes bis zur
Höhe des Siebenhundertfachen des einfachen
Kollegiengeldes und auf die Hälfte des darüber
hinaus eingehenden Betrages; er beträgt jedoch
mindestens das Dreihundertfünfzigfache und
höchstens das Eintausendzweihundertfache des
einfachen Kollegiengeldes.

(3) Ha t der Hochschulprofessor im Semester
seine Lehrverpflichtung nur zum Teil erfüllt oder
hat sich seine Lehrtätigkeit nur auf einen Teil des
Semesters erstreckt, so vermindert sich der Kol-
legiengeldanteil nach dem Verhältnis seiner tat-
sächlichen Lehrtätigkeit zu seiner auf das ganze
Semester bezogenen vollen Lehrverpflichtung.

(4) Hält der Hochschulprofessor außerhalb
seiner voll erfüllten Lehrverpflichtung noch wei-
tere Lehrveranstaltungen ab, so kann der volle
Betrag des für diese Lehrveranstaltungen ein-
gehenden Kollegiengeldes dem ihm nach Abs. 2
zukommenden Betrag hinzugefügt werden.

(5) Inwieweit den Hochschulprofessoren ein
Anteil an den Eingängen aus anderen Hochschul-
taxen als Vergütung für ihre Mitwirkung an der
Tätigkeit, für welche die Hochschultaxen zu ent-
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richten sind, sowie als Vergütung für die Ver-
sehung akademischer Funktionen zukommt, be-
stimmt sich nach den hiefür jeweils geltenden
Rechtsvorschriften.

Überstellung.

§ 53. (1) Wird ein Richteramtsanwärter oder
ein Hilfsrichter zum Hochschulassistenten er-
nannt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Dienstzeit als Rich-
teramtsanwärter und Hilfsrichter und die ihm für
die Vorrückung angerechneten Vordienstzeiten
als Hochschulassistent zurückgelegt hätte.

(2) Wird ein Richter oder ein staatsanwalt-
schaftlicher Beamter zum Hochschulassistenten
ernannt, so richtet sich seine Gehaltsstufe nach
der Dienstzeit, die für die Vorrückung als Richter
(staatsanwaltschaftlicher Beamter) maßgebend
war, zuzüglich der als Rechtspraktikant,
Richteramtsanwärter oder Hilfsrichter zurück-
gelegten Zeit, soweit sie nicht schon für die Vor-
rückung in eine höhere Gehaltsstufe als Richter
maßgebend war.

(s) Wird ein Beamter, der nicht unter die Be-
stimmungen der Abs. 1 oder 2 fällt, zum Hoch-
schulassistenten ernannt, so richtet sich seine Ge-
haltsstufe nach der Zeit, die für die Vorrückung
oder für die Zeitvorrückung maßgebend war,
und zwar, wenn der Beamte aus einer Verwen-
dungsgruppe für die volle Hochschulbildung vor-
geschrieben ist, überstellt wurde, in vollem Aus-
maß, wenn der Beamte aus einer Verwendungs-
gruppe, für die die Absolvierung einer mittleren
Lehranstalt vorgeschrieben ist, überstellt wurde,
in dem sechs Jahre übersteigenden Ausmaß, wenn
der Beamte aus einer sonstigen Verwendungs-
gruppe überstellt wurde, in dem zwölf Jahre
übersteigenden Ausmaß.

(4) Ist der Gehalt des Hochschulassistenten
niedriger als der bisherige Gehalt, so gebührt
dem Hochschulassistenten eine nach Maßgabe des
Erreichens eines höheren Gehaltes einzuziehende,
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bare Ergänzungszulage auf den bisherigen Gehalt;
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Zulagen sind bei der Ermittlung der Ergänzungs-
zulage dem Gehalt zuzurechnen.

A b f e r t i g u n g .

§ 54. (1) Nichtständigen Hochschulassistenten,
deren Dienstverhältnis nach einer Dauer von
mehr als zwei Jahren durch Ablauf der Bestel-
lungsdauer endet, gebührt eine Abfertigung in
der Höhe von viereinhalb Monatsbezügen.

(2) Nichtständigen Hochschulassistenten, die
nach § 5 Abs. 2 lit. a des Hochschulassistenten-
gesetzes 1948, BGBl. Nr. 32/1949, weiter bestellt
wurden, gebührt, wenn das Dienstverhältnis nach
Ablauf der Bestellungsdauer endet, eine Abferti-
gung in der Höhe von zwölf Monatsgehältern.

ABSCHNITT VI.
Lehrer.

G e h a l t .

§ 55. (1) Der Gehalt des Lehrers wird durch
die Verwendungsgruppe und durch die Gehalts-
stufe bestimmt und beträgt

(2) Der Gehalt des Lehrers beginnt, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, mit der
Gehaltsstufe 1. Wenn es jedoch besondere dienst-
liche Rücksichten geboten erscheinen lassen, kann
dem Lehrer bei der Anstellung als Lehrer durch
Verfügung des Bundespräsidenten unmittelbar
eine höhere Gehaltsstufe zuerkannt werden; hie-
bei ist auf die bisherige Berufslaufbahn und die
künftige Verwendung des Lehrers Bedacht zu
nehmen.

(3) Der Lehrer erreicht die Gehaltsstufe 10 nur
dann, wenn er mindestens eine seinem Dienst-
alter entsprechende Durchschnittsleistung auf-
weist

D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 56. (1) Dem Lehrer, der vier Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt
eine für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Dienstalterszulage. Hat der Lehrer
im Zeitpunkt der Versetzung oder des Über-
trittes in den Ruhestand mindestens zwei Jahre
in der höchsten Gehaltsstufe verbracht, so ge-
bührt ihm die Dienstalterszulage mit diesem
Zeitpunkt. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.
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(2) Die Dienstalterszulage beträgt für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1 575 S,
der Verwendungsgruppe L 2 B 525S,
der Verwendungsgruppe L 2 HS 525 S,
der Verwendungsgruppe L 2 V 300 S,
der Verwendungsgruppe L 3 190 S.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 57. (1) Den Leitern von Unterrichtsanstalten
gebührt eine Dienstzulage, die durch die Verwen-
dungsgruppe, die Dienstzulagengruppe und die
Gehaltsstufe bestimmt wird. Die Dienstzulagen-
gruppe richtet sich nach Bedeutung und Umfang
der Anstalt. Die Einreihung der Anstalten in die
Dienstzulagengruppen wird vom zuständigen
Bundesministerium im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt durch Verordnung festgesetzt.

(2) Die Dienstzulage beträgt:

(s) Leitern der Verwendungsgruppe L2B an
mittleren Lehranstalten, an denen eine Reife-
prüfung vorgesehen ist, gebührt die Dienstzu-
lage nach Abs. 2 lit. a.

(4) Wenn in den Dienstzulagengruppen I er-
hebliche Unterschiede an Bedeutung und Um-
fang der darin eingereihten größten Anstalten
auftreten, kann das zuständige Bundesministe-
rium im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt durch Verordnung bestimmen, daß die
Dienstzulage der Leiter der größten Anstalten,
die nach ihrer Bedeutung und nach ihrem Um-
fang gegenüber den anderen dieser Dienst-
zulagengruppe zugehörigen Anstalten erheblich
hervorragen, um höchstens 15 v. H. der Dienst-
zulage erhöht wird.

(5) Die Dienstzulage der Leiter von Unter-
richtsanstalten ist für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbar.

§ 58. (1) Den Fachvorständen an den gewerb-
lichen Lehranstalten, den Direktorstellvertretern
und den Erziehungsleitern an Bundeserziehungs-
anstalten sowie den Direktorstellvertretern an
Berufsschulen gebührt eine Dienstzulage in der
Höhe von zwei Dritteln der Dienstzulage, die
ihnen gebühren würde, wenn sie Direktor ihrer
Anstalt wären.

(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V, die
an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von
120 S.

(3) Lehrern der Verwendungsgruppe L 3, die
an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage. Sie beträgt

in den Gehaltsstufen 1 bis 5 120 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 180 S,
ab der Gehaltsstufe 12 240 S.

(4) Sonderkindergärtnerinnen und Übungs-
kindergärtnerinnen der Verwendungsgruppe L 3
gebührt eine Dienstzulage. Sie beträgt

von der Gehaltsstufe 1 bis 5 90 S,
von der Gehaltsstufe 6 bis 11 . . . . 150 S,
ab der Gehaltsstufe 12 270 S.
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(5) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 bis 4
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar.

§ 59. (1) Lehrern, die mit der Leitung von Un-
terrichtsanstalten oder mit den in § 58 Abs. 1
angeführten Funktionen betraut sind, gebührt
für die Dauer dieser Verwendung eine Dienst-
zulage, deren Höhe sich nach den Bestimmungen
der §§ 57 beziehungsweise 58 richtet.

(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 1, die
Abteilungsvorstände an Kunstakademien (Kunst-
akademiegesetz, BGBl. Nr. 168/1948, in der je-
weils geltenden Fassung) sind, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage in
der Höhe von 400 S.

(s) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 und 2
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar, wenn die Verwendung, die den An-
spruch auf die Dienstzulage begründet, minde-
stens ein Jahr gedauert hat und der Lehrer im
Zeitpunkt der Versetzung oder des Übertrittes
in den dauernden Ruhestand noch in dieser Ver-
wendung gestanden ist.

(4) Klassenlehrern an einklassigen Volksschulen
gebührt, wenn sie ein Jahr ununterbrochen in
dieser Verwendung gestanden sind, ab diesem
Zeitpunkt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für Klas-
senlehrer
an ungeteilten einklassigen Volksschulen 180 S,
an geteilten einklassigen Volksschulen . . . 250 S.

(5) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit
der Befähigung zur Unterrichtserteilung in bei-
den Sprachen gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage von 120 S.

(6) Die Dienstzulagen nach den Abs. 4 und 5
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar, wenn der Lehrer in den letzten drei
Jahren vor seiner Versetzung oder seinem Über-
tritt in den Ruhestand in einer den Anspruch
auf diese Dienstzulage begründenden Verwen-
dung gestanden ist.

(7) Von den Dienstzulagen nach den Abs. 1, 2,
4 und 5 und dem diesen Dienstzulagen entspre-
chenden Teil der Sonderzahlung ist der Pen-
sionsbeitrag zu entrichten.

§ 60. (1) Lehrern der Verwendungs-
gruppe L 2 V, die die Erfordernisse für die An-
stellung in der Verwendungsgruppe L 2 HS er-
füllen und auf einem für Lehrer dieser Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Dienstposten oder an
einer Übungsschule verwendet werden, gebührt
für die Dauer dieser Verwendung eine Dienst-
zulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages
zwischen ihrem Gehalt (einschließlich einer all-
fälligen Diensalterszulage) und dem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
eines Lehrers der Verwendungsgruppe L 2 HS
in der gleichen Gehaltsstufe. Dies gilt sinngemäß
auch dann, wenn ein Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2 V oder ein Lehrer der Verwendungs-

gruppe L 2 HS die Erfordernisse für eine Anstel-
lung in der Verwendungsgruppe L 2 B erfüllt
und auf einem für Lehrer dieser Verwendungs-
gruppe vorgesehenen Dienstposten verwendet
wird.

(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V,
die, ohne die Voraussetzungen für eine Anstel-
lung in der Verwendungsgruppe L 2 HS zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Dienstposten oder an
einer Übungsschule verwendet werden, gebührt
für die Dauer dieser Verwendung eine Dienst-
zulage in der Höhe von 120 S, höchstens jedoch
in der Höhe des Unterschiedes zwischen ihrem
Gehalt und dem Gehalt eines Lehrers der Ver-
wendungsgruppe L 2 HS in der gleichen Gehalts-
stufe.

(3) Erziehern an Bundeserziehungsanstalten
und Bundeskonvikten gebührt für die Dauer
ihrer Verwendung ab Erzieher eine Dienstzulage,
die durch die Verwendungsgruppe und durch die
Dienstzulagenstufe bestimmt ist. Sie beträgt

Für die Vorrückung in die höhere Dienstzulagen-
stufe sind die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 mit
der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß die
Frist für die Vorrückung vier Jahre beträgt.

(4) Kindergärtnerinnen mit der Befähigung für
Sonderkindergärten, die an solchen verwendet
werden, sowie Kindergärtnerinnen, die an
Übungskindergärten verwendet werden, ge-
bührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage im Ausmaß der nach § 58 Abs. 4
gebührenden Dienstzulagen. Kindergärtnerinnen
ohne Befähigung für Sonderkindergärten, die an
solchen verwendet werden, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage
von 60 S.

V e r g ü t u n g f ü r M e h r d i e n s t l e i s t u n g .

§ 61. (1) Dem Lehrer gebührt für eine dauernde
Unterrichtserteilung, die das Höchstausmaß der
Lehrverpflichtung, die für seine Fachgruppe oder
seinen Dienstposten vorgeschrieben ist, über-
schreitet, eine besondere Vergütung. Sie beträgt
für jede wöchentliche Unterrichtsstunde und für
ein volles Schuljahr 36 v. H. des Gehaltes eines
Lehrers seiner Verwendungsgruppe in der Ge-
haltsstufe 8.

(2) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt auch den
Lehrern, die zur Vertretung eines vorüber-
gehend an der Erfüllung seiner lehramtlichen
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Pflichten gehinderten Lehrers herangezogen wer-
den, wenn die Verhinderung länger als eine
Woche dauert.

(3) Für die Lehrer künstlerischer oder techni-
scher Fächer und für die Unterrichtserteilung in
den Abendstunden kann die Vergütung (Abs. 1)
vom zuständigen Bundesministerium im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt erhöht wer-
den; hiebei ist auf die Mehrbelastung des Lehrers
und die Bedeutung des Unterrichtsgegenstandes
Bedacht zu nehmen.

(4) Die Vergütung für Mehrdienstleistungen ist
so zu berechnen, daß auf einen Monat der zehnte
Teil der jährlichen Vergütung entfällt.

Ü b e r s t e l l u n g .

§ 62. (1) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in eine der Verwendungsgruppen L 2
oder aus einer der Verwendungsgruppen
L 2 in die Verwendungsgruppe L 1 über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Lehrer der bisherigen Ver-
wendungsgruppe notwendig ist, in dem sechs
Jahre übersteigenden Ausmaß als Lehrer der
höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte.

(2) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in die Verwendungsgruppe L 1 über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und all-
fällige Dienstalterszulage, die sich ergeben würde,
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner
Gehaltsstufe als Lehrer der Verwendungsgruppe
L 3 notwendig ist, in dem zwölf Jahre über-
steigenden Ausmaß als Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 1 zurückgelegt hätte.

(3) Wird ein Lehrer einer der Verwendungs-
gruppen L 2 in eine der anderen Verwendungs-
gruppen L 2 überstellt, so bleibt er in der bis-
herigen Gehaltsstufe.

(4) Durch eine Überstellung nach den Abs.
1 bis 3 wird der Vorrückungstermin nicht be-
rühre.

(5) Ist der Gehalt, den der Lehrer in der neuen
Verwendungsgruppe erhält, niedriger als der bis-
herige Gehalt, so gebührt dem Lehrer eine für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Ergänzungszulage auf den Gehalt, der ihm jeweils
in der bisherigen Verwendungsgruppe zukom-
men würde; für die Bemessung des Ruhegenus-
ses anrechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung
der Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

§ 63. (1) Wird ein Lehrer in eine niedrigere
Verwendungsgruppe überstellt, so gebührt ihm
die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage,
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner Gehaltsstufe als Lehrer der
bisherigen Verwendungsgruppe auswendig ist, als

Lehrer der niedrigeren Verwendungsgruppe zu-
rückgelegt hätte. Durch eine solche Überstellung
wird der Vorrückungstermin nicht berührt.

(2) Ist der Gehalt, den der Lehrer in der nied-
rigeren Verwendungsgruppe nach Abs. 1 erhält,
niedriger als der bisherige Gehalt, so gebührt
dem Lehrer eine nach Maßgabe des Erreichens
eines höheren Gehaltes einzuziehende, für die Be-
messung des Ruhegenusses anrechenbare Ergän-
zungszulage auf den bisherigen Gehalt; für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Zu-
lagen sind bei der Ermittlung der Ergänzungszu-
lage dem Gehalt zuzurechnen.

§ 64. (1) Wird ein Richteramtsanwärter oder
ein Hilfsrichter zum Lehrer ernannt, so gebührt
ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben würde,
wenn er die Dienstzeit als Richteramtsanwärter
und Hilfsrichter und die ihm für die Vorrückung
angerechneten Vordienstzeiten als Lehrer der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
ernannt wird.

(2) Wird ein Richter oder ein staatanwaltschaft-
licher Beamter zum Lehrer ernannt, so richtet sich
seine Gehaltsstufe und sein allfälliger Anspruch
auf eine Dienstalterszulage nach der Dienstzeit,
die für die Vorrückung als Richter (staatsanwalt-
schaftlicher Beamter) maßgebend war, zuzüglich
der als Rechtspraktikant, Richteramtsanwärter
oder Hilfsrichter zurückgelegten Zeit, soweit sie
nicht schon für die Vorrückung in eine höhere
Gehaltsstufe als Richter maßgebend war.

(3) Wird ein Beamter der Verwendungsgruppen
S 3, S 2 oder S 1 zum Lehrer ernannt, so ist er bei
der Überstellung so zu behandeln, als ob er bei
der Ernennung zum Beamten des Schulaufsichts-
dienstes zum Lehrer der Verwendungsgruppe L 1
ernannt worden oder in dieser Verwendungs-
gruppe geblieben wäre; bei der Überstellung eines
Beamten der Verwendungsgruppe S 4 ist diese
Bestimmung mit der Maßgabe anzuwenden, daß
an die Stelle der Verwendungsgruppe L 1 die Ver-
wendungsgruppe L 2 V tritt. Wird ein Beamter
des Schulaufsichtsdienstes in die Verwendungs-
gruppe der Lehrer überstellt, in der er sich vor
seiner Ernennung befunden hat, so gebührt ihm
jedenfalls die Gehaltsstufe und allfällige Dienst-
alterszulage, die er erreicht hätte, wenn er in
seiner Verwendungsgruppe als Lehrer geblieben
wäre.

(4) Wird ein Beamter, der nicht unter die Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 fällt, zum Lehrer
ernannt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Vorrückung
oder für die Zeitvorrückung maßgebend war, als
Lehrer in der Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte in die er ernannt wird.

(5) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4 ist auf
die Bestimmungen der §§ 62 und 63 Bedacht zu
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nehmen. Hiebei entsprechen die Verwendungs-
gruppen der Beamten im richterlichen Vorberei-
tungsdienst, der Richter, der staatsanwaltschaft-
lichen Beamten und der Hochschullehrer sowie die
Verwendungsgruppen A und H 1 der Verwen-
dungsgruppe L 1, die Verwendungsgruppen B,
W 1 und H 2 den Verwendungsgruppen L 2, alle
übrigen Verwendungsgruppen der Verwendungs-
gruppe L 3.

(6) Ist der Gehalt, den der Lehrer nach den
Abs. 1 bis 4 erhält, niedriger als der bisherige
Gehalt, so gebührt dem Lehrer eine nach Maß-
gabe des Erreichens eines höheren Gehaltes ein-
zuziehende, für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Ergänzungszulage auf den bisheri-
gen Gehalt; für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung der
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

ABSCHNITT VII.

Beamte des Schulaufsichtsdienstes.

G e h a l t .

§ 65. (1) Der Gehalt des Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes wird durch die Verwendungs-
gruppe und durch die Gehaltsstufe bestimmt und
beträgt

(2) Der Gehalt des Beamten beginnt, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, mit der
Gehaltsstufe 1. Wird ein Landeslehrer zum Be-
amten des Schulaufsichtsdienstes ernannt, so ge-
bührt ihm die Gehaltsstufe, die ihm zukäme, wenn
er vor seiner Anstellung als Beamter des Schul-
aufsichtsdienstes Bundeslehrer gewesen wäre. In
sonstigen Fällen kann dem Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes bei seiner Anstellung, wenn es
besondere dienstliche Rücksichten geboten erschei-
scheinen lassen, durch Verfügung des Bundespräsi-
denten unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe zu-
erkannt werden; hiebei ist auf die bisherige Be-

rufslaufbahn und die künftige Verwendung des
Beamten Bedacht zu nehmen.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 66. (1) Dem Beamten des Schulaufsichts-
dienstes, der vier Jahre in der höchsten Gehalts-
stufe verbracht hat, gebührt eine für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Dienstalters-
zulage. Hat der Beamte im Zeitpunkt der Ver-
setzung oder des Übertrittes in den Ruhestand
mindestens zwei Jahre in der höchsten Gehalts-
stufe verbracht, so gebührt ihm die Dienstalters-
zulage mit diesem Zeitpunkt. Die Bestimmungen
der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Dienstalterszulage beträgt
in der Verwendungsgruppe S 1 750 S,
in der Verwendungsgruppe S 2 550 S,
in der Verwendungsgruppe S 3 450 S,
in der Verwendungsgruppe S 4 300 S.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 67. Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe S 2, die mit der Schulauf-
sicht für ein ganzes Bundesland betraut sind, ohne
einem Landesschulinspektor unterstellt zu sein,
gebührt eine für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Dienstzulage, deren Höhe vom
Bundesministerium für Unterricht im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt und dem Bun-
desministerium für Finanzen nach Maßgabe ihres
Aufgabenkreises festgesetzt wird. Diese Dienst-
zulage darf den Unterschiedsbetrag zwischen dem
Gehalt (einschließlich einer allfälligen Dienst-
alterszulage) des Beamten und dem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalterszulage), der
dem Beamten gebühren würde, wenn er zum Be-
amten der Verwendungsgruppe S 1 ernannt wor-
den wäre, nicht übersteigen.

Überstellung.

§ 68. (1) Wird ein Beamter aus der Verwendungs-
gruppe S 4 in die Verwendungsgruppe S 3 oder
S 2 oder aus der Verwendungsgruppe S 3 oder
S 2 in die Verwendungsgruppe S 1 überstellt, so
gebührt ihm die Gehaltsstufe und allfällige
Dienstalterszulage, die sich ergeben würde, wenn
er die Zeit, die für die Erreichung seiner Gehalts-
stufe ab Beamter der bisherigen Verwendungs-
gruppe notwendig ist, in dem sechs Jahre über-
steigenden Ausmaß als Beamter der höheren Ver-
wendungsgruppe zurückgelegt hätte.

(2) Wird ein Beamter aus der Verwendungs-
gruppe S 4 in die Verwendungsgruppe S 1 über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und all-
fällige Dienstalterszulage, die sich ergeben würde,
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner
Gehaltsstufe als Beamter der Verwendungsgruppe
S 4 notwendig ist, in dem zwölf Jahre über-
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steigenden Ausmaß als Beamter der Verwen-
dungsgruppe S 1 zurückgelegt hätte.

(3) Wird ein Beamter aus der Verwendungs-
gruppe S 3 in die Verwendungsgruppe S 2 über-
stellt, so bleibt er in der bisherigen Gehaltsstufe.

(4) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 3 wird der Vorrückungstermin nicht berührt.

§ 69. (1) Wird ein Beamter des Schulaufsichts-
dienstes in eine niedrigere Verwendungsgruppe
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen
Verwendungsgruppe notwendig ist, als Beamter
der niedrigeren Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte. Durch eine solche Überstellung wird der
Vorrückungstermin nicht berührt.

(2) Ist der Gehalt, den der Beamte in der nied-
rigeren Verwendungsgruppe nach Abs. 1 erhält,
niedriger als der bisherige Gehalt, so gebührt dem
Beamten eine nach Maßgabe des Erreichens eines
höheren Gehaltes einzuziehende, für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungs-
zulage auf den bisherigen Gehalt; für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Zulagen sind
bei der Ermittlung der Ergänzungszulage dem
Gehalt zuzurechnen.

§ 70. (1) Wird ein Beamter der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppe A oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 zum Be-
amten des Schulaufsichtsdienstes oder ein Be-
amter der Allgemeinen Verwaltung der Verwen-
dungsgruppe B oder ein Lehrer einer der Ver-
wendungsgruppen L 2 zum Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe S 4, S 3
oder S 2 oder ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe C oder ein Leh-
rer der Verwendungsgruppe L 3 zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe S 4
ernannt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe und all-
fällige Dienstalterszulage, die sich ergeben würde,
wenn er die Zeit, die für die Zeitvorrückung oder
für die Vorrückung in seiner bisherigen Verwen-
dungsgruppe maßgebend ist, in dem sechzehn
Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter des
Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe zu-
rückgelegt hätte, in die er überstellt wird. Be-
iträgt die Zeit, die für die Zeitvorrückung oder
für die Vorrückung maßgebend ist, weniger als
sechzehn Jahre, so verlängert sich der Zeitraum
für die Vorrückung in die Gehaltsstufe 2 um den
auf sechzehn Jahre fehlenden Zeitraum.

(2) Wird ein Beamter der Allgemeinen Verwal-
tung der Verwendungsgruppe B oder ein Lehrer
einer der Verwendungsgruppen L 2 zum Beamten
des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungs-
gruppe S 1 oder ein Beamter der Allgemeinen

Verwaltung der Verwendungsgruppe C oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 zum Beamten
des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe
S 3 oder S 2 ernannt, so gebührt ihm die Gehalts-
stufe und allfällige Dienstalterszulage die sich er-
geben würde, wenn er die Zeit, die für die Zeit-
vorrückung oder für die Vorrückung in seiner
bisherigen Verwendungsgruppe maßgebend ist, in
dem zweiundzwanzig Jahre übersteigenden Aus-
maß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
überstellt wird. Die Bestimmung des Abs. 1 letz-
ter Satz ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß
an die Stelle von sechzehn Jahren zweiundzwan-
zig Jahre treten.

(3) Ist der Gehalt, den der Beamte nach den
Abs. 1 oder 2 erhält, niedriger als der bisherige
Gehalt, so gebührt dem Beamten eine nach Maß-
gabe des Erreichens eines höheren Gehaltes ein-
zuziehende, für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Ergänzungszulage auf den bisherigen
Gehalt; für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung der
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

B e t r a u u n g m i t A u f g a b e n d e r
S c h u l a u f s i c h t .

§ 71. (1) Wird ein Lehrer provisorisch als Be-
amter des Schulaufsichtsdienstes in Verwendung
genommen oder mit der Funktion eines Be-
amten des Schulaufsichtsdienstes betraut, so ge-
bührt ihm für die Dauer dieser Verwendung zu
seinem Monatsbezug als Lehrer eine Dienst-
zulage. Die Höhe der Dienstzulage ist gleich
dem Unterschiedsbetrag zwischen seinem Gehalt
(einschließlich der für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Zulagen) und dem Ge-
halt (einschließlich der für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen), auf den
er Anspruch härte, wenn er zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes der entsprechenden Ver-
wendungsgruppe ernannt worden wäre. Das
gleiche gilt sinngemäß, wenn ein Beamter des
Schulaufsichtsdienstes mit der Funktion eines
Beamten des Schulaufsichtsdienstes einer höheren
Verwendungsgruppe betraut wird.

(2) Wird ein Lehrer mit der Fachinspektion
für einzelne Gegenstände betraut, so gebührt
ihm für die Dauer dieser Verwendung zu seinem
Monatsbezug als Lehrer eine Dienstzulage, die
vom zuständigen Bundesministerium im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen nach Maßgabe
seines Aufgabenkreises festgesetzt wird. Die
Dienstzulage darf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen seinem Gehalt (einschließlich der für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zu-
lagen) und dem Gehalt (einschließlich der für
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die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren
Zulagen), der dem Lehrer gebühren würde,
wenn er zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes
der entsprechenden Verwendungsgruppe er-
nannt worden wäre, nicht übersteigen.

(3) Die Dienstzulagen nach Abs. 1 und 2 sind
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bar, wenn der Lehrer (Beamte des Schulaufsichts-
dienstes) im Zeitpunkt der Versetzung oder des
Übertrittes in den Ruhestand seit mindestens
einem Jahr in einer den Anspruch auf diese
Dienstzulage begründenden Verwendung steht.
Von diesen Dienstzulagen und dem entspre-
chenden Teil der Sonderzahlung ist der Pen-
sionsbeitrag zu entrichten.

ABSCHNITT VIII.

Wachebeamte.

G e h a l t - u n d D i e n s t a l t e r s -
z u l a g e .

§ 72. (1) Für den Gehalt des Wachebeamten
gelten die Bestimmungen des Abschnittes II mit
der Maßgabe, daß die Verwendungsgruppe W 1
der Verwendungsgruppe B, die Verwendungs-
gruppe W 2 der Verwendungsgruppe C und die
Verwendungsgruppe W 3 der Verwendungs-
gruppe D entspricht und daß für Wachebeamte
der Verwendungsgruppe W 1 die Dienstklassen II
bis VIII in Betracht kommen.

(2) § 29 Abs. 1 und 3 gilt auch für Wache-
beamte.

(3) Ist nach den Ausbildungsvorschriften für
Dienstposten der Verwendungsgruppe W 1 die
Zurücklegung einer Dienstzeit in einer niedri-
geren Verwendungsgruppe vorgeschrieben, so ist
diese Dienstzeit nach Maßgabe des Abs. 4 bei der
Überstellung in die Verwendungsgruppe W 1 so-
weit bis zum Ausmaß von sechs Jahren für die
Vorrückung anzurechnen, als der Wachebeamte
die gemeinsamen Erfordernisse für die Erlangung
von Dienstposten der Verwendungsgruppe W 1
schon vor Beginn der Ausbildungszeit erfüllt
hatte.

(4) Die Anrechnung nach Abs. 3 findet in der
Weise statt, daß der Beamte ab dem Zeitpunkt
der Überstellung in die Verwendungsgruppe W 1
in dieser Verwendungsgruppe so behandelt wird,
ab ob er am Beginn der im Abs. 3 bezeichneten
Dienstzeit in die Verwendungsgruppe W 1 über-
stellt worden wäre.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 73. (1) Dem Wachebeamten gebührt nach
der Definitivstellung in den Dienstklassen I
bis IV eine für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Dienstzulage. Die Dienstzulage
wird durch die tatsächliche Dienstzeit in der Ver-

wendungsgruppe, in der Verwendungsgruppe W 2
durch die tatsächliche Dienstzeit in der Dienst-
stufe bestimmt; die Zeit als zeitverpflichteter
Soldat und als Vertragsbediensteter des Wache-
dienstes ist in der Verwendungsgruppe W 3 der
tatsächlichen Dienstzeit zuzurechnen. Die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß an-
zuwenden. Die Dienstzulage beträgt

(2) Bei der Ernennung eines Wachebeamten der
Verwendungsgruppe W 2 in eine höhere Dienst-
stufe dieser Verwendungsgruppe ist der Wache-
beamte in die niedrigste Dienstzulagenstufe der
neuen Dienststufe einzureihen; hatte der Wache-
beamte im Falle der Ernennung auf einen Dienst-
posten der Dienststufe 2 bereits die Dienstzu-
lagenstufe 2 der Dienststufe 1 erreicht, so ist ihm
die in dieser Dienstzulagenstufe zurückgelegte
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Dienstzeit bis zum Ausmaß von vier Jahren für
die Vorrückung in eine höhere Dienstzulagen-
stufe der Dienststufe 2 anzuredinen.

(3) Ist der Gehalt eines Wachebeamten der Ver-
wendungsgruppe W 1, der im Wege der Zeitvor-

rückung den Gehalt der Dienstklasse V erreicht
hat, in der Gehaltsstufe 4 der Dienstklasse V nie-
driger als die Summe aus dem Gehalt der höch-
sten Gehaltsstufe der Dienstklasse IV und der zu-
letzt in der Dienstklasse IV bezogenen Dienst-
zulage, so gebührt ihm in dieser Gehaltsstufe eine
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bare Ergänzungszulage auf den bisherigen Gehalt
einschließlich der Dienstzulage.

(4) Für die Anwendung der Bestimmungen des
§ 33 Abs. 4 gilt die Dienstzulage eines Wache-
beamten der Verwendungsgruppe in der Dienst-
klasse IV als Gehaltsbestandteil.

W a c h d i e n s t z u l a g e .

§ 74. (1) Dem Wachebeamten gebührt, solange
er im Wacheexekutivdienst verwendet wird, eine
Wachdienstzulage. Sie beträgt

(2) Von der Wachdienstzulage und dem der
Wachdienstzulage entsprechenden Teil der Son-
derzahlung ist der Pensionsbeitrag zu entrichten.

ABSCHNITT IX.

Berufsoffiziere und zeitverpflichtete Soldaten.
UNTERABSCHNITT A.

Berufsoffiziere.
G e h a l t u n d D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

§ 75. (1) Für den Gehalt des Berufsoffiziers
gelten die Bestimmungen des Abschnittes II mit
der Maßgabe, daß die Verwendungsgruppe H 1
der Verwendungsgruppe A und die Verwen-
dungsgruppe H 2 der Verwendungsgruppe B ent-
spricht und daß für Berufsoffiziere der Verwen-
dungsgruppe H 2 die Dienstklassen II bis VIII in
Betracht kommen.

(2) § 29 Abs. 1 und 3 gilt auch für Berufs-
offiziere.

(s) Ist nach den Ausbildungsvorschriften für
Dienstposten der Verwendungsgruppe H 2 die
Zurücklegung einer Dienstzeit in einer niedri-
geren Verwendungsgruppe vorgeschrieben, so ist

diese Dienstzeit nach Maßgabe des Abs. 4 bei der
Überstellung in die Verwendungsgruppe H 2 so-
weit bis zum Ausmaß von sechs Jahren für die
Vorrückung in höhere Gehaltsstufen anzurech-
nen, als der Beamte die gemeinsamen Erforder-
nisse für die Erlangung von Dienstposten der
Verwendungsgruppe H 2 schon vor Beginn der
Ausbildungszeit erfüllt hatte.

(4) Die Anrechnung nach Abs. 3 findet in der
Weise statt, daß der Berufsoffizier ab dem Zeit-
punkt der Überstellung in die Verwendungs-
gruppe H 2 in dieser Verwendungsgruppe so be-
handelt wird, als ob er am Beginn der in Abs. 3
bezeichneten Dienstzeit in die Verwendungs-
gruppe H 2 überstellt worden wäre.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 76. (1) Berufsoffizieren der Verwendungs-
gruppe H 2 gebührt in den Dienstklassen II bis IV
eine für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Dienstzulage. Die Dienstzulage wird
durch die tatsächliche Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe H 2 bestimmt. Die Bestimmungen
der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden. Die
Dienstzulage beträgt

(2) Ist der Gehalt eines Berufsoffiziers der Ver-
wendungsgruppe H 2, der im Wege der Zeitvor-
rückung den Gehalt der Dienstklasse V erreicht
hat, in der Gehaltsstufe 4 der Dienstklasse V
niedriger als die Summe aus dem Gehalt der
höchsten Gehaltsstufe der Dienstklasse IV
und der zuletzt in der Dienstklasse IV be-
zogenen Dienstzulage, so gebührt ihm in dieser
Gehaltsstufe eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Ergänzungszulage auf den
bisherigen Gehalt einschließlich der Dienstzulage.

(3) Für die Anwendung der Bestimmungen des
§ 33 Abs. 4 gilt die Dienstzulage als Gehalts-
bestandteil.

T r u p p e n d i e n s t z u l a g e .

§ 77. (1) Dem Berufsoffizier gebührt, solange er
im Truppendienst verwendet wird, eine Truppen-
dienstzulage von 150 S.

(2) Von der Truppendienstzulage und dem der
Truppendienstzulage entsprechenden Teil der
Sonderzahlung ist der Pensionsbeitrag zu ent-
richten.
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UNTERABSCHNITT B.
Zeitverpflichtete Soldaten.

G e h a l t .

§ 78. (1) Der Gehalt des zeitverpflichteten Sol-
daten wird durch die Gehaltsstufe bestimmt und
beträgt in den Verwendungsgruppen H 4 und H 3

(2) Den zeitverpflichteten Soldaten ist die Zeit
des ordentlichen Präsenzdienstes für die Vor-
rückung anzurechnen. Die Bestimmungen des
§ 12 sind auf sie nicht anzuwenden.

D i e n s t z u l a g e n .

§ 79. Den zeitverpflichteten Soldaten der
Dienststufen 2 bis 7 gebührt eine Dienstzulage.
Sie beträgt

P e n s i o n s b e i t r a g .

§ 80. Die Bestimmungen des § 22 sind auf die
zeitverpflichteten Soldaten nicht anzuwenden.

A b f e r t i g u n g .

§ 81. (1) Dem zeitverpflichteten Soldaten, der
wegen Ablauf der Bestellungsdauer oder infolge
Kündigung durch den Bund aus dem Dienstver-
hältnis ausscheidet, gebührt eine Abfertigung.

(2) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer
des Dienstverhältnisses von
drei Jahren das Zweifache,
vier Jahren das Zweieinhalbfache,
fünf Jahren das Dreifache,
sechs Jahren das Dreieinhalbfache,
sieben Jahren das Vierfache,
acht Jahren das Viereinhalbfache,
neun Jahren das Fünffache

des dem zeitverpflichteten Soldaten für den letz-
ten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden
Monatsbezuges. Der Dauer des Dienstverhält-
nisses ist die Zeit des ordentlichen Präsenzdienstes
zuzurechnen.

(3) Die Abfertigung nach Abs. 2 erhöht sich um
20 v. H., wenn das Dienstverhältnis des zeitver-
pflichteten Soldaten wegen Dienstunfähigkeit ge-
kündigt wird. Sie erhöht sich um 50 v. H., wenn
das Dienstverhältnis wegen Ablauf der Bestel-
lungsdauer endet.

S t e rbekos t enbe i t r ag .

§ 82. (1) Stirbt der zeitverpflichtete Soldat, so
gebührt den gesetzlichen Erben, zu deren Erhal-
tung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war,
ein Sterbekostenbeitrag. Dieser beträgt, wenn das
Dienstverhältnis noch nicht drei Jahre gedauert
hat, das Einfache des dem zeitverpflichteten Sol-
daten für den letzten Monat des Dienstverhält-
nisses gebührenden Monatsbezuges, in allen an-
deren Fällen die Hälfte der Abfertigung, die im
Falle der Kündigung wegen Dienstunfähigkeit
gebühren würde.

(2) Sind anspruchsberechtigte gesetzliche Erben
nicht vorhanden, so kann der Sterbekostenbeitrag
ganz oder zum Teile den Personen gewährt wer-
den, die erwiesenermaßen die Begräbniskosten
aus eigenen Mitteln bestritten oder den Verstor-
benen in seiner letzten Krankheit vor dem Tode
gepflegt haben.

ABSCHNITT X.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 83. (1) Der Beamte, der sich im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes im Dienst-
stand befindet, erhält mit diesem Zeitpunkt die
bezugsrechtliche Stellung, die sich auf Grund
seiner nach dem Gehaltsüberleitungsgesetz er-
langten bezugsrechtlichen Stellung und der einen
Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildenden Über-
leitungstabelle (Anlage) ergibt. Ist zwischen dem
Inkrafttreten und der Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes eine Änderung der bezugsrechtlichen
Stellung auf Grund der Bestimmungen des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes eingetreten, so erhält
der Beamte mit dem Zeitpunkt der Änderung
die bezugsrechtliche Stellung, die sich aus der
Überleitungstabelle ergibt

(2) Ergibt sich bei sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen des § 32, des § 33 Abs. 5, der
§§ 35, 36 und 37, des § 42 Abs. 3, der §§ 44
und 46, des § 48 Abs. 5 und der §§ 53, 62, 63
und 64 eine günstigere bezugsrechtliche Stellung
als bei bloßer Anwendung der Bestimmungen
der Anlage, so ist der Beamte in die danach
in Betracht kommende bezugsrechtliche Stellung
überzuleiten.
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(3) Das zuständige Bundesministerium kann im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt für
Beamte der Verwendungsgruppen E, D und C im
Zusammenhang mit der Überleitung unter sinn-
gemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 33
Abs. 3 einen für die Vorrückung und Zeitvor-
rückung maßgebenden Tag festsetzen. Solche
Verfügungen sind nur bis 31. Dezember 1957 zu-
lässig.

(4) Das zuständige Bundesministerium kann im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen einem
Beamten, der unter die Bestimmungen der Ab-
schnitte II, VIII und IX fällt, in der Zeit bis zum
1. Juli 1957 zum Ausgleich von Härten, die sich
aus der Überleitung ergeben, mit Wirksamkeit
frühestens ab 1. Feber 1956 eine für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Personal-
zulage im Höchstausmaß von zwei Vorrückungs-
beträgen gewähren. Diese Personalzulage ist nach
Maßgabe des Erreichens eines höheren Gehaltes
zufolge Beförderung einzuziehen.

(5) Personalzulagen, die vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes im Ausmaß von Vorrük-
kungsbeträgen zuerkannt wurden, entfallen mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. Ob und
in welchem Ausmaß solche Personalzulagen ab
1. Feber 1956 zuerkannt werden können, richtet
sich nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes.

(6) Ergibt sich bei der Überleitung eines
Leiters einer mittleren Lehranstalt, der einer
der Verwendungsgruppen L 2 angehört, auf
Grund des § 57 eine Dienstzulage, die niedriger
ist als die ihm am 31. Jänner 1956 zugekom-
mene Gehaltserhöhung im Sinne des § 40 Abs. 7
des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr . 22/
1947, so gebührt ihm eine für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Ergänzungszulage in
der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der
ihm jeweils gemäß § 57 gebührenden Dienst-
zulage und der ihm am 31. Jänner 1956 zugekom-
menen Gehaltserhöhung.

§ 84. Die Kinderzulage nach § 4 Abs. 3 kann in
berücksichtigungswürdigen Fällen auch über das
vollendete 24. Lebensjahr des Kindes hinaus für
einen angemessenen Zeitraum gewährt werden,
wenn das Kind die Selbsterhaltungsfähigkeit des-
halb noch nicht erlangt hat, weil es ein Studium
oder eine erweiterte fachliche Ausbildung wegen
Kriegsdienstes, Maßregelung, geänderter Verhält-
nisse oder sonstiger nicht überwindbarer Hinder-
nisse nicht rechtzeitig beginnen oder vollenden
konnte.

§ 85. Zulagen, auf die ein Beamter am 13. März
1938 auf Grund des § 14 des Gehaltsgesetzes
1927, BGBl. Nr . 105/1928, Anspruch hatte, ge-
bühren ihm neben dem Monatsbezug in gleicher
Höhe mit der Maßgabe weiter, daß die Schilling-

beträge als Schillingbeträge im Sinne des Schil-
linggesetzes, StGBl. 231/1945, zu gelten haben.
Die Bestimmungen der §§ 6, 7, 13, 14, 21, 22, 23
und 27 sind sinngemäß anzuwenden.

§ 86. (1) Die Zeit, die ein Beamter in den Jahren
1938 bis 1945 wegen seiner politischen Gesinnung
oder wegen tatsächlicher oder angeblicher Betäti-
gung gegen die nationalsozialistische Gewalt-
herrschaft oder in den Jahren 1933 bis 1938
wegen Betätigung für eine aufgelöste Partei, aus-
genommen die NSDAP und den Heimatschutz
(Richtung Kammerhofer), in gerichtlicher oder
polizeilicher Haft zugebracht hat, ist, wenn die
Zeit nach den geltenden Vorschriften für die Vor-
rückung anrechenbar ist und wenn die Haft nicht
auf Handlungen zurückgeht, die dem Betroffe-
nen der Begünstigung unwürdig erscheinen las-
sen, in doppeltem Ausmaß anzurechnen.

(2) Ein Beamter, der dem in Abs. 1 umschrie-
benen Personenkreis angehört, kann durch Vor-
rückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:
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Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der Beur-
teilung des Anspruches auf eine Dienstalters-
zulage außer Betracht zu lassen.

§ 87. Ergänzungszulagen, die nach § 68 des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes gewährt wurden, sind
nach Maßgabe des Erreichens eines höheren
Monatsbezuges zufolge der Überleitung gemäß
§ 83 sowie durch Vorrückung, Zeitvorrückung,
Anfall einer Dienstalterszulage, Beförderung oder
Überstellung nach diesem Bundesgesetz einzu-
ziehen.

§ 88. (1) Sofern es zur Anpassung der Monats-
bezüge an geänderte Lebenshaltungskosten not-
wendig ist, können durch Verordnung der Bun-
desregierung im Einvernehmen mit dem Haupt-
ausschuß des Nationalrates Teuerungszulagen
gewährt werden. Diese Teuerungszulagen sind
in Hundertsätzen festzusetzen. Sie können für die
einzelnen Teile des Monatsbezuges (§ 3 Abs. 2)
auch verschieden hoch festgesetzt werden.

(2) Die Teuerungszulagen teilen das rechtliche
Schicksal des Teiles des Monatsbezuges, zu dem
sie gewährt werden.

§ 89. Auf Personen, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zu Fonds, Stiftungen
oder Anstalten stehen, die von Organen des
Bundes oder von Personen (Personengemein-
schaften) verwaltet werden, die hiezu von Or-

ganen des Bundes bestellt sind, sind die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes dem Sinne nach
soweit anzuwenden, als nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

§ 90. Dieses Bundesgesetz tritt — unbeschadet
der Vorschrift des § 91 — am 1. Feber 1956 in
Kraft.

§ 91. (1) Die in diesem Bundesgesetz vorge-
sehenen Monatsbezüge gebühren den Beamten
ab 1. Feber 1956 in folgendem Ausmaß:

a) Die Haushaltszulage nach § 4 Abs. 8 lit. a
im vollen Ausmaß;

b) die übrigen Familienzulagen im Ausmaß
von 90 v. H.;

c) die Exekutivdienstzulage, die Wachdienst-
zulage und die Truppendienstzulage im
vollen Ausmaß;

d) alle übrigen Teile des Monatsbezuges (§ 3
Abs. 2) im Ausmaß von 85 v. H.; beträgt
die Erhöhung des bisherigen Monatsbezuges
des Beamten, die sich auf diese Weise in
Verbindung mit der Anwendung der Be-
stimmungen des § 83 Abs. 1 bis 4 ergibt,
nicht mindestens 70 S, so gebührt dem Be-
amten eine Erhöhung des bisherigen Mo-
natsbezuges um 70 S, höchstens jedoch
eine Erhöhung auf 100 v. H. der Summe
der in diesem Bundesgesetz für diese Teile
des Monatsbezuges vorgesehenen Ansätze.

(2) Ist der Monatsbezug, der sich nach Abs. 1
ergibt, niedriger als der bisherige Monatsbezug,
so gebührt dem Beamten eine nach Maßgabe des
Erreichens eines höheren Monatsbezuges, insbe-
sondere zufolge Vorrückung, Zeitvorrückung,
Anfall einer Dienstalterszulage, Beförderung oder
Überstellung nach diesem Bundesgesetz einzu-
ziehende Ergänzungszulage auf den bisherigen
Monatsbezug.

(3) Die Monatsbezüge sind stufenweise auf das
volle in diesem Bundesgesetz vorgesehene Aus-
maß zu erhöhen. Das Nähere hat die Bundes-
regierung im Einvernehmen mit dem Hauptaus-
schuß des Nationalrates durch Verordnung zu
bestimmen.

§ 92. (1) Die Bestimmungen der auf Grund des
Gehaltsüberleitungsgesetzes erlassenen Verord-
nungen besoldungsrechtlichen Inhaltes bleiben,
soweit sie nicht mit den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes im Widerspruch stehen, als Bun-
desgesetz in Geltung. Sie treten in dem Zeit-
punkt außer Kraft, in dem entsprechende, auf
Grund dieses Bundesgesetzes im Verordnungs-
weg erlassene Regelungen Geltung erlangen.

(2) Soweit dieses Bundesgesetz Begriffe des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes durch neue Begriffe er-
setzt, sind bei Anwendung der gemäß Abs. 1 auf-
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recht bleibenden Bestimmungen die neuen
Begriffe zu verwenden.

(3) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes zu er-
lassenden Verordnungen können mit Wirksam-
keit vom Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes erlassen werden.

§ 93. (1) Die nachstehend angeführten Bestim-
mungen sind auf Bezugsansprüche, die nach dem
31. Jänner 1956 liegende Zeiträume betreffen,
nicht mehr anzuwenden:

1. § 8 des Hochschulassistentengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 32/1949;

2. das Bundesgesetz vom 30. März 1949, BGBl.
Nr. 94, betreffend die Abfertigung von Bundes-
beamten, die ohne Ruhegenuß aus dem Dienst-
stand ausscheiden;

3. § 29 Abs. 4 der Dienstpragmatik, RGBl.
Nr. 15/1914, und § 33 Abs. 4 und 5 der Lehrer-
dienstpragmatik, RGBl. Nr. 319/1917.

(2) Soweit andere Rechtsvorschriften auf die
im Abs. 1 angeführten Bestimmungen Bezug
nehmen, treten für die Zeit nach dem 31. Jänner
1956 an ihre Stelle die entsprechenden Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes.

(3) Die Bestimmungen des § 7 des Beamten-
Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, und
des § 49 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955,
bleiben unberührt.

§ 94. Die Bestimmungen des Art. 30 Abs. 3
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929, BGBl. Nr. 1/1930, und des § 20 Abs. 4
des Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in
der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925
bleiben unberührt.

§ 95. Die nach diesem Bundesgesetz erforder-
lichen Überleitungsdekrete sind nicht als Beur-
kundungen im Sinne des Gebührengesetzes,
BGBl. Nr. 184/1946, in der jeweils geltenden
Fassung anzusehen.

§ 96. Sofern in diesem Bundesgesetz nichts
anderes bestimmt ist, ist mit seiner Vollziehung
jedes Bundesministerium, und zwar insoweit be-
traut, als es oberste Dienstbehörde ist.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl
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Anlage

Überleitungstabellen.
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5 5 . Bundesgesetz vom 29. Feber 1956,
womit das Gehaltsüberleitungsgesetz geän-

dert wird (Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1956).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 105/1953, 95/1955 und 182/1955, wird wie
folgt geändert:

1. § 2 hat zu lauten:
„§ 2. G l i e d e r u n g .

Die Bundesbeamten, im folgenden kurz Be-
amte genannt, gliedern sich in folgende Besol-
dungsgruppen:

1. Beamte der Allgemeinen Verwaltung,
2. Beamte in handwerklicher Verwendung,
3. Beamte im richterlichen Vorbereitungs-

dienst, Richter und staatsanwaltschaftliche
Beamte,

4. Hochschullehrer,
5. Lehrer,
6. Beamte des Schulaufsichtsdienstes,
7. Wachebeamte,
8. Berufsoffiziere und zeitverpflichtete Sol-

daten."

2. § 3 hat zu lauten:
„§ 3. S o n d e r b e s t i m m u n g e n .

Die Bestimmungen des Abschnittes I finden
nur so weit Anwendung, als nicht in den Ab-
schnitten I a bis IV a etwas anderes festgesetzt
ist."

3. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) In die provisorische Dienstzeit können die

für die Vorrückung angerechneten Vordienst-
zeiten ganz oder zum Teil eingerechnet werden.
Bei Personen, die unmittelbar auf einen höheren
als den niedrigsten für sie in Betracht kommen-
den Dienstposten ernannt wurden oder denen
bei der Anstellung eine höhere als die niedrigste
Gehaltsstufe zuerkannt wurde, kann die provi-
sorische Dienstzeit verkürzt werden. Bei der Ein-
rechnung und der Verkürzung ist auf die bis-
herige Berufslaufbahn und die künftige Verwen-
dung des Beamten Bedacht zu nehmen."

4. § 8 hat zu lauten:
„§ 8. D i e n s t r a n g .

(1) Der Dienstrang eines Beamten richtet sich
nach der Dauer der innerhalb seiner Verwen-
dungsgruppe und Dienstklasse tatsächlich zurück-
gelegten Dienstzeit, soweit sie für die Vor-
rückung in der Dienstklasse maßgebend ist. In der
niedrigsten für die Verwendungsgruppe des
Beamten in Betracht kommenden Dienstklasse ist
dieser Dienstzeit die tatsächliche Dienstzeit gleich-
zuhalten, die der Beamte in einem vertraglichen
Dienstverhältnis zum Bund in einer gleich-

wertigen Entlohnungsgruppe oder in einem
Dienstverhältnis zu einer anderen Gebietskörper-
schaft in einer gleichwertigen Verwendungs(Ent-
lohnungs)gruppe verbracht hat.

(2) Bei Personen, die unmittelbar in eine höhere
als die niedrigste für die Verwendungsgruppe des
Beamten in Betracht kommende Dienstklasse
aufgenommen werden oder die von einer Besol-
dungsgruppe in eine andere überstellt werden,
ist der Dienstrang bei der Ernennung zu bestim-
men. Auf die Bestimmungen des Abs. 1 und auf
die durchschnittlichen Rangverhältnisse in der
Verwendungsgruppe und der Dienstklasse, in die
der Beamte ernannt wird, ist Bedacht zu nehmen.

(s) Insoweit sich nicht schon hieraus eine be-
stimmte Rangfolge ergibt, sind für deren Beur-
teilung der Reihe nach folgende Umstände maß-
gebend:

1. Das Rangverhältnis in der nächstniedrigeren
Dienstklasse derselben Verwendungsgruppe,

2. die Dauer der für die Ruhegenußbemessung
anrechenbaren Bundesdienstzeit,

3. die Dauer einer nichtanrechenbaren tatsäch-
lich zurückgelegten Bundesdienstzeit,

4. das Lebensalter.
(4) Der Beamte kann erklären, daß Umstände,

die nach den Abs. 1 bis 3 für die Bestimmung
seines Dienstranges maßgebend sind, unberück-
sichtigt bleiben sollen (Rangverzicht). Der Rang-
verzicht muß schriftlich erklärt werden und
bedarf der Genehmigung der Dienstbehörde. Der
Beamte ist auf Grund des Rangverzichtes derart
zu reihen, daß die Umstände, auf die sich der
Rangverzicht bezieht, außer Betracht bleiben.
Der Rangverzicht ist unwiderruflich.

(5) Die Beamten eines Personalstandes sind im
Personalstandesverzeichnis nach Dienstzweigen
und Dienstklassen und innerhalb der Dienst-
klassen nach ihrer Rangfolge zu reihen. Die
Personalstandesverzeichnisse sind jährlich mit
1. Jänner abzuschließen; den Beamten ist auf
Verlangen Einsicht zu gewähren. Werden die
Personalstandesverzeichnisse vervielfältigt, so
sind sie den Beamten auf Verlangen gegen Ersatz
der Kosten auszufolgen."

5. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Feststellung, ob ein Beamter die für

den Eintritt der Zeitvorrückung erforderliche
Durchschnittsleistung erbracht hat, ist zugleich
mit der Gesamtbeurteilung für das Kalenderjahr
auszusprechen, in dem der Beamte die höchste
Gehaltsstufe der Dienstklasse erreicht hat, aus der
die Zeitvorrückung vorgesehen ist. Auf diesen
Ausspruch sind die Bestimmungen des § 20 der
Dienstpragmatik, RGBl. Nr . 15/1914, sinngemäß
anzuwenden."

6. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Zahl der Dienstposten für die ein-

zelnen Personalstände ist alljährlich, nach Dienst-
zweigen, Dienstklassen und Dienststufen ge-
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trennt, durch das Bundesfinanzgesetz fest-
zusetzen. Es kann jedoch in den Verwendungs-
gruppen A und H 1 die Zahl der Dienstposten
der Dienstklassen III bis VI, in den Verwen-
dungsgruppen B, W 1 und H 2 die Zahl der

Dienstposten der Dienstklassen II bis V und in
den Verwendungsgruppen C, D, E, P 1 bis P 8,
W 2 und W 3 die Zahl der Dienstposten der
Dienstklassen I bis III gemeinsam festgesetzt
werden."

7. Nach dem Abschnitt I ist folgender Ab-
schnitt I a einzufügen:

„Abschn i t t I a.
§ 26 a, B e a m t e in h a n d w e r k l i c h e r

V e r w e n d u n g .
(1) Die Dienstzweige für die Beamten in hand-

werklicher Verwendung sind einer der Verwen-
dungsgruppen P 1 bis P 8 zuzuweisen.

(2) Die Verwendungsgruppen P 1 bis P 3 sind
im allgemeinen für Beamte vorbehalten, die eine
handwerkliche oder eine dieser gleichwertige
Ausbildung abgeschlossen haben."

8. Die Überschrift zu Abschnitt II hat zu
lauten:

"Sonderbestimmungen für Beamte im rich-
terlichen Vorbereitungsdienst, Richter und

staatsanwaltschaftliche Beamte ."
9. § 27 hat zu lauten:

„§ 27. B e a m t e i m r i c h t e r l i c h e n V o r -
b e r e i t u n g s d i e n s t .

Der Beamte im richterlichen Vorbereitungs-
dienst ist bis zur Ablegung der Richteramts-
prüfung Richteramtsanwärter, mit der Ablegung
der Richteramtsprüfung wird er Hilfsrichter."

10. § 28 erhält die Überschrift „ S t a n d e s -
g r u p p e n u n d A m t s t i t e l d e r R i c h -
t e r u n d s t a a t s a n w a l t s c h a f t l i c h e n
B e a m t e n " ; in der Übersicht zu § 28 haben
die Bezeichnungen „Richteramtsanwärter" und
„Hilfsrichter" zu entfallen.

11. § 29 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die Feststellung, ob ein Richter die für die

Erreichung der Gehaltsstufe 8 erforderliche
Durchschnittsleistung erbracht hat, ist zugleich
mit der Gesamtbeurteilung für das Kalenderjahr
auszusprechen, in dem der Richter die Gehalts-
stufe 7 erreicht hat. Auf diesen Ausspruch sind
die Bestimmungen des § 20 der Dienstpragmatik
sinngemäß anzuwenden."

12. § 31 hat zu lauten:
"§ 31. Dienstrang.

Für die Bestimmung des Dienstranges gelten
die Vorschriften des § 8 sinngemäß mit der Ab-
weichung, daß an die Stelle der Verwendung-
gruppe und Dienstklasse die Standesgruppe
tritt. Bei der Anwendung der Bestimmung des
§ 8 Abs. 2 ist der zuständige Personalsenat zu
hören."

13. § 38 erster Satz hat zu lauten:
„Die Lehrer sind den Verwendungsgruppen

L 1, L 2 B, L 2 HS, L 2 V und L 3 zuzuweisen."
14. Nach § 38 ist folgender § 38 a einzufügen:

"§ 38 a. F e s t s e t z u n g der Z a h l de r
D i e n s t p o s t e n .

Die Zahl der Dienstposten für die einzelnen
Personalstände der Lehrer ist nach Schularten
und Verwendungsgruppen und innerhalb dieser
nach Leitern und Lehrern getrennt durch das
Bundesfinanzgesetz festzusetzen."

15. § 40 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Feststellung, ob der Lehrer die für

die Erreichung der Gehaltsstufe 10 erforderliche
Durchschnittsleistung aufweist, ist zugleich mit
der Gesamtbeurteilung für das Kalenderjahr zu
treffen, in dem der Lehrer die Gehaltsstufe 9
erreicht. Auf diesen Ausspruch finden die Be-
stimmungen des § 21 der Lehrerdienstpragmatik,
RGBl. Nr. 319/1917, sinngemäß Anwendung."

16. Nach § 40 ist folgender § 40 a einzufügen:

"§ 40 a. D i e n s t r a n g .
(1) Der Dienstrang der Lehrer richtet sich nach

der für die Vorrückung maßgebenden Zeit.
(2) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 2 bis 5

sind sinngemäß anzuwenden."

17. § 41 hat zu lauten:
"§ 41. D i e n s t z w e i g e , D i e n s t r a n g .
(1) Jeder Dienstzweig ist einer der folgenden

Verwendungsgruppen zuzuweisen:
a) Der Verwendungsgruppe S 1 für Landes-

schulinspektoren,
b) der Verwendungsgruppe S 2 für Berufs-

schulinspektoren,
c) der Verwendungsgruppe S 3 für Bezirks-

schulinspektoren,
d) der Verwendungsgruppe S 4 für Kinder-

garteninspektoren.
(2) Der Dienstrang der Beamten des Schul-

aufsichtsdienstes richtet sich nach der Dauer der
innerhalb ihrer Verwendungsgruppe tatsächlich
zurückgelegten Dienstzeit, soweit sie für die Vor-
rückung maßgebend ist. Die Bestimmungen des
§ 8 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden."

18. Nach § 41 ist folgender § 41 a einzufügen:

"§ 41 a. F e s t s e t z u n g d e r Z a h l der
D i e n s t p o s t e n .

Die Zahl der Dienstposten für die Personal-
stände der Beamten des Schulaufsichtsdienstes ist
nach Verwendungsgruppen getrennt durch das
Bundesfinanzgesetz festzusetzen."

19. § 42 hat zu lauten:
"§ 42. D i e n s t z w e i g e , D i e n s t r a n g .
(1) Jeder Dienstzweig ist einer der folgenden

Verwendungsgruppen zuzuweisen:
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a) Der Verwendungsgruppe W 1 für leitende
Beamte,

b) der Verwendungsgruppe W 2 für dienst-
führende Beamte,

c) der Verwendungsgruppe W 3 für eingeteilte
Beamte.

(2) Die Dienstposten der Verwendungsgruppe
W 2 sind in drei Dienststufen unterzuteilen.

(3) Die Vorschriften des § 8 sind sinngemäß
mit der Abweichung anzuwenden, daß bei dienst-
führenden Beamten an die Stelle der Dienstklasse
die Dienststufe tritt und daß sich der Dienstrang
bei leitenden Beamten der Dienstklassen II und
III nach der gesamten Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe W 1 und bei eingeteilten Beamten
nach der gesamten Dienstzeit als Beamter der
Verwendungsgruppe W 3, als Vertragsbediensteter
des Wachedienstes und als zeitverpflichteter Sol-
dat richtet."

20. § 45 a hat zu lauten:

,,§ 45 a. Dienstzweige, Dienstrang.

(1) Jeder Dienstzweig ist einer der folgenden
Verwendungsgruppen zuzuweisen:

a) Der Verwendungsgruppe H 1 für Berufs-
offiziere des höheren Dienstes,

b) der Verwendungsgruppe H 2 für sonstige
Berufsoffiziere.

(2) Die Vorschriften des § 8 sind sinngemäß
mit der Abweichung anzuwenden, daß sich bei
Berufsoffizieren der Verwendungsgruppe H 2 der
Dienstklassen II und III der Dienstrang nach der
gesamten Dienstzeit in der Verwendungsgruppe
H 2 richtet."

21. § 45 e hat zu lauten:

„§ 45 e. G l i e d e r u n g u n d B e s t e l l u n g s -
dauer.

(1) Die zeitverpflichteten Soldaten gliedern sich
in Unteroffiziere, Chargen und Soldaten ohne
Chargengrad (Wehrmänner). Sie stehen in einem
zeitlich beschränkten öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis und haben keine Anwartschaft auf
einen Ruhe(Versorgungs)genuß.

(2) Das Dienstverhältnis endet, sofern es nicht
schon früher durch Tod, Entlassung oder Kündi-
gung sein Ende gefunden hat, mit Ablauf der Be-
stellungsdauer. Eine Weiterbestellung ist zulässig.
Die Gesamtdauer des Dienstverhältnisses darf
neun Jahre nicht überschreiten."

22. Nach § 45 f sind folgende Bestimmungen
einzufügen:

"§ 45 g. D i e n s t r a n g .

Die Bestimmungen des § 8 sind mit der Maß-
gabe sinngemäß anzuwenden, daß an die Stelle
der Dienstklasse die Dienststufe tritt.

§ 45 h. K ü n d i g u n g .

(1) Das Dienstverhältnis des zeitverpflichteten
Soldaten kann von der Dienstbehörde durch
schriftliche Kündigung zum Ende jedes Kalender-
monates gelöst werden, wenn einer der Gründe
des Abs. 2 vorliegt.

(2) Kündigungsgründe sind:
a) Ein auf Grund militärärztlichen Gutachtens

festgestellter Mangel der körperlichen oder
geistigen Eignung,

b) eine auf ,nicht entsprechend' oder durch
zwei aufeinanderfolgende Jahre auf ,minder
entsprechend' lautende Gesamtbeurteilung,

c) Bedarfsmangel.
(3) Die Kündigungsfrist beträgt nach einer

Dauer des Dienstverhältnisses von
weniger als 2 Jahren 1 Monat,
2 Jahren 2 Monate,
4 Jahren 3 Monate,

Der Dauer des Dienstverhältnisses ist die Dauer
des ordentlichen Präsenzdienstes zuzurechnen.

§ 45 i. Ü b e r n a h m e i n e i n a n d e r e s
D i e n s t v e r h ä l t n i s .

(1) Wird ein zeitverpflichteter Soldat unmittel-
bar nach Ablauf der Bestellungsdauer auf einen
Dienstposten einer anderen Besoldungsgruppe
ernannt, so tritt dadurch keine Beendigung, son-
dern eine Änderung seines Dienstverhältnisses
als Beamter ein.

(2) Zeitverpflichtete Soldaten, die nach einer
neunjährigen Dauer des Dienstverhältnisses oder
wegen eines im Dienst erlittenen Unfalls aus dem
Dienstverhältnis ausscheiden, sind in den ersten
vier Jahren nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses im Falle der Bewerbung um einen Dienst-
posten einer anderen Besoldungsgruppe vorzugs-
weise zu berücksichtigen, wenn sie für den an-
gestrebten Dienstposten mindestens gleich geeig-
net sind wie die übrigen Bewerber. Das gleiche
gilt, wenn sie sich um einen Dienstposten bei
vom Bund verwalteten Fonds, Stiftungen und
Anstalten bewerben, die von Organen des Bun-
des oder von Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, die hiezu von Organen des
Bundes bestellt sind.

(3) Durch Verordnung der Bundesregierung
kann bestimmt werden, daß auf bestimmte
Dienstposten der Bundesverwaltung nur Per-
sonen ernannt werden dürfen, auf die die Be-
stimmungen des Abs. 2 zutreffen; hiebei ist
neben den Bedürfnissen der Bundesverwaltung
auf die durchschnittliche Verwendungsmöglich-
keit der zeitverpflichteten Soldaten und die Lage
auf dem Arbeitsmarkt Bedacht zu nehmen."

23. Nach § 46 ist folgender § 46 a einzufügen:

„§ 46 a. Den Beamten des ausübenden Flug-
sicherungsdienstes gebühren die gleichen pen-
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sionsrechtlichen Begünstigungen wie den Beam-
ten des ausübenden Dienstes (Vollzugsdienstes)
im Bereich der Post- und Telegraphenverwal-
tung."

„§ 47. Ruhegenußbemessungs-
g r u n d l a g e .

(1) Für die Bemessung des Ruhegenusses sind
anrechenbar der Gehalt und die als anrechenbar
erklärten Zulagen, die der im Zeitpunkte der
Ruhestandsversetzung erreichten dienstrecht-
lichen Stellung entsprechen. 78'3 v. H. dieser
anrechenbaren Bezüge bilden die Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage.

(2) Künftige Änderungen der pensionsrecht-
lichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und
der Vorschriften, die die Höhe der Bezüge fest-
setzen, aus denen die Ruhegenußbemessungs-
grundlage abgeleitet wird, gelten auch für Pen-
sionsparteien, auf die die pensionsrechtlichen Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden
sind."

25. § 51 hat zu lauten:
„§ 51. F a m i l i e n z u l a g e n .

(1) Auf die Beamten des Ruhestandes sind die
Bestimmungen der §§ 4, 5 und 84 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54/1956, anzuwenden.

(2) Bei Witwen, die im Genuß einer Witwen-
pension stehen, sind die Bestimmungen des § 4
Abs. 2 bis 4, 6 und 10 und des § 5 des Gehalts-
gesetzes 1956 hinsichtlich der Kinder des ver-
storbenen Beamten sinngemäß anzuwenden.

(3) Elternlosen und diesen gleichgestellten Wai-
sen, die im Genuß einer Waisenpension stehen,
gebührt bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
ein Zuschuß im Ausmaß der im § 4 Abs. 6 des
Gehaltsgesetzes 1956 festgesetzten Kinderzulage.
Die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 und 10 des Ge-
haltsgesetzes 1956 sind sinngemäß anzuwenden."

26. Nach § 51 ist der folgende § 51 a einzu-
fügen:

„§ 51 a. S o n d e r z a h l u n g e n .
Außer den monatlichen Ruhe(Versorgungs)-

genüssen gebührt den Pensionsparteien für jedes
Kalenderhalbjahr eine Sonderzahlung in der
Höhe von 50 v. H. des Ruhe(Versorgungs)-
genusses und der Zulagen zum Ruhe(Versor-
gungs)genuß, der ihnen für den Monat der Aus-
zahlung zusteht. Steht eine Pensionspartei wäh-
rend des Kalenderhalbjahres, für das die Sonder-
zahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Ge-
nuß des vollen Ruhe(Versorgungs)genusses und
der Zulagen zum Ruhe(Versorgungs)genuß, so
gebührt ihr der entsprechende Teil, Als Monat
der Auszahlung gilt bei Ausscheiden aus dem
Ruhe(Versorgungs)stand jedenfalls der Monat
des Ausscheidens aus dem Ruhe(Versorgungs)-
stand."

27. Nach § 51 a ist folgender § 51 b einzu-
fügen:

„§ 51 b . E x e k u t i v d i e n s t z u l a g e ,
W a c h d i e n s t z u l a g e u n d T r u p p e n -

dienstzulage.

Die Exekutivdienstzulage, die Wachdienst-
zulage und die Truppendienstzulage sind nach
Maßgabe der Zeit, in der der Beamte im Genuß
einer solchen Zulage gestanden ist, Grundlage
für eine Zulage zu seinem Ruhegenuß und zum
Versorgungsgenuß seiner Angehörigen. Das
Nähere hat die Bundesregierung durch Verord-
nung zu bestimmen."

28. § 52 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) In besonders berücksichtigungswürdigen

Fällen kann der Witwe auch über die Bestim-
mungen des Abs. 1 hinaus der normalmäßige
Versorgungsgenuß gewährt werden, wenn nach
dem verstorbenen Beamten wenigstens ein in der
Betreuung der Witwe stehendes Kind hinterblie-
ben ist, dessentwegen der Beamte im Sterbemonat
einen Anspruch auf Kinderzulage hatte oder tat-
sächlich eine Kinderzulage (Aushilfe) rechtmäßig
bezogen hat. Der Versorgungsgenuß ist in einem
solchen Fall auf die Zeit zu beschränken, wäh-
rend der das Kind in der Betreuung der Witwe
steht und als unversorgt anzusehen ist; vollendet
die Witwe in dieser Zeit das 35. Lebensjahr, so
kann ihr der Versorgungsgenuß belassen werden."

29. § 55 hat zu lauten:

"§ 55. G e m e i n s a m e R u h e n s v o r -
s c h r i f t e n .

(1) Erreichen die für die Bemessung des Ruhe-
genusses des Beamten anrechenbar gewesenen
Dienstbezüge nicht den Betrag von monatlich
1800 S, so ist bei der Ruhensberechnung im Falle
des § 53 Abs. 1 dieser Betrag, im Falle des § 53
Abs. 2 der Betrag von 1400 S und im Falle des
§ 54 der Betrag von 1100 S als Einkommens-
grenze anzusetzen.

(2) Für die Anwendung der §§ 53 und 54 ist
einem öffentlichen Dienstverhältnis gleichzuhalten
jede Beschäftigung mit einem Einkommen von
mehr als 1800 S monatlich bei Vereinigungen,
Einrichtungen oder Unternehmungen, deren ge-
samtes Kapital sich in öffentlicher Hand befindet;
ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf
Antrag der Behörde oder des Versorgungsberech-
tigten das Bundesministerium für Finanzen.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen ist er-
mächtigt, alle näheren Vorschriften über das
Ruhen der Pension mit Verordnung zu erlassen."

30. § 57 hat zu lauten:

„§ 57. P e n s i o n s v o r s c h ü s s e u n d
G e l d a u s h i l f e n .

(1) Wenn eine Pensionspartei unverschuldet in
eine Notlage geraten ist oder wenn sonstige be-
rücksichtigungswürdige Gründe vorliegen, kann
ihr auf Antrag ein unverzinslicher, längstens bin-
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nen vier Jahren zurückzuzahlender Vorschuß aus
Bundesmitteln bis zur Höhe der dreifachen
Monatspension gegen entsprechende Sicherstellung
gewährt werden. Der Peasionsvorschuß wird im
Wege der Aufrechnung abgestattet; die Pensions-
partei kann jedoch den Pensionsvorschuß vor-
zeitig zurückzahlen. Scheidet eine Pensionspartei
aus dem Ruhe(Versorgungs)stand aus, so können
zur Deckung eines in diesem Zeitpunkt noch nicht
zur Gänze zurückgezahlten Pensionsvorschusses
die der ausscheidenden Pensionspartei selbst zu-
stehenden Geldansprüche sowie ein den Hinter-
bliebenen gebührender Versorgungsgenuß mit
Ausnahme des Todfallsbeitrages herangezogen
werden; Unterhaltsbeiträge sind einem Versor-
gungsgenuß gleichzuhalten.

(2) In besonders berücksichtigungswürdigen Fäl-
len können weitergehende Begünstigungen ge-
währt werden.

(3) Wenn eine Pensionspartei unverschuldet in
eine Notlage geraten ist, kann ihr zu deren Über-
brückung auch eine einmalige nichtrückzahlbare
Geldaushilfe gewährt werden.

(4) Zur Entscheidung über Anträge auf Gewäh-
rung von Pensionsvorschüssen und Geldaushilfen
ist das Bundesministerium für Finanzen zustän-
dig."

31. Nach § 57 ist folgender § 57 a einzufügen:
„§ 57 a. A n w e n d u n g v o n B e s t i m m u n -

g e n d e s G e h a l t s g e s e t z e s 1 9 5 6.

Die Bestimmungen der §§ 6 und 7, des § 13
Abs. 1 Z. 2 und des § 24 des Gehaltsgesetzes 1956
sind auf Pensionsparteien sinngemäß anzuwen-
den."

32. § 66 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Zeit, die ein Beamter in den Jahren

1938 bis 1945 wegen seiner politischen Gesinnung
oder wegen tatsächlicher oder angeblicher Betäti-
gung gegen die nationalsozialistische Gewaltherr-
schaft oder in den Jahren 1933 bis 1938 wegen
Betätigung für eine aufgelöste Partei, ausgenom-
men die NSDAP und den Heimatschutz (Rich-
tung Kammerhofer), in gerichtlicher oder poli-
zeilicher Haft verbracht hat, ist, wenn die Zeit
nach den geltenden Vorschriften für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbar ist und wenn
die Haft nicht auf Handlungen zurückgeht, die
den Betroffenen der Begünstigung unwürdig er-
scheinen lassen, in doppeltem Ausmaß anzurech-
nen. Diese Anrechnung ist unzulässig, wenn nach
besonderen Bestimmungen wegen einer durch die
Haft verursachten Dienstunfähigkeit oder wegen
des durch die Haft verursachten Todes eine
höhere Anrechnung stattfindet."

33. § 67 hat zu lauten:
„§ 67. (1) Der Beamte tritt mit Ablauf des

Jahres, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet,
von Gesetzes wegen in den dauernden Ruhestand.

(2) Die Bundesregierung kann den Übertritt
eines Beamten in den dauernden Ruhestand über

den im Abs. 1 genannten Zeitpunkt aufschieben,
falls das Verbleiben des Beamten im Dienststand
im öffentlichen Interesse liegt. Der Zeitpunkt des
Übertrittes des Beamten in den dauernden Ruhe-
stand ist im Aufschiebungsbescheid kalender-
mäßig anzugeben. Ein Aufschub über den 31. De-
zember des Jahres, in dem der Beamte das
70. Lebensjahr zurücklegt, ist unzulässig.

(3) Auf Richter finden die Bestimmungen der
Abs. 1 und 2 so weit Anwendung, als es im Ein-
klang mit den Bestimmungen der Bundesverfas-
sung steht.

(4) Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
18. November 1955, BGBl. Nr. 236, bleiben un-
berührt."

Artikel II.

Verordnungen, die auf Grund des § 6 Abs. 2
und 3 und des § 9 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
zur Anpassung an die Bestimmungen des Gehalts-
gesetzes 1956 erlassen werden, können mit Wirk-
samkeit vom 1. Feber 1956 in Kraft gesetzt
werden.

Artikel III.

(1) Der Dienstrang der Beamten ist anläßlich
der Überleitung im Sinne des § 83 des Gehalts-
gesetzes 1956 unter Bedachtnahme auf die Be-
stimmungen des § 8 neu festzusetzen. Soweit sich
danach kein Dienstrang in der Dienstklasse er-
gibt, in die der Beamte übergeleitet wird, sind
diese Beamten nach den übrigen Beamten dieser
Dienstklasse nach Maßgabe des bisherigen Dienst-
ranges zu reihen. Diese Rangsbestimmung gilt bis
zu dem Zeitpunkt, in dem sich ein Dienstrang
nach § 8 ergibt.

(2) Bei der Bestimmung des Dienstranges der
Berufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 2 ist
die Dienstzeit als Fähnrich nicht zu berück-
sichtigen.

(s) Die Personalstandesverzeichnisse für das
Jahr 1956 sind mit dem Stand vom 1. Feber 1956
abzuschließen.

Artikel IV.

(1) Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt, den
Dienstpostenplan für das Jahr 1956 (Anlage IV
zum Bundesfinanzgesetz 1956, BGBl. Nr. 12/
1956) den durch das Gehaltsgesetz 1956 beding-
ten Änderungen anzupassen.

(2) Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen im Dienstpostenplan 1956 Dienstposten
für Dienstzweige der Verwendungsgruppen D
und E mit Wirksamkeit vom Inkrafttreten des
Gehaltsgesetzes 1956 in Dienstposten für Dienst-
zweige der Besoldungsgruppe „Beamte in hand-
werklicher Verwendung" umzuwandeln.

Artikel V.

Beamte, die nach ihrer Verwendung im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gehaltsgesetzes 1956
zu den Beamten in handwerklicher Verwendung
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gehören würden, sind mit Wirksamkeit von
diesem Zeitpunkt auf einen Dienstposten des Ab-
schnittes I a des Gehaltsüberleitungsgesetzes zu
ernennen; eine Zustimmung des Beamten zu
dieser Maßnahme ist nicht erforderlich.

Artikel VI.

Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
werden

1. Lehrer der bisherigen Verwendungsgruppe
L 2 mit der Gehaltserhöhung nach § 40
Abs. 5 zweiter Satz erster Satzteil Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2 B;

2. Lehrer der bisherigen Verwendungsgruppe
L 2 mit der Gehaltserhöhung nach § 40
Abs. 5 erster Satz Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2 HS;

3. alle übrigen Lehrer der bisherigen Ver-
wendungsgruppe L 2 Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L 2 V.

Artikel VII.

(1) Die pensionsrechtliche Stellung der Emp-
fänger von Ruhe(Versorgungs)genüssen, auf die
die pensionsrechtlichen Bestimmungen des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes anzuwenden sind, ist
vom Bundesministerium für Finanzen unter
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 25. Mai 1955, BGBl. Nr. 95, und
des § 83 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 neu
festzusetzen.

(2) Die Ruhe(Versorgungs)genüsse der im
Abs. 1 genannten Pensionsparteien sind für die
Zeit ab 1. Jänner 1956 nach der pensionsrecht-
lichen Stellung und den Bezugsansätzen des Ge-
haltsgesetzes 1956 neu zu bemessen. § 91 des Ge-
haltsgesetzes 1956 ist mit der Maßgabe sinn-
gemäß anzuwenden, daß an die Stelle des
Monatsbezuges die Bezüge treten, aus denen die
Ruhegenußbemessung abzuleiten ist.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
sinngemäß auf Personen anzuwenden, die nach
dem 31. Jänner 1956 gemäß § 8 Abs. 2 des
Beamten-Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr . 134/
1945, in den Ruhestand versetzt werden.

Artikel VIII.

Die Bestimmungen des § 7 des Beamten-Über-
leitungsgesetzes, StGBl. Nr . 134/1945, des § 49
des Wehrgesetzes, BGBl. Nr . 181/1955, und des
Art. II des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1953,
BGBl. Nr . 105, bleiben unberührt.

Artikel IX.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t mit 1. Feber 1956
in Kraft.

(2) Die nachstehend angeführten Bestimmun-
gen des Gehaltsüberleitungsgesetzes sind auf
Bezugsansprüche, die nach dem 31. Jänner 1956
liegende Zeiträume betreffen, nicht mehr anzu-
wenden:

§ 4 Abs. 3 und 4, §§ 7 und 10, § 11 Abs. 1
und 3 bis 5, §§ 12 bis 14, 17, 18 und 19, § 20
Abs. 3, 4, 5 und 6 letzter Satz, §§ 20 a bis 22,
§ 23 Abs. 1 und 5 dritter Satz, §§ 24 bis 26,
§ 29 Abs. 1 bis 3 und 5, §§ 30. 32, 33, 35 bis 37 a
und 39, § 40 Abs. 1, 2 und 4 bis 10, §§ 43, 44,
45, 45 c, 45 d, 63 und 64, § 66 Abs. 2, §§ 68
und 68 b.

Artikel X.

Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, ist mit seiner Vollziehung jedes
Bundesministerium, und zwar insoweit betraut,
als es oberste Dienstbehörde ist.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

56. Bundesgesetz vom 29. Feber 1956,
womit das Landeslehrer-Gehaltsüberleitungs-
gesetz, BGBl. Nr. 188/1949, in der Fassung
der Novelle BGBl. Nr. 177/1951, abgeändert
und ergänzt wird (2. Novelle zum Landes-

lehrer-Gehaltsüberleitungsgesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Ä n d e r u n g d e s L a n d e s l e h r e r - G e -
h a l t s ü b e r l e i t u n g s g e s e t z e s .

Das Bundesgesetz vom 13. Juli 1949, BGBl.
Nr. 188, über das Diensteinkommen und die
Ruhe- und Versorgungsgenüsse der unter der
Diensthoheit der Länder stehenden Lehrer (Lan-

deslehrer-Gehaltsüberleitungsgesetz) in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 18. Juli 1951, BGBl.
Nr. 177, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Im § 1 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte:
„das Bundesgesetz vom 30. März 1949, betreffend
die Abfertigung von Bundesbeamten, die ohne
Ruhegenuß aus dem Dienststand ausscheiden,
BGBl. Nr. 94, das Pensionsüberleitungsgesetz,
BGBl. Nr. 187/1949, und das Ruhegenußvor-
dienstzeitengesetz, BGBl. Nr. 193/1949, in ihrer
jeweiligen Fassung," die Worte: „das Gehalts-
gesetz 1956, BGBl. Nr. 54/1956, das Pensionsüber-
leitungsgesetz, BGBl. Nr. 187/1949, das Ruhe-
genußvordienstzeitengesetz, BGBl. Nr. 193/1949,
und das Ruhegenußvordienstzeitengesetz 1956,
BGBl. Nr. 26, in ihrer jeweiligen Fassung und
einschließlich der in den Abänderungs- und
Ergänzungsgesetzen (Novellen) zu diesen Ge-
setzen sonst enthaltenen Bestimmungen,".

2. Im § 4 tritt an die Stelle des Klammeraus-
druckes: „(§ 39 des Gehaltsüberleitungsgesetzes)"
der Klammerausdruck: „(§ 61 des Gehaltsge-
setzes 1956)".

3. Im § 5 tritt an die Stelle des Klammeraus-
druckes: „(§ 1 Abs. 1 des Ruhegenußvordienst-
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Zeitengesetzes)" der Klammerausdruck: „(§ 1
Abs. 1 des Ruhegenußvordienstzeitengesetzes,
BGBl. Nr. 193/1949)".

4. § 8 wird wie folgt abgeändert:
a) Im Abs. 1 erster Satz treten an die Stelle

der Worte: „§ 40 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes" die Worte: „§ 55 des Gehalts-
gesetzes 1956".

b) Im Abs. 1 haben die Bestimmungen der
Ziffern 1, 3, 4 und 5 zu entfallen.

c) Im Abs. 2 haben die Worte: „der im
Abs. 1 Z. 1 festgesetzte Gehalt und" zu
entfallen.

5. Im § 8 a Abs. 2 und 3 haben die jeweils
zweimal vorkommenden Worte: „im Schulhalb-
jahr ununterbrochen" zu entfallen.

6. § 9 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die erstmalige Einreihung von Landes-

lehrern, die sich am 13. März 1938 in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis als Lehrer
befunden haben und noch nicht in die Verwen-
dungsgruppen und Gehaltsstufen des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes übergeleitet worden sind, in die
Verwendungsgruppen und Gehaltsstufen des
Gehaltsgesetzes 1956 ist derart durchzuführen,
daß diese Lehrer vorerst nach Maßgabe der Be-
stimmungen des folgenden Absatzes 2 in die
Verwendungsgruppen und Gehaltsstufen des
Gehaltsüberleitungsgesetzes in seiner am 31. Jän-
ner 1956 in Geltung gestandenen Fassung ein-
gereiht und aus dieser bezugsrechtlichen Stellung
in die Verwendungsgruppen und Gehaltsstufen
des Gehaltsgesetzes 1956 nach den hiefür gelten-
den Überleitungsbestimmungen übergeleitet
werden."

7. Im § 9 erhält der bisherige Absatz 1 die Be-
zeichnung Absatz 2 und wird abgeändert wie
folgt:

a) In Ziffer 2 lit. a haben die zweimal vor-
kommenden Worte: „im Schulhalbjahr
ununterbrochen" zu entfallen.

b) In Ziffer 2 lit. b haben die Worte: „in Voll-
und Teilbeschäftigung tatsächlich zu-
gebrachte" zu entfallen.

8. Im § 9 erhält der bisherige Absatz 2 die
Bezeichnung Absatz 3 und hat zu lauten:

„(3) Bei Überleitung der im § 1 Abs. 1 ge-
nannten Pensionsparteien ist nach den Bestim-
mungen der Absätze 1 und 2 vorzugehen; hiebei
sind Gehaltserhöhungen und Zulagen, die den
Dienstzulagen nach den §§ 57 bis 59 des Gehalts-
gesetzes 1956 entsprechen und auf die im Zeit-
punkt der Pensionierung ein Anspruch gegeben
war, in der nach den Bestimmungen des Gehalts-
gesetzes 1956 jeweils gebührenden Höhe bei Be-
messung des Ruhegenusses anzurechnen."

9. Im § 11 hat es statt: „§ 64 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes" zu lauten: „§ 85 des Gehalts-
gesetzes 1956".

Artikel IL

Ä n d e r u n g d e s B u n d e s g e s e t z e s v o m
18. J u l i 1951, BGBl . Nr . 177.

Das Bundesgesetz vom 18. Juli 1951, BGBl.
Nr. 177, womit das Landeslehrer-Gehaltsüber-
leitungsgesetz, BGBl. Nr. 188/1949, abgeändert
und ergänzt wird (Novelle zum Landeslehrer-
Gehaltsüberleitungsgesetz), wird abgeändert und
ergänzt wie folgt:

1. Im Artikel III Abs. 1 treten an die Stelle
der Worte: „(§ 4 Abs. 3 und 4 der Ruhegenuß-
vordienstzeitenverordnung)" die Worte: „(§ 4
Abs. 3 und 4 der Ruhegenußvordienstzeitenver-
ordnung, BGBl. Nr. 231/1949, und § 1 Abs. 2
Z. 3 des Ruhegenußvordienstzeitengesetzes 1956,
BGBl. Nr. 26) oder Überweisungsbetrag (§ 308
oder § 311 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, im Zu-
sammenhalte mit § 1 Abs. 2 Z. 4 des Ruhe-
genußvordienstzeitengesetzes 1956, BGBl.
Nr. 26)".

2. Im Artikel III Abs. 2 treten an die Stelle
der Worte: „den erhaltenen besonderen Pen-
sionsbeitrag" die Worte: „den gemäß Absatz 1
erhaltenen besonderen Pensionsbeitrag oder
Überweisungsbetrag".

3. Im Artikel III Abs. 3 treten an die Stelle des
Wortes : „Ruhegenußvordienstzeitenverordnung"
die Worte: „Ruhegenußvordienstzeitenverord-
nung, BGBl. Nr. 231/1949,".

Artikel III.

Bei der Anwendung des § 7 des Landeslehrer-
Gehaltsüberleitungsgesetzes ist auf die Bestim-
mungen des Artikels VI der Gehaltsüberlei-
tungsgesetz-Novelle 1956, BGBl. Nr. 55/1956.
Bedacht zu nehmen.

Artikel IV.

Auf Bezugsansprüche für Zeiträume, die vor
dem 1. Feber 1956 liegen, sind die Bestimmungen
des Landeslehrer-Gehaltsüberleitungsgesetzes in
der bis zum 31. Jänner 1956 jeweils geltenden
Fassung weiter anzuwenden. Die Bestimmungen
des Artikels VII Abs. 2 der Gehaltsüberleitungs-
gesetz-Novelle 1956, BGBl. Nr. 55/1956, werden
hiedurch jedoch nicht berührt.

Artikel V.

Die von Kindergärtnerinnen mit einem Bezug
gemäß § 8 Abs. 1 Z. 1 des Landeslehrer-Gehalts-
überleitungsgesetzes in der am 31. Jänner 1956
geltenden Fassung verbrachte Zeit ist bei der
Überleitung in die Gehaltsstufen des Gehalts-
gesetzes 1956 anzurechnen.

Artikel VI.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit sie nicht den Ländern obliegt, das Bundes-
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ministerium für Unterricht, hinsichtlich der
land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen jedoch das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft, und zwar jedes im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt betraut, fer-
ner während der Zeit, in welcher der Bund die
Kosten der Besoldung der im § 5 des Lehrer-
dienstrechts-Kompetenzgesetzes, BGBl. Nr . 88/
1948, genannten Kategorien von Landeslehrern
trägt, in allen Angelegenheiten mit finanzieller
Auswirkung für den Bund im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen.

Körner
Raab Drimmel Thoma Kamitz

57. Bundesgesetz vom 29. Feber 1956
über die Bezüge der Mitglieder des Nat ional -
rates und des Bundesrates, best immter ober-
ster Organe der Vollziehung und des Präsi-

denten des Rechnungshofes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I.

§ 1. (1) Die Mitglieder des Nationalrates und
die Mitglieder des Bundesrates erhalten eine Auf-
wandsentschädigung für die Auslagen, die ihnen
aus der Ausübung ihrer Mandate erwachsen.

(2) Die monatliche Aufwandsentschädigung der
Mitglieder des Nationalrates beträgt die Hälfte
des gemäß § 5 dem Bundeskanzler zustehenden
Amtseinkommens.

(3) Die Aufwandsentschädigung der Mitglieder
des Bundesrates beträgt die Hälfte der Aufwands-
entschädigung der Mitglieder des Nationalrates.

(4) Die Aufwandsentschädigung der Mitglieder
des Nationalrates und des Bundesrates wird, be-
ginnend mit dem Monat, in dem das Mitglied die
Angelobung geleistet hat, im voraus am Anfang
eines jeden Monates ausbezahlt.

§ 2. (1) Die Präsidenten des Nationalrates so-
wie der Vorsitzende des Bundesrates und seine
Stellvertreter beziehen für die ganze Dauer ihrer
Amtstätigkeit zu der im § 1 festgesetzten Auf-
wandsentschädigung eine Amtszulage, die für die
Präsidenten des Nationalrates 66 v. H. der Auf-
wandsentschädigung eines Mitgliedes des Natio-
nalrates, für den Vorsitzenden des Bundesrates
und seine Stellvertreter 50 v. H. der Aufwands-
entschädigung eines Mitgliedes des Bundesrates
beträgt.

(2) Die Amtszulage kommt den Präsidenten
des Nationalrates von dem Monat an zu, in dem
sie gewählt wurden, dem Vorsitzenden des Bun-
desrates und seinen Stellvertretern von dem
Monat an, in dem ihre Berufung zum Vorsitz
oder ihre Wahl zu Stellvertretern erfolgt.

§ 3. (1) Wird ein Mitglied des Nationalrates
oder des Bundesrates wegen eines während der
Ausübung des Mandates eingetretenen Unfalles

oder einer während dieser Zeit zugezogenen
Krankheit oder infolge eines solchen Unfalles
(einer solchen Krankheit) später ganz oder mehr
als 50 v. H. erwerbsunfähig, so erhält es für die
Dauer der Erwerbsunfähigkeit ab dem auf seinen
Antrag, frühestens jedoch ab dem auf die Ein-
stellung eines Bezuges nach diesem Bundesgesetz
folgenden Monatsersten eine laufende monatliche
Zuwendung. Der Antrag ist im Wege des Präsi-
denten des Nationalrates einzubringen.

(2) Für die laufende Zuwendung gelten die
pensionsrechtlichen Bestimmungen für öffentlich-
rechtliche Bundesbedienstete mit der Maßgabe
sinngemäß, daß an die Stelle der Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage 78'3 v. H. der letzten Auf-
wandsentschädigung einschließlich einer allfäl-
ligen Amtszulage und an die Stelle der für die
Ruhegenußbemessung anrechenbaren Dienstzeit
alle Zeiträume der Ausübung des Mandates eines
Mitgliedes des Nationalrates oder Bundesrates
treten. An die Stelle des Pensionsbeitrages tri t t
ein Beitrag in der Höhe von 3 v. H. der Auf-
wandsentschädigung einschließlich einer allfäl-
ligen Amtszulage. Die Funktionsdauer als Mit-
glied eines Landtages wird eingerechnet, wenn
nachträglich 3 v. H. der als Mitglied des Land-
tages erhaltenen Entschädigung als Beitrag ge-
leistet wird.

(3) Besteht neben der laufenden Zuwendung
ein Anspruch auf einen Ruhe- oder Versorgungs-
genuß aus einem Dienstverhältnis zu einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft, zu einer solchen
Stiftung, Anstalt oder zu einem solchen Fonds,
deren Dienstrecht hinsichtlich Gesetzgebung in
die Kompetenz des Bundes fällt, so ruht der dem
Betrag nach niedrigere der beiden Ansprüche zur
Hälfte.

(4) Besteht neben der laufenden Zuwendung
ein Anspruch auf einen Ruhe- oder Versorgungs-
genuß aus einem Dienstverhältnis zu einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft, zu einer solchen
Stiftung, Anstalt oder zu einem solchen Fonds,
deren Dienstrecht hinsichtlich Gesetzgebung nicht
in die Kompetenz des Bundes fällt, so verringert
sich die laufende Zuwendung um den Unter-
schiedsbetrag zwischen der Summe der Bezüge
aus beiden Ansprüchen und dem Gesamtbetrag,
der sich bei Anwendung der Ruhensbestimmun-
gen des Abs. 3 ergeben würde.

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 sind insoweit
nicht anzuwenden, als in den geltenden Dienst-
rechtsvorschriften ein Ruhen des Ruhe(Versor-
gungs)genusses im gleichen oder höheren Ausmaß
vorgesehen ist. Ist ein Ruhen in geringerem Aus-
maß vorgesehen, so verringert sich die laufende
Zuwendung anteilsmäßig.

(G) Tr i t t infolge eines der im Abs. 1 umschrie-
benen Umstände der Tod ein oder stirbt ein im
Genuß einer laufenden Zuwendung stehendes
ehemaliges Mitglied des Nationalrates oder des
Bundesrates, so erhalten seine Hinterbliebenen
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eine Versorgung. Für diese Versorgung finden
die pensionsrechtlichen Bestimmungen für die
öffentlich-rechtlichen Bediensteten des Bundes
sinngemäß Anwendung.

Abschnitt II.

§ 4. (1) Dem Bundespräsidenten gebührt wäh-
rend der Dauer seiner Funktionsperiode eine
Entschädigung, die das Doppelte des gemäß § 5
dem Bundeskanzler zukommenden Amtseinkom-
mens beträgt.

(2) Außerdem gebührt ihm für außerordent-
liche Auslagen eine angemessene Vergütung, die
für jedes Verwaltungsjahr festzusetzen ist.

§ 5. (1) Das Amtseinkommen, das die Mitglie-
der der Bundesregierung, die Staatssekretäre und
der Präsident des Rechnungshofes während ihrer
Amtswirksamkeit beziehen, besteht aus einer
Entschädigung, die für den Bundeskanzler
140 v. H., für den Vizekanzler 125 v. H., für
die Bundesminister und den Präsidenten des
Rechnungshofes 115 v. H. und für die Staats-
sekretäre 105 v. H . des jeweiligen Gehaltes eines
aktiven Bundesbeamten der höchsten Gehalts-
stufe der Dienstklasse IX der Allgemeinen Ver-
waltung beträgt.

(2) Mitglieder der Bundesregierung, Staats-
sekretäre und der Präsident des Rechnungshofes
erleiden, wenn sie Bedienstete einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft, einer solchen Stiftung,
Anstalt oder eines solchen Fonds sind, deren
Dienstrecht hinsichtlich Gesetzgebung in die
Kompetenz des Bundes fällt, als solche in ihrer
dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung keine
Einbuße. Ihr Diensteinkommen, ihre Ruhe- oder
Versorgungsgenüsse werden jedoch auf die
Dauer des Bezuges des im Abs. 1 bezeichneten
Amtseinkommens so weit stillgelegt, als sie nicht
einen Bezug auf Grund dieses Gesetzes über-
steigen. Die Zeit der Stillegung ist für die Be-
messung des Ruhe- oder Versorgungsgenusses an-
rechenbar. Die Pensionsbeiträge sind von ihren
Dienst- oder Ruhe(Versorgungs)bezügen ohne
Rücksicht auf die Stillegung zu leisten. Eine be-
stehende Sozialversicherung wird durch die Still-
legung nicht berührt.

(8) Bei Mitgliedern der Bundesregierung, bei
Staatssekretären und beim Präsidenten des Rech-
nungshofes, die Bedienstete (Empfänger eines
Ruhe- oder Versorgungsgenusses) einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft, einer solchen Stif-
tung, Anstalt oder eines solchen Fonds sind,
deren Dienstrecht hinsichtlich Gesetzgebung nicht
in die Kompetenz des Bundes fällt, verringert
sich das im Abs. 1 genannte Amtseinkommen um
ihr Nettodiensteinkommen (um ihren Netto-
ruhe- oder Nettoversorgungsgenuß), soweit nicht
in den für sie geltenden Dienstrechtsvorschriften
die Stillegung des Diensteinkommens (Ruhe- be-
ziehungsweise Versorgungsgenusses) im Falle des

Bezuges eines im Abs. 1 genannten Amtseinkom-
mens vorgesehen ist. Unter dem Nettodienst-
einkommen (Nettoruhe-, Nettoversorgungs-
genuß) ist das steuerpflichtige Einkommen (der
steuerpflichtige Ruhe-, Versorgungsgenuß) ver-
mindert um die darauf entfallende Lohnsteuer,
den Beitrag vom Einkommen zur Förderung des
Wohnbaues und für Zwecke des Familienlasten-
ausgleiches, zu verstehen.

(4) Der Anspruch auf die im Abs. 1 bestimmte
Entschädigung wird im Zeitpunkt der An-
gelobung erworben und erlischt in dem der Ent-
hebung vom Amt.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten
sinngemäß auch für die im Art. 71 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ge-
nannten Personen.

§ 6. (1) Die Landeshauptmänner erhalten für
die Dauer ihrer Amtswirksamkeit eine Entschä-
digung von 115 v. H . des jeweiligen Gehaltes
eines aktiven Bundesbeamten der höchsten Ge-
haltsstufe der Dienstklasse IX der Allgemeinen
Verwaltung.

(2) § 5 Abs. 2 bis 4 sind sinngemäß anzu-
wenden.

(3) Der Beitrag, den der Bund nach den beste-
henden Bestimmungen den einzelnen Ländern
als Entschädigung für die Stellvertreter des Lan-
deshauptmannes zu leisten hat, beträgt 80 v. H.
der einem Landeshauptmann nach Abs. 1 zu-
kommenden Entschädigung.

§ 7. (1) Wird eines der in den §§ 5 und 6 Abs. 1
genannten Organe wegen eines während der Aus-
übung seiner Funktion eingetretenen Unfalles
oder einer während dieser Zeit zugezogenen
Krankheit oder infolge eines solchen Unfalles
(einer solchen Krankheit) später ganz oder mehr
als 50 v. H. erwerbsunfähig, so erhält es für die
Dauer der Erwerbsunfähigkeit ab dem auf seinen
Antrag, frühestens jedoch ab dem auf die Ein-
stellung eines Bezuges nach diesem Bundesgesetz
folgenden Monatsersten eine laufende monat-
liche Zuwendung.

(2) Für die laufende Zuwendung gelten die
pensionsrechtlichen Bestimmungen für öffentlich-
rechtliche Bundesbedienstete mit der Maßgabe
sinngemäß, daß an die Stelle der Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage 783 v. H. des letzten
Amtseinkommens und an die Stelle der für die
Ruhegenußbemessung -anrechenbaren Dienstzeit
alle Zeiträume der Ausübung einer der in den
§§ 5 und 6 Abs. 1 angeführten Funktionen tre-
ten. § 3 Abs. 3 bis 6 gelten sinngemäß.

§ 8. (1) Die Mitglieder des Nationalrates und die
Mitglieder des Bundesrates und die in den §§ 4,
5 und 6 Abs. 1 genannten Organe, die nicht nach
anderer gesetzlicher Bestimmung krankenver-
sichert sind, unterliegen der Krankenversiche-
rungspflicht nach Maßgabe der Bestimmungen
des Bundesangestellten-Krankenversicherungsge-



786 15. Stück — Ausgegeben am 19. März 1956 — Nr. 57

setzes 1937 in seiner jeweils geltenden Fassung;
hiebei gilt als Dienstgeber im Sinne dieses Ge-
setzes hinsichtlich der Mitglieder des National-
rates, der Mitglieder des Bundesrates und der in
den §§ 4, 5 und 6 Abs. 1 genannten Organe der
Bund, als Bezug im Sinne dieses Gesetzes gelten
die nach § 1 Abs. 2 und 3, § 2 Abs. 1 und den
§§ 4, 5 und 6 Abs. 1 gebührenden Entschä-
digungen, Amtszulagen und Amtseinkommen.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß für die in den §§ 3 und 7 genannten Per-
sonen hinsichtlich der dort geregelten Zuwen-
dungen.

§ 9. (1) Die Mitglieder der Bundesregierung,
die Staatssekretäre, die Landeshauptmänner und
der Präsident des Rechnungshofes erhalten, wenn
sie ununterbrochen mindestens sechs Monate im
Amt waren, für die Dauer von drei "Monaten,
wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr im
Amt waren, für die Dauer von sechs Monaten,
wenn sie aber ununterbrochen mindestens drei
Jahre im Amt waren, für die Dauer eines Jahres
nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit das ihnen
im Monat des Ausscheidens gebührende Amts-
einkommen. Ein Ausscheiden aus dem Amt unter
Betrauung mit der Fortführung der Verwaltung
(Art. 71 B-VG.) gilt nicht als Unterbrechung
der Amtstätigkeit. § 5 Abs. 2 und 3 und § 8
finden sinngemäß Anwendung.

(2) Die Mitglieder des Nationalrates erhalten
nach Beendigung der Mandatsausübung eine ein-
malige Entschädigung. Diese Entschädigung be-
trägt, wenn sie während einer Gesetzgebungs-
periode das Mandat ausübten, das Dreifache,
wenn sie während zweier aufeinanderfolgender
Gesetzgebungsperioden das Mandat ausübten, das
Sechsfache, wenn sie aber während dreier
aufeinanderfolgender Gesetzgebungsperioden das
Mandat ausübten, das Zwölffache der ihnen im
Monat des Ausscheidens gebührenden Aufwands-
entschädigung.

(3) Nach den gleichen Grundsätzen erhalten die
Mitglieder des Bundesrates nach Beendigung der
Mandatsausübung die ihnen im Monat des Aus-
scheidens gebührende Aufwandsentschädigung,
wobei an Stelle der Gesetzgebungsperiode des
Nationalrates die Gesetzgebungsperiode jenes
Landtages gilt, der das Mitglied des Bundesrates
entsendet hat.

(4) Scheidet ein im Abs. 1 bezeichnetes Organ,
ein Mitglied des Nationalrates oder ein Mitglied
des Bundesrates durch Tod aus seiner Funktion
aus, so sind die nach den Abs. 1 bis 3 zustehen-
den Bezüge im Ausmaß von 50 v. H. an die
Verlassenschaft anzuweisen.

(5) Endet das Mandat eines Mitgliedes des
Nationalrates oder des Bundesrates, so werden
ihm für die Berechnung der Ansprüche nach den
Abs. 2 und 3 die Gesetzgebungsperioden des
Nationalrates beziehungsweise des entsendenden

Landtages, während der er der anderen gesetz-
gebenden Körperschaft des Bundes angehört hat,
zugezählt, wenn eine Weiterzahlung der Ent-
schädigung nach dem Bundesgesetz vom 10. De-
zember 1946, BGBl. Nr. 23/194/, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr . 135/1948 und BGBl.
Nr. 11/1955, oder eine einmalige Entschädigung
nach diesem Bundesgesetz für diese frühere Mit-
gliedschaft nicht geleistet worden ist. Gehörte ein
Mitglied der gesetzgebenden Körperschaften wäh-
rend ein und derselben Gesetzgebungsperiode
zeitweilig dem Nationalrat und zeitweilig dem
Bundesrat an, so ist bei der Berechnung der Ent-
schädigung nach Abs. 2 nur eine Periode zugrunde
zu legen.

Abschnitt III.

§ 10. (1) Der Bundespräsident erhält nach Be-
endigung seiner Amtstätigkeit, solange er keine
öffentliche Amtstätigkeit ausübt oder keiner Er-
werbstätigkeit nachgeht, einen Ruhegenuß im
Ausmaß von 50 v. H. seines Amtseinkommens.
Die Bestimmungen des § 3 Abs. 3 bis 5 gelten
sinngemäß.

(2) Die Hinterbliebenen des Bundespräsidenten
erhalten in sinngemäßer Anwendung der für die
Bundesbeamten geltenden Vorschriften einen
Versorgungsgenuß. Die Witwenpension beträgt
die Hälfte des Ruhegenusses. Die für die Bundes-
beamten geltenden Bestimmungen über den
Todfallsbeitrag finden sinngemäß Anwendung.

Abschnitt IV.

§ 11. Für die in diesem Bundesgesetz geregel-
ten Bezüge gilt — unbeschadet der Bestimmung
des § 5 Abs. 4 — auch der Monat als ganzer, in
den der Beginn oder das Ende der Amtswirksam-
keit fällt. Die Auszahlung der Bezüge erfolgt
nach den für die Bundesbeamten der Allgemeinen
Verwaltung geltenden Bestimmungen.

§ 12. Gebühren nach diesem Bundesgesetz für
denselben kalendermäßigen Zeitraum mehrere
Bezüge, so wird nur einer, und zwar bei Ver-
schiedenheit der jeweils höhere Bezug, flüssig-
gemacht.

§ 13. Dem Bundespräsidenten, jedem Präsi-
denten des Nationalrates, dem Vorsitzenden des
Bundesrates, jedem Mitglied der Bundesregie-
rung, jedem Staatssekretär, jedem Landeshaupt-
mann und dem Präsidenten des Rechnungshofes
gebühren ein« Amtswohnung und ein Dienst-
wagen. Kann ihnen eine Amtswohnung und ein
Dienstwagen nicht zur Verfügung gestellt werden,
so ist ihnen eine Entschädigung zu gewähren. Die
Entschädigung für die Amtswohnung beträgt
15 v. H. des Amtseinkommens. Die Entschädigung
für den Dienstwagen wird unter Berücksichtigung
eines Teiles der mit der Beistellung verbundenen
Betriebskosten vom Bundesministerium für
Finanzen bestimmt.
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§ 14. (1) Der Bundespräsident, die Mitglieder
des Nationalrates und die Mitglieder des Bundes-
rates, die Mitglieder der Bundesregierung, die
Staatssekretäre, der Präsident des Rechnungs-
hofes sowie die Landeshauptmänner haben An-
spruch auf unentgeltliche Beförderung innerhalb
des Gebietes der Republik Österreich auf Grund
einer vom Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe abgaben- und ge-
bührenfrei auszustellenden, für alle Wagenklassen
gültigen Fahrkarte:

1. auf sämtlichen Eisenbahnlinien der Öster-
reichischen Bundesbahnen und der dem öffent-
lichen Personenverkehr dienenden Privatbahnen,
mit Ausnahme der Straßenbahnen, Seilschwebe-
bahnen und Standseilbahnen;

2. auf allen Schiffahrtslinien, soweit sie dem
öffentlichen Personenverkehr dienen;

3. auf allen Kraftfahrlinien der österreichischen
Postverwaltung, der Österreichischen Bundes-
bahnen und der „KÖB-Österreichische Bundes-
bahnen Omnibus-Verkehrsgesellschaft m. b. H.",
soweit sie dem öffentlichen Personenverkehr
dienen.

(2) Für diese Fahrkarten ist an die beteiligten
Verwaltungen eine angemessene, von der Bundes-
regierung alljährlich festzusetzende Entschädigung
zu entrichten.

(3) Mitglieder des Nationalrates sowie Mit-
glieder des Bundesrates haben darüber hinaus
Anspruch auf den Ersatz der Kosten für einen
Schlafwagenplatz, sofern sie zur Anreise vom
Wohnort zum Tagungsort des Nationalrates
oder Bundesrates beziehungsweise eines Aus-
schusses der beiden Organe der Bundesgesetz-
gebung oder zur Anreise zu einer Tagung (Be-
sichtigung), zu der sie als Vertreter des National-
rates oder des Bundesrates von diesem entsendet
wurden, einen Schlafwagen benützen. Entspre-
chendes gilt für die Rückreise. Die Gebühr für
die Benützung des Schlafwagens wird gegen Vor-
weis der Schlafwagenkarte von der Kanzlei des
Präsidenten des Nationalrates vergütet.

§ 15. (1) Das Ausmaß der Vergütungen für
Dienstreisen der Mitglieder der Bundesregierung,
der Staatssekretäre und des Präsidenten des Rech-
nungshofes richtet sich nach den Vorschriften
für die Bundesbeamten der Allgemeinen Verwal-
tung. Sie sind dabei den Bundesbeamten der
Dienstklasse IX der Allgemeinen Verwaltung
gleichzuhalten, doch erhält der Bundeskanzler
einen Zuschlag von 30 v. H., der Vizekanzler
und die übrigen Bundesminister, die Staats-
sekretäre und der Präsident des Rechnungshofes
einen solchen von 5 v. H. der Reisezulagen.

(2) Den Landeshauptmännern gebührt für ihre
in Angelegenheiten der mittelbaren Bundes-
verwaltung unternommenen Dienstreisen eine
Vergütung im Ausmaße der für Bundesangestellte
der Dienstklasse IX der Allgemeinen Verwal-
tung festgesetzten Reisezulagen.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden
auf Dienstreisen soweit keine Anwendung, als
ihre Kosten vom Bund unmittelbar getragen
werden (Staatsreisen).

§ 16. Der mit der Durchführung dieses
Bundesgesetzes verbundene Aufwand wird aus
Bundesmitteln bestritten.

§ 17. Die Bezugsberechtigten dürfen auf die
ihnen nach diesem Bundesgesetz zukommenden
Entschädigungen und sonstigen Gebühren nicht
verzichten.

§ 18. (1) Die in den Abschnitten I und II dieses
Bundesgesetzes geregelten Entschädigungen und
sonstigen Gebühren der in den §§ 1 bis 6 be-
zeichneten Personen sind mit Ausnahme der
nach §§ 3 und 7 zukommenden Gebühren ab-
gaben- und exekutionsfrei.

(2) Dies gilt auch für Entschädigungen und
sonstige Gebühren von Mitgliedern einer Landes-
regierung oder des Wiener Stadtsenates, wenn
unter sinngemäßer Anwendung der Bestim-
mungen des Abschnittes II und unter Ein-
beziehung einer Entschädigung gemäß § 1 sowie
einer Entschädigung für das Mitglied eines Land-
tages (des Wiener Gemeinderates) das Ämts-
einkommen des Landeshauptmannes (Bürger-
meisters der Stadt Wien) nicht das Amts-
einkommen eines Bundesministers, das eines
Landeshauptmannstellvertreters (Vizebürgermei-
sters der Stadt Wien) nicht das Amtseinkommen
eines Staatssekretärs oder das eines sonstigen
Mitgliedes der Landesregierung (des Wiener
Stadtsenates) nicht den Betrag von 90 v. H. des
Amtseinkommens eines Staatssekretärs über-
schreitet.

§ 19. Die §§ 6, 7 und 91 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54/1956, finden sinngemäß An-
wendung.

§ 20. (t) Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig
mit dem Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54/1956,
in Wirksamkeit. Gleichzeitig tritt das Bundes-
gesetz vom 12. Dezember 1946, BGBl. Nr. 23/
1947, über die Bezüge der Mitglieder des Na-
tionalrates und des Bundesrates, bestimmter
oberster Organe der Vollziehung und des Prä-
sidenten des Rechnungshofes, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 135/1948 und BGBl.
Nr. 11/1955 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut. Verordnungen
bedürfen der Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates. Die Vorbereitung der nach den
§§ 3 und 7 der Bundesregierung zustehenden
Akte obliegt dem Bundeskanzleramt.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl
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58. Budesgesetz vom 29. Feber 1956,
womit vorläufige Bestimmungen über die
den Mitgliedern des Veffassungsgerichtshofes
gebührende Geldentschädigung getroffen werden.

werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Bis zu einer bundesgesetzlichen Neuregelung
der dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und
den übrigen Mitgliedern des Verfassungsgerichts-
hofes gebührenden Geldentschädigung (§ 4 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85/1953, in der Fassung des Artikels II des
Bundesgesetzes vom 15. Dezember 1954, BGBl.
Nr. 11/1955) erhalten der Präsident, der Vize-
präsident und die übrigen Mitglieder des Ver-
fassungsgerichtshofes die Geldentschädigungen
mit den Betragsansätzen, die am 1. Jänner 1956
in Geltung waren.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1956
außer Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundeskanzleramt betraut.

Körner
Raab

59. Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
7. März 1956, womit die Kundmachung
des Bundesministeriums für Verkehr vom
14. November 1947, BGBl. Nr. 263, betref-
fend die Besoldungsordnung für die Beamten
der Österreichischen Bundesbahnen abgeän-

dert und ergänzt wird (5. Teilnovelle).
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 7. März 1956 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180), wird die Kund-
machung des Bundesministeriums für Verkehr
vom 14. November 1947, betreffend die Besol-
dungsordnung für die Beamten der Österreichi-
schen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263, in der Fas-
sung der Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 2. Juli 1949, BGBl. Nr. 150
(1. Teilnovelle), der Kundmachung des Bundes-
ministeriums für Verkehr vom 4. November
1949, BGBl. Nr. 253 (2. Teilnovelle), der Kund-
machung des Bundesministeriums für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe vom 13. November
1950, BGBl. Nr. 227 (3. Teilnovelle) und der
Kundmachung des Bundesministeriums für Ver-
kehr und verstaatlichte Betriebe vom 10. Juli
1951, BGBl. Nr. 149 (4. Teilnovelle), wie folgt
abgeändert und ergänzt:

Artikel I.

1. § 6 Abs. 2 hat zu lauten:
„Die Zugehörigkeit zu einer Gehaltsgruppe

wird, sofern diese Besoldungsordnung suche
Ausnahmen vorsieht, durch den Dienstposten
bestimmt, der dem Beamten verliehen ist."

2. § 6 Abs. 4 ist wie folgt zu ergänzen:
„Die leitenden Beamten der Generaldirektion,

denen eine in der Anlage 1 nicht verzeichnete
über den Aufgabenkreis eines Abteilungsleiters
hinausgehende Funktion übertragen ist, sowie
Beamte in der Dienstverwendung eines Präsi-
denten, erhalten nach denselben Grundsätzen
unter Zugrundelegung der Ansätze der Gehalts-
grupe X Bezüge, deren nach Funktionen ab-
gestufte Höhe unter gleichzeitiger Festsetzung
der Zahl der Funktionen im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen geregelt ist."

3. Im § 7 Abs. 1 ist das Wort „Maßnahme"
durch das Wort „Verfügung" zu ersetzen.

4. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:
„Der Anspruch auf Gehalt endet mit Ablauf

des Monates, in dem der Beamte aus dem Dienst-
stand ausscheidet."

5. § 8 Abs. 1 hat zu lauten:
„Der Gehalt wird am Ersten jeden Monates

oder, wenn der Monatserste kein Arbeitstag ist,
am vorhergehenden Arbeitstag im vorhinein
ausgezahlt; eine vorzeitige Auszahlung ist zu-
lässig, wenn sie aus organisatorischen Gründen,
die mit der Durchführung der Auszahlung im
Zusammenhang stehen, notwendig ist und wenn
überdies das Bundesministerium für Finanzen
zugestimmt hat."

6. Als neuer Abs. 3 ist aufzunehmen:
„(3) Ist der sich nach Durchführung der der

auszahlenden Stelle obliegenden Abzüge er-
gebende Betrag nicht durch 10 Groschen teilbar,
so sind Restbeträge bis einschließlich 5 Groschen
zu vernachlässigen und Restbeträge von mehr als
5 Groschen als volle 10 Groschen auszuzahlen."

7. § 10 hat zu lauten:
„ A u f s c h i e b u n g d e r V o r r ü c k u n g
u n d v o r ü b e r g e h e n d e r V e r l u s t er-

r e i c h t e r G e h a l t s s t u f e n ,
(1) Die Vorrückung wird aufgeschoben:
a) durch Einleitung eines Dienststrafverfah-

rens bis zum Abschluß desselben und
b) durch Suspension des Beamten bis zu deren

Aufhebung.
Bei Wegfall des Aufschiebungsgrundes ist die
Vorrückung rückwirkend zu verfügen und die
Nachzahlung der zurückbehaltenen Bezüge vor-
zunehmen. Eine Nachzahlung entfällt, wenn der
Beamte entlassen wird oder wenn über den Be-
amten die Dienststrafe der Versetzung in den
dauernden Ruhestand unter zeitweiser oder dau-
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ernder Kürzung des der Pensionsbemessung zu-
grunde liegenden Bezuges (§ 51 Abs. 1 lit. h
Dienststrafordnung 1954) verhängt wird.

(2) In Vollziehung einer Dienststrafe nach § 51
Abs. 1 lit. d der Dienststrafordnung 1954 erhält
der Beamte ab dem der Rechtskraft des Dienst-
straferkenntnisses folgenden Monatsersten den
um eine oder zwei Gehaltsstufen niedrigeren
Gehalt seiner Gehaltsgruppe. Nach Ablauf des
im Dienststraferkenntnis festgesetzten Zeit-
raumes erhält der Beamte jene Gehaltsstufe, die
er erreicht hätte, wenn er nicht verurteilt wor-
den wäre."

8. Im § 13 Abs. 3 ist der zweite Satz zu
streichen.

9. § 14 hat zu lauten:
„(1) Eine vorübergehende Verwendung auf

Dienstposten der gleichen Gehaltsgruppe mit
höherem Endgehalt oder auf Dienstposten
höherer Gehaltsgruppen, die nach Erfüllung der
für eine Beförderung notwendigen prüfungs-
mäßigen Erfordernisse erfolgt, ist für ununter-
brochene Zeiträume von mindestens zweimona-
tiger Dauer in den Personalunterlagen vorzu-
merken.

(2) Solche vorgemerkte Zeiträume von ins-
gesamt wenigstens sechs Monaten bewirken für
die ganze Dauer dieser und jeder künftigen vor-
übergehenden Verwendung auf Dienstposten
der gleichen Gehaltsgruppe mit höherem End-
gehalt oder auf Dienstposten höherer Gehalts-
gruppen den Anspruch auf eine für die Bemes-
sung des Ruhegenusses nicht anrechenbare Zu-
lage im Ausmaß der Hälfte des Betrages, der
dem Beamten bei Beförderung als Bezugs-
erhöhung zugekommen wäre. Bei Erfüllung der
für eine Beförderung notwendigen prüfungs-
mäßigen und vorverwendungsmäßigen Voraus-
setzungen wird die Zulage im Ausmaß des Be-
trages, der dem Beamten bei Beförderung als
Bezugserhöhung zugekommen wäre, gewährt.
Der Anspruch auf die Zulage ist vom Beamten
jeweils halbjährig im nachhinein geltend zu
machen."

10. § 15 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:
„auf einen Dienstposten derselben Gehalts-

gruppe mit niedrigerem Endgehalt."

11. § 16 Abs. 1 hat zu lauten:
„Bei Dienstbestimmungen wird der Beamte

mit dem der Wirksamkeit der Dienstbestim-
mung nächstfolgenden Monatsersten mit seinem
bisherigen Gehalt der gleichen Gehaltsstufe der-
selben Gehaltsgruppe mit niedrigerem Endgehalt
beziehungsweise der niedrigeren Gehaltsgruppe
zugewiesen. Er rückt gemäß § 9 weiter vor, wo-
bei die in der bisherigen Gehaltsstufe verbrachte
Vorrückungszeit gewahrt bleibe Eine Bezugs-
erhöhung tritt jedoch erst ein, wenn die er-
reichte Gehaltsstufe einen höheren Bezug vor-

sieht als der bisherige Gehalt betrug, sofern nicht
die Bestimmungen des Abs. 4 zur Anwendung
gelangen."

12. § 16 Abs. 2 ist zu streichen.
13. § 16 Abs. 3 wird Abs. 2.
14. § 16 Abs. 4 wird Abs. 3.

15. § 16 Abs. 5 wird Abs. 4 und hat zu
lauten:

„Dienstbestimmungen wegen geistiger oder
körperlicher Untauglichkeit oder Dienstbestim-
mungen, deren Ursache nicht im Verschulden
des Beamten gelegen ist, sind tunlichst inner-
halb derselben Gehaltsgruppe vorzunehmen; ist
dies unmöglich, erfolgt die Überstellung auf
einen Dienstposten einer niedrigeren Gehalts-
gruppe. Der bisherige Monatsgehalt bleibt ge-
wahrt. Das Ausmaß der weiteren Vorrückungen
wird durch den Unterschiedsbetrag zwischen den
jeweiligen Gehaltsstufen (Vorrückungsbetrag) in
der gleichen Gehaltsgruppe mit niedrigerem End-
gehalt beziehungsweise in der niedrigeren Ge-
haltsgruppe bestimmt. Hiebei darf weder der
Gehalt, der ohne Dienstbestimmung erreicht
worden wäre, noch der nächsthöhere Endgehalt
überschritten werden. Bei späterer Beförderung
sind die Bestimmungen des § 13 Abs. 3 und 4
anzuwenden."

16. § 16 Abs. 6 wird Abs. 5 und hat zu lauten:
„Ist eine Dienstbestimmung auf Grund einer

Dienststrafe nach § 51 Abs. 1 lit. e bis g der
Dienststrafordnung 1954 vorzunehmen, so er-
hält der Beamte zufolge des mit Rechtskraft des
Erkenntnisses eingetretenen Verlustes des bis-
herigen Dienstpostens und der damit verbun-
denen Gehaltsansprüche ab dem nächstfolgenden
Monatsersten einen Gehalt, welcher unter Zu-
grundelegung der bisherigen Gehaltsstufe der im
Erkenntnis festgelegten Gehaltsgruppe ent-
spricht."

17. § 17 Abs. 1 hat zu lauten:
„Der Dienstrang wird durch die Zugehörig-

keit zu einer Gehaltsgruppe und in dieser nach
der darin zurückgelegten Dienstzeit bestimmt.
Die höhere Gehaltsgruppe verleiht den höheren
Dienstrang. Innerhalb derselben Gehaltsgruppe
verleiht die Zugehörigkeit zu der Gehaltsgruppe
mit höherem Endgehalt und die in dieser zu-
rückgelegte Dienstzeit den höheren Dienstrang.
Zeiträume, die für die Vorrückung in höhere
Bezüge nicht anrechenbar sind, kommen nicht
in Betracht."

18. § 17 Abs. 2 hat zu lauten:
„Wenn sich hieraus keine eindeutig bestimmte

Rangfolge ergibt, sind für ihre Beurteilung der
Reihe nach maßgebend:

a) das Rangverhältnis in der gleichen Ge-
haltsgruppe mit niedrigerem Endgehalt,

b) das Rangverhältnis in der nächstniedri-
geren Gehaltsgruppe,
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c) die Dauer der für den Ruhegenuß an-
rechenbaren Dienstzeit,

d) das Lebensalter."
19. § 19 hat zu lauten:

„ F a m i l i e n z u l a g e n .
(1) Familienzulagen sind die Kinderzulage und

die Haushaltszulage.
(2) Den Beamten gebührt für jedes eigene

Kind, welches das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat und als unversorgt anzusehen ist,
eine Kinderzulage. Einem Beamten männlichen
Geschlechtes gebührt jedoch eine Kinderzulage
für ein uneheliches Kind nur für die Zeit, für
die er zur Unterhaltungsleistung verpflichtet ist.

(3) Für ein älteres, anderweitig nicht versorgtes
eigenes Kind kann die Kinderzulage auf An-
suchen zuerkannt werden

a) wenn das Kind infolge körperlicher oder
geistiger Gebrechen oder infolge schwerer
Krankheit dauernd außerstande ist, sich
seinen Unterhalt zu verschaffen,

b) längstens bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres, wenn es wegen Studien oder
erweiterter fachlicher Ausbildung die
Selbsterhaltungsfähigkeit noch nicht er-
langt hat.

Die Bestimmung des Abs. 2 zweiter Satz gilt
auch in diesen Fällen.

(4) Kommt eine Kinderzulage nach Abs. 2 nicht
in Betracht, so kann dem Beamten in berück-
sichtigungswürdigen Fällen auf Ansuchen für
jedes zu seinem Haushalt gehörende und von
ihm ganz oder teilweise erhaltene Kind, welches
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und
als unversorgt anzusehen ist, eine Kinderzulage
zuerkannt werden. Zum Haushalt des Beamten
gehört ein Kind dann, wenn es nicht verheiratet
ist und bei einheitlicher Wirtschaftsführung
unter Leitung des Beamten dessen Wohnung
teilt oder sich mit seiner Einwilligung außer-
halb seiner Wohnung nicht zu Erwerbszwecken,
sondern zu Zwecken der Erziehung und Aus-
bildung im Inland oder Ausland aufhält.

(5) Für ein Kind gebührt die Kinderzulage nur
einmal. Haben beide Elternteile Anspruch auf
eine Kinderzulage oder eine gleichartige Zulage
gegen einen Rechtsträger öffentlichen Rechts, so
gebührt dem Beamten die Kinderzulage nur
dann, wenn das Kind zu seinem Haushalt gehört
(Abs. 4 zweiter Satz); gehört das Kind nicht
zu seinem Haushalt, so gebührt ihm die Kin-
derzulage nur so weit, als die Höhe der Kinder-
zulage oder der gleichartigen Zulage, die der
andere Elternteil erhält, hinter der Höhe der
Kinderzulage nach dieser Besoldungsordnung zu-
rückbleibt.

(6) Die Kinderzulage beträgt 100 S.
(7) Die Haushaltszulage gebührt
a) verheirateten Beamten;
b) verwitweten Beamten, die eine Kinderzu-

lage für ein Kind erhalten, das im Zeit-

punkt des Todes des anderen Ehegatten
zum Haushalt des Beamten gehört hat
oder das nachher geboren wurde und aus
der aufgelösten Ehe stammt;

c) geschiedenen Beamten, wenn sie eine Kin-
derzulage für ein Kind erhalten, das im
Zeitpunkt der Scheidung zum Haushalt
des Beamten gehört hat oder das nachher
geboren wurde und aus der aufgelösten
Ehe stammt, ferner, wenn der geschiedene
Beamte verpflichtet ist, für den Unterhalt
der geschiedenen Gattin ganz oder teil-
weise zu sorgen.

(8) Die Haushaltszulage beträgt
a) bei verheirateten Beamten, die keine Kin-

derzulage erhalten und deren Ehegatte Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, Ge-
werbebetrieb, selbständiger oder nichtselb-
ständiger Arbeit von mehr als 460 S
monatlich bezieht, 40 S; bei den Ein-
künften aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit
ist dabei von einem Zwölftel der Summe
dieser Einkünfte im letztvorangegangenen
Kalenderjahr auszugehen; wird bereits eine
gleichartige Familienzulage von einem
Rechtsträger öffentlichen Rechts gezahlt,
so ist diese Zulage auf die Haushaltszulage
anzurechnen;

b) in allen übrigen Fällen 100 S.
(9) Verheirateten Beamten weiblichen Ge-

schlechtes gebühren Familienzulagen nur, wenn
sie als Familienerhalter anzusehen sind.

(10) Der Beamte ist verpflichtet, alle Tatsachen,
die für den Anfall und die Einstellung von
Familienzulagen von Bedeutung sind, binnen
einem Monat nach Eintri t t der Tatsache, wenn
er aber nachweist, daß er von dieser Tatsache
erst später Kenntnis erlangt hat, binnen einem
Monat nach Kenntnis, seiner vorgesetzten Dienst-
stelle unter Vorlage der entsprechenden Belege
zu melden.

(11) H a t der Beamte die Meldung nach Abs. 10
rechtzeitig erstattet, so gebühren die Kinder-
zulage für ein eheliches Kind schon ab dem
Monat der Geburt, die Haushaltszulage nach
Abs. 7 lit. a schon ab dem Monat der Verehe-
lichung.

(12) H a t der Beamte die Meldung nach Abs. 10
nicht rechtzeitig erstattet, so gebührt die Fami-
lienzulage erst von dem der Meldung nächst-
folgenden Monatsersten oder, wenn die Meldung
an einem Monatsersten erstattet wurde, von
diesem Tag an."

20. Als § 19 a ist aufzunehmen:
„§ 19 a. (1) Ein Kind ist im Sinne des § 19

als versorgt anzusehen, wenn es
1. den ordentlichen Präsenzdienst im Sinne der

wehrrechtlichen Vorschriften leistet;
2. weiblichen Geschlechtes ist und in den Ehe-

stand tritt;
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3. in ein Stift oder in ein Kloster eintritt;
4. einen Stiftplatz oder einen Freiplatz in einer

Erziehungs-, Bildungs- oder Versorgungs-
anstalt erhält, so lange die Anstalt alle Be-
dürfnisse der untergebrachten Person be-
streitet;

5. in einem landwirtschaftlichen, gewerblichen
oder freiberuflichen Betrieb eines Aszenden-
ten gegen Geld oder Naturalbezüge beruf-
lich tätig ist; unter beruflicher Tätigkeit wird
eine solche verstanden, welche ständig und
in der Absicht, sich dadurch den Lebensunter-
halt zu erwerben, ausgeübt wird;

6. aus einem Dienstverhältnis Geld- oder Natu-
ralbezüge erhält;

7. im Bezug eines ordentlichen oder außer-
ordentlichen Versorgungsgenusses steht;

8. im Bezug einer Sozialversicherungsrente,
einer Rente nach den Vorschriften über die
Kriegsopferversorgung, eines Arbeitslosen-
geldes (Notstandshilfe) oder anderer durch
einen Rechtsträger öffentlichen Rechts aus
sozialen Gründen gewährter Zuwendungen
steht;

9. Geld oder Naturalien aus einer Stiftung (Sti-
pendium) erhält; Schul- oder Studienstipen-
dien sind jedoch niemals als Versorgung an-
zusehen;

10. von einer anderen Person als derjenigen,
welche die Kinderzulage beansprucht, auf
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung ali-
mentiert wird;

11. in einem Ausbildungsverhältnis oder einer
Praxis steht und im Zusammenhang damit
Bezüge (Unterhaltsbeiträge u. dgl.) in Geld
oder Naturalien erhält;

12. andere Einkünfte im Sinne des Einkommen-
steuerrechtes bezieht.

(2) Eine Versorgung im Sinne der Bestim-
mungen des Abs. 1 Z. 6 bis 12 ist jedoch nur
dann anzunehmen, wenn der Geld- oder Natural-
bezug den Wert von monatlich 500 S übersteigt;
Überstundenzahlungen, Aushilfen, Urlaubsgeld,
Weihnachtsremunerationen sowie ähnliche Son-
derzahlungen sind hiebei nicht in Anschlag zu
bringen. In dem Fall der Z. 12 ist von einem
Zwölftel der Summe der Einkünfte im letzt-
vorhergehenden Kalenderjahr auszugehen. Der
Bezug einer Lehrlingsentschädigung gilt ohne
Rücksicht auf die Höhe der Entschädigung nicht
als Versorgung.

(3) Bei Bezügen, die in Naturalien bestehen, ist
der Wert der Wohnung mit 15 v. H., der Wert
der vollständigen ganzmonatigen Verköstigung
mit 60 v. H., der Wert der vollständigen ganz-
monatigen Verköstigung nebst Wohnung, Klei-
dung und Wäsche mit 95 v. H. und die Bestrei-
tung sämtlicher Bedürfnisse durch die Beistellung
von Sachwerten mit 100 v. H. des Betrages von
500 S zu veranschlagen."

21. Als § 19 b ist aufzunehmen:
„§ 19 b. S o n d e r z a h 1 u n g .

(1) Dem Beamten gebührt für jedes Kalender-
halbjahr eine Sonderzahlung in der Höhe von
50 v. H. des Monatsbezuges, der ihm für den
Monat der Auszahlung zusteht. Steht ein Be-
amter während eines Kalenderhalbjahres, für das
die Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbrochen
im Genuß des vollen Monatsbezuges, so gebührt
ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende
Teil. Als Monat der Auszahlung gilt bei Aus-
scheiden aus dem Dienststand jedenfalls der
Monat des Ausscheidens aus dem Dienststand.

(2) Monatsbezug im Sinne des Abs. 1 ist der
Gehalt und allfällige Zulagen (Familienzulagen,
Ergänzungszulagen, Dienstalterszulagen und
Teuerungszulagen).

(3) Die für das erste Kalenderhalbjahr ge-
bührende Sonderzahlung ist am 15. Juni, die für
das zweite Kalenderhalbjahr gebührende Sonder-
zahlung am 15. Dezember auszuzahlen. Sind diese
Tage keine Arbeitstage, wird die Sonderzahlung
am vorhergehenden Arbeitstag ausgezahlt.
Scheidet ein Beamter vor Ablauf eines Kalender-
halbjahres aus dem Dienstverhältnis aus, so ist
die Sonderzahlung binnen einem Monat nach
Beendigung des Dienstverhältnisses auszuzahlen.
Wird ein Beamter in den Ruhestand versetzt, so
ist eine ihm allenfalls für die Zeit des Dienst-
standes noch gebührende Sonderzahlung zu-
sammen mit der nächsten ihm als Beamter des
Ruhestandes gebührenden Sonderzahlung aus-
zuzahlen."

22. Als § 19 c ist aufzunehmen:
„§ 1 9 c . D i e n s t a l t e r s z u l a g e .

(1) Dem Beamten, der drei Jahre in der letzten
Gehaltsstufe seiner Gehaltsgruppe verbracht und
den Anspruch auf den vollen Ruhegenuß er-
worben hat, gebührt ab dem Zeitpunkt des Zu-
sammentreffens beider Voraussetzungen eine für
die Bemessung des Ruhe(Versorgungs)genusses
nicht anrechenbare Dienstalterszulage (einfache
Dienstalterszulage).

(2) Das Ausmaß der Dienstalterszulage be-
stimmt sich grundsätzlich nach dem letzten Vor-
rückungsbetrag jener Gehaltsgruppe, welcher der
Dienstposten des Beamten zugehört. Abweichend
hievon bestimmt sich die Dienstalterszulage

a) bei Beamten, welche nach § 16 Abs. 3
dienstbestimmt wurden, nach dem Ausmaß
des letzten Vorrückungsbetrages jener Ge-
haltsgruppe, welche sie vor erfolgter
Dienstbestimmung erreicht hatten,

b) bei Beamten, deren Bezüge sich nach
Spalte 9 der Anlage 1 bestimmen, nach dem
Ausmaß des letzten Vorrückungsbetrages
jener Gehaltsgruppe, nach deren Ansätzen
sie Bezüge erhalten.

(3) Nach drei im Bezug der Dienstalterszulage
nach Abs. 1 verbrachten Jahren wird diese ein-
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mal um den gleichen Betrag erhöht (erhöhte
Dienstalterszulage).

(4) Die Dienstalterszulage ist für die Bemessung
des Ruhe(Versorgungs)genusses anzurechnen.

a) im Zeitpunkt einer Ruhestandsversetzung
auf eigenes Ansuchen (§ 130 Abs. 1 lit. a
bis c der Dienstordnung), wenn der Beamte
bereits jeweils drei Jahre im Bezug der
einfachen beziehungsweise erhöhten Dienst-
alterszulage gestanden ist,

b) im Zeitpunkt des Todes oder einer Ruhe-
standsversetzung von Dienstes wegen
(§ 130 Abs. 2 lit. a bis c und e der Dienst-
ordnung), wenn der Beamte jeweils zwei
Jahre im Bezug der einfachen beziehungs-
weise erhöhten Dienstalterszulage gestanden
ist, sofern nicht die Bestimmungen unter
lit. c zur Anwendung gelangen,

c) im Zeitpunkt des Todes infolge Dienst-
unfall oder einer wegen Dienstunfähigkeit
infolge Dienstunfall von Dienstes wegen
verfügten Ruhestandsversetzung, sofort.

Erfolgt eine Ruhestandsversetzung in Vollzug
eines Dienststraferkenntnisses, ist eine Anrech-
nung der Dienstalterszulage für die Bemessung
des Ruhe(Versorgungs)genusses ausgeschlossen."

23. § 20 hat zu lauten:
„Aufwandsentschädigungen

und Nebengebühren.
(1) Die Bestimmungen der §§ 15 bis 20 des

Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr . 54/1956, sind
unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestim-
mungen der Dienstordnung sowie der besonderen
Betriebsbedürfnisse sinngemäß anzuwenden.

(2) Bisher gewährte Nebengebühren und Auf-
wandsentschädigungen bleiben bis zu einer Neu-
regelung aufrecht."

24. § 22 hat zu lauten:
„ B e z u g s v o r s c h ü s s e u n d

G e l d a u s h i l f e n .
(1) Wenn ein Beamter unverschuldet in eine

Notlage geraten ist, oder wenn sonst berücksich-
tigungswürdige Gründe vorliegen, kann ihm auf
Ansuchen ein unverzinslicher, binnen längstens
vier Jahren zurückzuzahlender Bezugsvorschuß
bis zur Höhe von drei Monatsbezügen gewährt
werden. Die Gewährung eines Bezugsvorschusses
kann von Sicherstellungen abhängig gemacht
werden. Der Bezugsvorschuß wird im Wege der
Aufrechnung abgestattet; der Beamte kann je-
doch den Bezugsvorschuß vorzeitig zurückzahlen.
Scheidet ein Beamter aus dem Dienststand aus, so
können zur Deckung eines in diesem Zeitpunkt
noch nicht zur Gänze zurückgezahlten Bezugs-
vorschusses außer den dem ausscheidenden Be-
amten selbst zustehenden Geldansprüchen, auch
ein den Hinterbliebenen gebührender Versor-
gungsgenuß, mit Ausnahme des Todfallsbeitrages,
herangezogen werden. Unterhaltsbeiträge sind
einem Ruhe(Versorgungs)genuß gleichzuhalten.

(2) In besonders berücksichtigungswürdigen
Fällen können im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen höhere Bezugs-
vorschüsse und weitergehende Begünstigungen
gewährt werden.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 und 2 finden

während des provisorischen Dienstverhältnisses
keine Anwendung; Ausnahmen können nur im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen bewilligt werden.

(4) Wenn ein Beamter unverschuldet in eine
Notlage geraten ist, kann ihm zu deren Über-
brückung eine einmalige nicht rückzahlbare Geld-
aushilfe gewährt werden."

25. § 23 Abs. 1 hat zu lauten:
„Hat ein Beamter seinen Dienstort in einem

Gebiet, in dem die österreichische Währung nicht
gesetzliches Zahlungsmittel ist, und muß er dort
wohnen, so bestimmt das Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finan-
zen die Art der Umrechnung der Dienstbezüge
und allfälliger Nebengebühren in die fremde
Währung und die Art der Auszahlung. Hiebei
ist auf die Höhe der Inlandsbezüge des Beamten
und auf das Verhältnis der Kaufkraft der in-
ländischen Währung im Inland zur Kaufkraft der
betreffenden ausländischen Währung im Ausland
Bedacht zu nehmen. Es kann auch bestimmt wer-
den, daß die Bezüge und allfällige Nebengebühren
zum Teil in inländischer, zum Teil in ausländi-
scher Währung ausgezahlt werden."

26. § 33 hat zu lauten:
„Die Kinderzulage nach § 19 Abs. 3 kann in

berücksichtigungswürdigen Fällen auch über das
vollendete 24. Lebensjahr des Kindes hinaus für
einen angemessenen Zeitraum gewährt werden,
wenn das Kind die Selbsterhaltungsfähigkeit des-
halb noch nicht erlangt hat, weil es ein Studium
oder eine erweiterte fachliche Ausbildung wegen
Kriegsdienstes, Maßregelung, geänderter Verhält-
nisse oder sonstiger nicht überwindbarer Hinder-
nisse nicht rechtzeitig beginnen oder vollenden
konnte."

27. § 34 Abs. 4 hat zu lauten:
„Sofern es zur Anpassung der Monatsbezüge

am geänderte Lebenshaltungskosten notwendig
ist, können Teuerungszuschläge gewährt werden.
Diese Teuerungszuschläge sind in Hundertsätzen
festzusetzen. Sie können für die einzelnen Teile
des Monatsbezuges auch verschieden hoch fest-
gesetzt werden."

28. Im § 34 ist als Abs. § aufzunehmen:
„(5) Die Teuerungszuschläge teilen das recht-

liche Schicksal des Teiles des Monatsbezuges, zu
dem sie gewährt werden."

29. Die Anlage 11 (Reihung der Dienstverrich-
tungen und besondere Erfordernisse für die pro-
visorische Anstellung, die Definitivstellung und
die Beförderung der Beamten) ist wie folgt ab-
zuändern beziehungsweise zu ergänzen:
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30. Die Anlage 2 zur Besoldungsordnung ist durch nachstehende Gehaltstabelle zu ersetzen:
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31. Die Anlage 3 zur Besoldungsordnung ist
wie folgt zu ergänzen:

Bei Gehaltsgruppe X ist aufzunehmen: ,,2)".
Als neue Fußnote 3) ist aufzunehmen:
,,3) Die in § 6 Abs. 4 zweiter Satz bezeichneten

Beamten der Generaldirektion führen ihre Funk-
tionsbezeichnung als Diensttitel."

ARTIKEL II,

Übergangs-
u n d S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

1. Der Beamte, der sich im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Kundmachung im Dienststand
befindet, erhält mit diesem Zeitpunkt Bezüge
nach der Anlage 2, wobei die nach den bisherigen
Bestimmungen erlangte bezugsrechtliche Stellung
(Gehaltsgruppe, Gehaltsstufe und Zeitpunkt der
nächsten Vorrückung) grundsätzlich gewahrt
bleibt. Ist zwischen dem Inkrafttreten und der
Verlautbarung dieser Kundmachung eine
Änderung der bezugsrechtlichen Stellung auf
Grund der bisherigen Bestimmungen eingetreten,
so bleibt ab dem Wirksamwerden der Änderung
die hiedurch erlangte bezugsrechtliche Stellung
grundsätzlich gewahrt.

Abweichend hievon erhalten:
a) Beamte, die bereits drei Jahre (Beamte des

Lokomotivfahr-, Zugbegleitungs- und Ver-
schubdienstes zwei Jahre) in der Gehalts-
stufe 10 der Gehaltsgruppen I, II a, III a,
IV a oder V a zugebracht haben, Bezüge der
Gehaltsstufe 11, sofern sie bereits sechs
Jahre (Beamte des Lokomotivfahr-, Zug-
begleitungs- und Verschubdienstes vier
Jahre) in der Gehaltsstufe 10 zugebracht
haben, Bezüge der Gehaltsstufe 12,

b) Beamte, die bereits drei Jahre in der Ge-
haltsstufe 11 der Gehaltsgruppen VI a und
VII a zugebracht haben, Bezüge der Gehalts-
stufe 12,

c) Beamte der Gehaltsgruppe X, Gehalts-
stufe 17, Bezüge der Gehaltsstufe 16.

2. Bei Beamten, welche gemäß §§ 15 und 16
Abs. 1, 2 und 4 dienstbestimmt wurden, ist der
nunmehrige Gehalt in der Weise zu ermitteln,
daß der Gehalt im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Dienstbestimmung nach der am
1. Feber 1956 gültigen Gehaltstabelle (Anlage 2)
fiktiv festzustellen ist und von diesem ausgehend
allfällige nach § 16 zulässige Vorrückungen zu
berücksichtigen sind.

3. Abweichend von den Bestimmungen des
§ 19 c Abs. 3 erhält ein Beamter, der sich bereits
sechs Jahre in der letzten Gehaltsstufe seiner Ge-
haltsgruppe, hievon mindestens drei Jahre nach
Erreichen des Anspruches auf den vollen Ruhe-

genuß befindet, die erhöhte Dienstalterszulage.
Diese Bestimmung tritt mit 31. Jänner 1959
außer Kraft.

4. Bei Beamten, denen im Zeitpunkt des In-
kraftretens dieser Kundmachung eine Dienst-
alterszulage nach § 19 c Abs. 1 gebührt, be-
ziehungsweise welche zu diesem Zeitpunkt nach
Artikel II Z. 3 eine erhöhte Dienstalterszulage
erhalten, ist abweichend von den Bestimmungen
des § 19 c Abs. 4 lit. a und b die einfache Dienst-
alterszulage bereits nach einem Drittel, die er-
höhte Dienstalterszulage bereits nach zwei Drittel
der im § 19 c Abs. 4 lit. a und b festgesetzten
Zeiträume für die Bemessung des Ruhe(Versor-
gungs)genusses anzurechnen.

5. Ergänzungszulagen, die nach § 34 Abs. 1 ge-
währt wurden, sind nach Maßgabe des Erreichens
eines höheren Bezuges gemäß Artikel II Z. 1 so-
wie durch Vorrückung, Anfall einer Dienstalters-
zulage oder Beförderung nach dieser Besoldungs-
ordnung einzuziehen.

6. Diese Kundmachung tritt — unbeschadet
der Bestimmungen der Z. 7 — am 1. Feber 1956
in Kraft.

7. Die in dieser Kundmachung vorgesehenen
Bezüge gebühren den Beamten ab 1. Feber 1956
in folgendem Ausmaß:

a) die Haushaltszulage nach § 19 Abs. 8 lit. a
im vollen Ausmaß;

b) die übrigen Familienzulagen im Ausmaß
von 90 v. H.;

c) der Gehalt und die Dienstalterszulage im
Ausmaß von 85 v. H.; beträgt die Er-
höhung des bisherigen Bezuges, die sich auf
diese Weise in Verbindung mit der Anwen-
dung der Bestimmungen des Artikels II
Z. 1 bis 3 ergibt, nicht mindestens 70 S, so
gebührt dem Beamten eine Erhöhung des
bisherigen Bezuges um 70 S, höchstens je-
doch eine Erhöhung auf 100 v. H. der
Summe der in dieser Kundmachung für
diese Teile des Monatsbezuges vorgesehenen
Ansätze.

8. Die Bezüge sind stufenweise auf das volle
in dieser Kundmachung vorgesehene Ausmaß zu
erhöhen. Das nähere wird durch Kundmachung
des Bundesministeriums für Verkehr und ver-
staatlichte Betriebe mit Zustimmung des Haupt-
ausschusses des Nationalrates bestimmt.

9. Die durch diese Kundmachung aufgehobenen
oder geänderten Bestimmungen der Besoldungs-
ordnung sind in der bis zum Inkrafttreten dieser
Kundmachung geltenden Fassung auf Bezugs-
ansprüche anzuwenden, die vor dem 1. Feber
1956 liegende Zeiträume betreffen.

Waldbrunner


